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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 
Uhr. 
 
Präsident Weber: Ich eröffne die 49. Sitzung 
der Bürgerschaft (Landtag). 
 
Ich begrüße die anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der 
Medien. 
 
Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht 
herzlich die Klassen 9 und 10 der International 
School of Bremen, eine Berufspraktikanten-
klasse der Allgemeinen Berufsbildenden Schu-
le und eine Werkschulklasse des Technischen 
Bildungszentrums Bremen sowie die Klasse 
9 a der Oberschule Geestemünde in Bremer-
haven und Nachwuchspoolkräfte des öffentli-
chen Dienstes, Laufbahn 2, zweites Einstieg-
samt. 
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 
Zur Abwicklung der Tagesordnung wurde inter-
fraktionell vereinbart, dass heute zu Beginn 
der Sitzung die miteinander verbundenen Ta-
gesordnungspunkte 28, Gesetz zur Änderung 
des Bremischen Gesetzes über die Erhebung 
einer Tourismusabgabe, Mitteilung des Se-
nats, Drucksache 19/1136, 61, Gesetz zur 
Änderung der Gebührenbefreiungstatbestän-
de, Antrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen, Drucksache 19/881, 62, 
Gesetz zur Änderung der Gebührenbefrei-
ungstatbestände, Bericht und Antrag des 
staatlichen Haushalts- und Finanzausschus-
ses, Drucksache 19/1210, und 70, Haushalts-
gesetze und Haushaltspläne der Freien Han-
sestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2018 
und 2019 sowie Finanzplanung 2017 bis 2021, 
Mitteilung des Senats, Drucksache 19/1224, 
aufgerufen werden. 
 
Die Sitzung heute Nachmittag beginnt mit dem 
Tagesordnungspunkt 7, Reichtum gerechter 
verteilen, Vermögenssteuer als Millionärssteu-
er wieder erheben, Antrag der Fraktion DIE 
LINKE, Drucksache 19/1081. Im Anschluss 
daran werden die miteinander verbundenen 
Tagesordnungspunkte 14, Keine Fahrverbote 
für Dieselfahrzeuge in Bremen und Bremer-
haven!, Antrag der Fraktion der CDU, Druck-
sache 19/1101, und 15, Lehren aus dem Die-
selskandal ziehen und konsequent umsetzen!, 
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen 
und der SPD, Drucksache 19/1197, sowie 30, 
Bremens Stärken besser für Gründungen und 
Start-ups nutzen, Antrag der Fraktionen der 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der FDP, der 
CDU und DIE LINKE, Drucksache 19/1139, 

und 31, Innovationspolitik im Land Bremen neu 
aufstellen, Antrag der Fraktionen der CDU und 
der FDP, Drucksache 19/1234 Neufassung der 
Drucksache 19/1171, aufgerufen. 
 
Zu Beginn der Sitzung am Donnerstagvormit-
tag werden die Tagesordnungspunkte 1, Aktu-
elle Stunde, 73, Konsensliste, 2, Fragestunde, 
und 67, Laschen ist Hafenarbeit!, Antrag der 
Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen, Drucksache 19/1213, behandelt. 
 
Die Sitzung am Donnerstagnachmittag beginnt 
mit den miteinander verbundenen Tagesord-
nungspunkten 57 und 58, Mehr Sicherheit für 
Deutschland und Bremen, Antrag der Fraktion 
der CDU, Drucksache 19/914, Neufassung der 
Drucksache 19/901, und Bericht der staatli-
chen Deputation für Inneres dazu, Drucksache 
19/1208 und den miteinander verbundenen 
Tagesordnungspunkten 71, Elternunabhängi-
ges BAföG - Kinder haften nicht für ihre Eltern, 
Dringlichkeitsantrag der Fraktion der FDP, 
Drucksache 19/1236, und 74, Schuldenfreies 
Studium durch ein bedarfsdeckendes und el-
ternunabhängiges BAföG ermöglichen, Dring-
lichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE, Druck-
sache 19/1242, sowie den miteinander ver-
bundenen Tagesordnungspunkten 59, Gesetz 
zur Änderung des Bremischen Bildungsur-
laubsgesetzes, Mitteilung des Senats, Druck-
sache 19/1172, und 60, Gesetz zur Änderung 
des Weiterbildungsgesetzes, Mitteilung des 
Senats, Drucksache 19/1173. 
 
Zur Abwicklung der Beratungen für den Haus-
halt 2018/2019 in erster Lesung wurde inter-
fraktionell vereinbart, dass eine verlängerte 
Redezeit von bis zu 60 Minuten - -.  
 
(Heiterkeit) 
 
Oh, das wäre ein bisschen viel! Für den ersten 
Redner je Fraktion sind bis zu 30 Minuten vor-
gesehen. 
 
Nach der Einbringungsrede der Senatorin für 
Finanzen, Frau Bürgermeisterin Linnert, erhal-
ten die Redner der Fraktionen in der Reihen-
folge CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE und FDP sowie die Gruppe BIW das 
Wort. In die Aussprache im Landtag fließt die 
Debatte über den Stadthaushalt ein, sodass in 
der Stadtbürgerschaft auf eine Aussprache 
verzichtet werden kann. 
 
Die übrigen interfraktionellen Absprachen kön-
nen Sie dem Umdruck der Tagesordnung mit 
Stand von heute, 9 Uhr, entnehmen.  
 
Diesem Umdruck können Sie auch die Ein-
gänge gemäß Paragraf 21 der Geschäftsord-
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nung entnehmen, bei denen interfraktionell 
vereinbart wurde, diese nachträglich auf die 
Tagesordnung zu setzen. Es handelt sich in-
soweit um die Tagesordnungspunkte 72, Be-
richt des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 
22, 73, Konsensliste, 74, Schuldenfreies Stu-
dium durch ein bedarfsdeckendes und eltern-
unabhängiges BAföG ermöglichen, 75, Hos-
pizbedarfe in Bremen ermitteln - Versorgung 
der Anspruchsberechtigten stärken!, und 76, 
Zweiter Versuch - Regenbogenflagge am Co-
ming Out Day vor dem Haus der Bürgerschaft 
hissen, Drucksache 19/1249. 
 
Meine Damen und Herren, Sie haben für diese 
Sitzung die Konsensliste übermittelt bekom-
men. Es handelt sich um die Zusammenfas-
sung der Vorlagen, die ohne Debatte und ein-
stimmig behandelt werden sollen. 
 
Auf dieser Liste stehen die Tagesordnungs-
punkte 40, 65 und 66.  
 
Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren 
zu behandeln, bedarf es eines einstimmigen 
Beschlusses der Bürgerschaft (Landtag). Ich 
lasse jetzt darüber abstimmen, ob eine Be-
handlung im vereinfachten Verfahren erfolgen 
soll, und bitte um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist 
mit dem vereinfachten Verfahren einverstan-
den.  
 
(Einstimmig) 
 
Die Konsensliste wird entsprechend Paragraf 
58 a der Geschäftsordnung nach der Aktuellen 
Stunde aufgerufen. 
 
Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute ver-
teilten weiteren Umdruck zu entnehmen. 
 
 
I.  Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Geschäfts- 

ordnung 
 

1. Umsetzung der „Stiftung Anerkennung und Hilfe“ 
in Bremen 
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 5. September 2017 
(Drucksache 19/1222) 

 
2. Integrierte Modelle eines kontinuierlichen 

Deutschunterrichts als Alternative zum Vorkurs-
modell? 
Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD 
vom 5. September 2017 
(Drucksache 19/1223) 

 

3. Drittes Gesetz zur Änderung des Landesmin-
destlohngesetzes 
Mitteilung des Senats vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1225) 

 
4. Gesetz zur Änderung des Tariftreue- und 

Vergabegesetzes 
Mitteilung des Senats vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1226) 

 
5. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 

Halten von Hunden 
Antrag der Fraktion der FDP 
vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1235) 

 
6. Neubau eines Veranstaltungsgebäudes an der 

Universität und Raumsituation an den bremi-
schen Hochschulen 
Bericht und Antrag des Ausschusses für Wis-
senschaft, Medien, Datenschutz und Informati-
onsfreiheit 
vom 15. September 2017 
(Drucksache 19/1237) 

 
7. Familiennachzug ist Integration - Recht auf 

Familie für Geflüchtete wieder herstellen! 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 18. September 2017 
(Drucksache 19/1239) 

 
8. Arbeitsassistenzen anhand der tatsächlichen 

Notwendigkeit gewähren! 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 19. September 2017 
(Drucksache 19/1240) 

 
9. Ehrenamt, gemeinnützige Initiativen und bürger-

schaftliches Engagement in Schulen des Landes 
Bremen 
Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 19. September 2017 
(Drucksache 19/1241) 

 
10. Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsord-

nung 
Mitteilung des Senats vom 19. September 2017 
(Drucksache 19/1243) 

 
Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesordnung 
der November-Sitzung. 
 
 
II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Ge-

schäftsordnung 
 
1. Reisekostenübernahme für Lehrerinnen und 

Lehrern bei Schulfahrten und ExkursionenKleine 
Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 13. Juli 201 
Dazu Antwort des Senats vom 19. September 
2017 
(Drucksache 19/1245) 

 
2. Pilotprojekt Beschäftigung in Bremerhaven - ja 

oder nein? 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 1. August 2017 
Dazu  
Antwort des Senats vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1228) 

 
3. Entwicklung des Sozialwohnungsbestands im 

Land Bremen 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 1. August 2017 
Dazu 
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Antwort des Senats vom 5. September 2017 
(Drucksache 19/1218) 
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Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 7. August 2017 
Dazu  
Antwort des Senats vom 12. September 2017 
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5. Waffenbesitz und Waffenkontrollen 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 
vom 8. August 2017 
Dazu  
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7. Einsatz und Förderung von Videodolmetsch-

diensten 
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 
vom 8. August 2017 
Dazu  
Antwort des Senats vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1232) 

 
8. Umsetzungsstand der entwicklungspolitischen 

Leitlinien der Freien Hansestadt Bremen 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 15. August 2017 
Dazu  
Antwort des Senats vom 19. September 2017 
(Drucksache 19/1246) 

 
9. Erwerbsperspektiven für geflüchtete Frauen 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 
vom 15. August 2017 

 
10. Steuerprüfungen bei Steuerpflichtigen mit be-

deutendem Einkommen in Bremen 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 16. August 2017 
Dazu  
Antwort des Senats vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1233) 

 
11. Wahlrecht für Beamtinnen und Beamte bei der 

Krankheitsvorsorge 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 22. August 2017 
Dazu  
Antwort des Senats vom 19. September 2017 
(Drucksache 19/1247) 

 
12. Auswirkungen des Brexit auf die Hochseefische-

rei 
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
vom 28. August 2017 

 
13. Lang-Lkw auf Bremens Straßen 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
vom 4. September 2017 

 
14. Schaufenster Fischereihafen - Wie sieht die 

Zukunft aus? 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
vom 4. September 2017 

 
15. Auswirkungen der Umstellung von L- auf H-Gas 

im Land Bremen ab 2017 auf die Heizungsanla-
gen öffentlicher Gebäude 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 5. September 2017 

 
16. Entschädigung und Rehabilitierung der Opfer 

des § 175 StGB - Umsetzung in Bremen 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 6. September 2017 

 
III. Sonstiger Eingang 
 

Mitteilung des Senats über die vom Senat be-
schlossene Mitantragstellung zur Bundesratsini-
tiative „Entschließung des Bundesrates ‚Koope-
rationsverbot im Bildungsbereich aufheben‘, An-
trag des Landes Berlin“ 
Mitteilung des Senats vom 5. September 2017 
(Drucksache 19/1219) 

 
Wird das Wort zu den interfraktionellen Ab-
sprachen gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 
 
Wer mit den interfraktionellen Absprachen 
einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist 
mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen. 
 
(Einstimmig) 
 
Wir treten in die Tagesordnung ein.  
 
 
Gesetz zur Änderung des Bremischen Ge-
setzes über die Erhebung einer Tourismus-
abgabe 
Mitteilung des Senats vom 27. Juni 2017 
(Drucksache 19/1136) 
1. Lesung 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Gesetz zur Änderung der Gebührenbefrei-
ungstatbestände - Gesetz zur Änderung der 
persönlichen Gebührenfreiheiten  
Antrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen  
vom 14. Dezember 2016 
(Drucksache 19/881)  
2. Lesung 
 
sowie 
 
Gesetz zur Änderung der Gebührenbefrei-
ungstatbestände  
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Bericht und Antrag des staatlichen Haus-
halts- und Finanzausschusses  
vom 24. August 2017  
(Drucksache 19/1210)  
2. Lesung 
 
und 
 
Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der 
Freien Hansestadt Bremen für die Haus-
haltsjahre 2018 und 2019 sowie Finanzpla-
nung 2017 bis 2021  
Mitteilung des Senats vom 12. September 
2017  
(Drucksache 19/1224)  
1. Lesung  
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürger-
meisterin Linnert, ihr beigeordnet Staatsrat 
Lühr und Staatsrat Strehl. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen in ihrer 36. Sitzung am 26. Januar 
2017 in erster Lesung beschlossen und zur 
Beratung und Berichterstattung an den Staatli-
chen Haushalts- und Finanzausschuss über-
wiesen. Dieser Ausschuss legt nun mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1210 seinen Bericht 
und Antrag dazu vor. 
 
Wir kommen zur ersten Lesung des Gesetzes 
zur Änderung des Bremischen Gesetzes über 
die Erhebung einer Tourismusabgabe, Druck-
sache 19/1136, und der Haushaltsgesetze und 
Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen 
für die Haushaltsjahr 2018 und 2019, Drucksa-
che 19/1224, sowie zur zweiten Lesung des 
Gesetzes zur Änderung der Gebührenbefrei-
ungstatbestände, Drucksachen 19/881 und 
19/1210. 
 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
möchte noch darauf hinweisen, dass in diese 
Aussprache auch die Beratung des Stadt-
haushalts einbezogen werden soll. Ich sage 
noch einmal: Es ist eine verlängerte Redezeit 
vereinbart. Sie beträgt für den jeweils ersten 
Redner einer Fraktion bis zu 30 Minuten. Im 
Übrigen richtet sich die Redezeit nach der 
Geschäftsordnung.  
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort Frau Bürger-
meisterin Linnert. 
 
Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Senat legt Ihnen heute die Haushaltsentwürfe 

für die Jahre 2018 und 2019 sowie einen Fi-
nanzplan 2017 bis 2021 vor.  
 
Als Erstes möchte ich mich bei all denen be-
danken, die mit ihrem unermüdlichen Einsatz 
in den letzten Wochen und Monaten dafür 
gesorgt haben, dass wir heute das umfangrei-
che Zahlenwerk beraten können. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Danke an meine Staatsräte Henning Lühr und 
Dietmar Strehl, an die Abteilungsleiter, an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Refera-
ten des Finanzressorts und an alle Beteiligten 
in den anderen Ressorts, vor allem der Se-
natskanzlei. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/die Grünen) 
 
Der Zeitrahmen war eng und nur mit großem 
Engagement aller Beteiligten einzuhalten. Da-
für auch noch einmal im Namen des gesamten 
Senats ganz herzlichen Dank! Wir wissen, was 
von den Haushältern geleistet wird. 
 
Der Haushalt 2018/2019 ist die letzte Etappe 
zur Einhaltung des Konsolidierungspfades. Wir 
werden auch diese erfolgreich meistern und 
schaffen damit die Voraussetzungen, um auch 
in den nächsten zwei Jahren je 300 Millio-
nen Euro Konsolidierungshilfe von Bund und 
Ländern zu erhalten. 
 
Der vorliegende Haushalt ermöglicht es Bre-
men und Bremerhaven, weiter zu wachsen, die 
positive Wirtschaftsentwicklung fortzusetzen 
sowie Arbeitsplätze zu sichern und neue zu 
schaffen. Der soziale Zusammenhalt wird ge-
stärkt. Die nachhaltige ökologische Entwick-
lung wird gefördert. Investitionen in die Infra-
struktur und in die Häfen werden getätigt. Wir 
setzen Schwerpunkte, vor allem beim weiteren 
Ausbau der Angebote im Bereich von Krippen, 
Kindergärten und Schulen. Mit zahlreichen 
Projekten werden die Digitalisierung beschleu-
nigt und der Bürgerservice verbessert, und es 
werden wichtige Maßnahmen für eine sichere 
und saubere Stadt umgesetzt.  
 
Das sind Investitionen, die sich auszahlen 
werden. Sie verbessern die Lebensqualität der 
Bürgerinnen und Bürger und die Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst. Das wird auch möglich, weil wir mehr 
Menschen im öffentlichen Dienst beschäftigen. 
Von 2016 bis 2018 gibt es 1 000 Stellen zu-
sätzlich. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, die Einnah-
men im Stadtstaat Bremen steigen auf 5,3 
Milliarden Euro im Jahr 2018 und auf 5,5 Milli-
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arden Euro im Jahr 2019. Das ist erfreulich 
und hilft uns sehr. Es ermöglicht die Finanzie-
rung der Schwerpunkte und Millioneninvestiti-
onen in den Wirtschaftsstandort Bremen und 
Bremerhaven. Der größte Teil der Einnahmen 
ist steuerabhängig, besteht also aus Steuern, 
Länderfinanzausgleich und Bundesergän-
zungszuweisungen. Knapp zwei Drittel der 
bremischen Steuereinnahmen stammen aus 
der Umsatzsteuer sowie der Lohn- und Ein-
kommensteuer. Alle drei entwickeln sich posi-
tiv, und auch die Gewerbesteuereinnahmen 
steigen. 
 
Die positive Wirtschafts- und Arbeitsmarktent-
wicklung wirkt sich auch hier aus. Allein 2016 
sind 7 900 sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze hinzugekommen. Bei der Wirt-
schaftskraft belegt Bremen mit dem zweit-
höchsten Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt aller 
Bundesländer einen Spitzenplatz. 
 
Das Wachstum der bremischen Wirtschafts-
leistung lag zum zweiten Mal in Folge über 
dem Bundesdurchschnitt. Wie immer ist 
Grundlage des Haushaltsentwurfs die Mai-
Steuerschätzung, die von weiter steigenden 
Einnahmen ausgeht. Auch weil der Stabilitäts-
rat von Bremen weitere eigene Anstrengungen 
zur Einnahmesteigerung erwartet, wird die 
Citytax erhöht, wird die Wettbürosteuer einge-
führt und wird für zwei Jahre befristet die Ge-
werbesteuer erhöht.  
 
Der Senat hat sich die Entscheidung zur Ge-
werbesteuererhöhung nicht leichtgemacht. Sie 
ist ausdrücklich auf die letzten zwei Konsolidie-
rungsjahre 2018 und 2019 begrenzt. Damit 
leistet die bremische Wirtschaft einen Solidar-
betrag. Wir wollen über 100 Millionen Euro 
zusätzlich für die Kinderbetreuung bereitstel-
len. Das dient auch der Wirtschaft. Ab 2020 
verfügt Bremen über einen größeren finanziel-
len Spielraum und wird dann wieder zum alten 
Steuersatz zurückkehren.  
 
Jetzt zu den Ausgaben! Die Ausgaben im 
Stadtstaat Bremen steigen auf 5,6 Milliar-
den Euro im Jahr 2018 und auf 
5,7 Milliarden Euro im Jahr 2019. Am meisten 
profitieren davon die Kinder und Jugendlichen 
in unseren Krippen, Kindergärten und Schulen 
sowie deren Eltern. Der Etat für das Ressort 
„Kinder und Bildung“ wird von 2017 auf 2018 
um über 100 Millionen Euro auf insgesamt 
930,5 Millionen Euro erhöht. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
2019 stehen dann 949 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Bis zum Kindergartenjahr 2019/2020 
wollen wir die Versorgungsquote für die Kinder 

unter drei Jahren Kinder auf 50 Prozent und 
für die drei- bis sechsjährigen Mädchen und 
Jungen auf 98 Prozent steigern. Allein im lau-
fenden Kita-Jahr 2017/2018 werden 142 neue 
Kindergarten- und Krippengruppen geschaffen. 
Das ist ein enormer Kraftakt, und der Ausbau 
geht weiter. Für Kita-Bauten sind 20,9 Millio-
nen Euro für das Jahr 2018 und 24,3 Millio-
nen Euro für 2019 eingeplant. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Auf die stark steigenden Zahlen von Schüle-
rinnen und Schülern reagieren wir zudem mit 
erheblich mehr Personal an Bremens Schulen. 
Ein Plus von 384 Stellen, darunter 140 Stellen, 
die 2017 noch aus zeitlich befristeten, flücht-
lingsbezogenen Programmen bezahlt werden, 
ist ab 2018 dauerhaft finanziert. Zur Personal-
verstärkung gehören Lehrerinnen und Lehrer, 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
sowie nichtunterrichtendes Personal. Außer-
dem werden 50 zusätzliche Plätze für Refe-
rendare geschaffen. Die Lehrerzuweisungs-
richtlinie für Bremen und Bremerhaven ge-
währleistet, dass die Zahl der Lehrkräfte in 
beiden Städten nach gleichen Regeln erfolgt. 
Das ist nach langen Debatten früherer Jahre 
über eine möglicherweise bessere oder 
schlechtere Ausstattung der Schulen in der 
einen oder der anderen Stadt ein großer Vor-
teil. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Für Schulbauten stehen 28,5 Millionen Euro im 
Jahr 2018 und 39,1 Millionen Euro im Jahr 
2019 zur Verfügung. Damit werden unter an-
derem der Neubau der Oberschule Ohlenhof, 
der Ganztagsausbau der Grundschule am 
Pastorenweg und Baumaßnahmen für den 
Ganztagsbetrieb der Grundschulen Alfred-
Faust-Straße, Landskronastraße und Alt-
Aumund finanziert. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Aus Sicht des Senats sind die Ganztagsschu-
len für Kinder und Eltern von enormer Bedeu-
tung. Sie erleichtern die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und ermöglichen einen 
kindgerechten Unterricht, weg vom 45-
Minuten-Takt.  
 
Zusätzlich enthält der Etat von Immobilien 
Bremen für das Gebäudesanierungsprogramm 
2018/2019 jährlich 26 Millionen Euro. Wie ge-
wohnt wird das Programm vorwiegend für 
Schulsanierungen genutzt. Dazu gehören die 
Sanierung der Neuen Oberschule Gröpelin-
gen, die Sanierung des Sekundarbereichs II 
des Schulzentrums Blumenthal, der Teiler-
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satzneubau der Grundschule am Baumschu-
lenweg, die Sanierung der Turnhalle am Ale-
xander-von-Humboldt-Gymnasium sowie der 
Teilersatzbau an der Oberschule Hermanns-
burg. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Universitäten und Hochschulen haben eine 
große Bedeutung für die Innovationsfähigkeit 
unseres Landes. Außerdem steht die Wissen-
schaft für zahlreiche qualifizierte Arbeitsplätze 
in Bremen und Bremerhaven. Für die Beteili-
gung an der ab 2019 beginnenden Exzellenz-
strategie sowie für weitere neue Bund-Länder-
Programme, an deren Ausschreibungen sich 
die Bremer Hochschulen beteiligen wollen, 
sind die notwendigen Mittel eingeplant. In die 
Hochschulbauten wird kräftig investiert. Mit 
dem Neubau des Gebäudes NW-Biologie wird 
die molekular- und meeresbiologische For-
schung auf hohem Niveau gehalten und wei-
terentwickelt. Wir investieren in die Neugestal-
tung des Deutschen Schifffahrtsmuseums in 
Bremerhaven. Der Neubau des NW2-
Gebäudes an der Uni Bremen und die Sanie-
rung des NW2-Traktes - A und B - sind eben-
falls finanziert. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir stärken die Wirtschaftsstandorte Bremen 
und Bremerhaven durch Investitionen in die 
Infrastruktur und in Gewerbegebiete. Damit 
unterstützen wir den starken wissenschaftli-
chen Kern in unserem Land und schaffen die 
Voraussetzungen für weiteres Wachstum. Die 
Häfen spielen dabei eine Schlüsselrolle und 
werden entsprechend berücksichtigt.  
 
Laut der jüngsten Studie des Instituts für See-
verkehrswirtschaft und Logistik hängt jeder 
fünfte Arbeitsplatz im Land Bremen direkt oder 
indirekt an den bremischen Häfen. Mit Millio-
neninvestitionen werden wir unsere Häfen 
auch künftig konkurrenzfähig aufstellen. Die 
Baggerflotte für die Häfen wird erneuert, der 
Neubau der Nordmole wird begonnen, die 
Sanierung der Westkaje am Kaiserhafen wird 
zügig realisiert. Die Kreuzfahrtbranche boomt 
auch in Bremerhaven. Mit der Erneuerung des 
Kreuzfahrtterminals und der Ertüchtigung der 
Columbuskaje schaffen wir das Fundament für 
eine weitere positive Entwicklung.  
 
Für die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der 
bremischen Gewerbeflächen ist gesorgt. Das 
gilt sowohl für die Schwerpunktvorhaben Han-
salinie, GVZ und Bremer Industriepark als 
auch für die Überseestadt und bezüglich klei-
nerer Areale wie beispielsweise am Bahnhof 
Vegesack. 

Ein Mammutprojekt in Bremerhaven ist die 
Erschließung des rund 155 Hektar großen 
Gewerbegebietes Luneplate. Der Bau des 
EcoMaT wird vorangetrieben. Es ist ein zentra-
les Projekt für den Luft- und Raumfahrtstandort 
Bremen.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dort werden ab 2019 bis zu 500 Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler an neuen Mate-
rialien forschen. 
 
Unsere Krankenhäuser bekommen zusätzliche 
Investitionsmittel. Damit wird unter anderem 
die Aufstockung des Eltern-Kind-Zentrums am 
Klinikum Bremen-Mitte finanziert. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Der Erhalt der Verkehrsinfrastruktur ist von 
enormer Bedeutung für Bremen. Die großen 
Brücken sind dabei neuralgische Punkte. Der 
Etat für den Brückenerhalt wird deshalb aufge-
stockt. Wenn mehr Menschen auf Bus und 
Bahn umsteigen, Fahrrad fahren oder schlicht 
zu Fuß gehen, entlastet das den Verkehr auf 
unseren Straßen, verringert den Lärm, verbes-
sert die Luft und erhöht die Lebensqualität. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die aktuelle Dieseldebatte führt die Wirkung 
der Abgase auf die Gesundheit insbesondere 
von Kindern erneut vor Augen. Gleichzeitig ist 
eine ökologisch verantwortungsbewusste Ver-
kehrspolitik ein wichtiger Beitrag zum Klima-
schutz. Dass dieser notwendig ist, wissen die 
Bremerinnen und Bremer als Küstenanrainer. 
Versäumnisse beim Umweltschutz werden 
später beim Deichschutz teuer bezahlt. 31,5 
Millionen Euro werden allein im Haushalt 
2018/2019 für den Generalplan Küstenschutz 
zur Verfügung gestellt. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Klimaschutz gehört zu den zentralen Leitzielen 
des Senats. Die Finanzierung der Landes-
energieagentur Energiekonsens ist sicherge-
stellt. Ihr Fokus liegt auf der Information und 
Beratung in Energie- und Klimaschutzfragen 
für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen, 
Handwerk, Vereine und Institutionen. Auch das 
Förderprogramm „Wärmeschutz im Wohnge-
bäudebestand“ hilft bei der CO2-Einsparung. 
Es unterstützt Hunderte von Hausbesitzerin-
nen und Hausbesitzern bei der Sanierung ihrer 
Häuser. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Das ÖPNV-Angebot werden wir weiter aus-
bauen und attraktiver gestalten, zum Beispiel 
durch die Straßenbahnquerverbindung Steu-
benstraße, die auf den Weg gebracht wird.  
 
(Beifall SPD) 
 
Für den Ausbau der Linien 1 und 8 sind Mittel 
im Haushalt berücksichtigt und können bei 
vorliegender Baureife verwendet werden. 
 
(Beifall SPD) 
 
Mit der Anschaffung einer neuen Straßenbahn-
flotte wird der ÖPNV attraktiver, und der Kom-
fort für die Fahrgäste steigt. 
 
Auch für Radlerinnen und Radler wird Bremen 
noch attraktiver. Als Beispiel nenne ich die 
rund 42 Kilometer lange Fahrradpremiumroute 
Bremen-Nord–Innenstadt–Hemelingen sowie 
das „Fahrradmodellquartier Alte Neustadt“. 
Durch Premiumrouten quer durch das gesamte 
Stadtgebiet wird das Fahrradfahren sicherer 
und schneller. Die rasante Zunahme von Elekt-
rofahrrädern ermöglicht es, längere Strecken 
schnell und bequem zurückzulegen.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Mit dem „Fahrradmodellquartier Alte Neu-
stadt“, das mit Mitteln des Bundeswettbewerbs 
„Klimaschutz durch Radverkehr“ gefördert 
wird, entsteht die erste Fahrradzone Deutsch-
lands.  
 
Wir wissen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, dass die jahrelange Haushaltskonsoli-
dierung in vielen Bereichen zu Defiziten ge-
führt hat. Deshalb finanzieren wir jetzt, wo dies 
möglich ist, neben dem Kraftakt für den weite-
ren Kita- und Schulausbau zwei umfangreiche 
Maßnahmenpakete mit Verstärkungsmitteln. 
Mit zahlreichen Projekten stärken wir die Si-
cherheit, verbessern das Erscheinungsbild 
Bremens in puncto Sauberkeit, bauen den 
Bürgerservice aus und bringen die Digitalisie-
rung voran. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das erste Paket mit insgesamt 36 Projekten 
wird die Sicherheit erhöhen und die Sauberkeit 
verbessern. Für beides zusammen stehen 
insgesamt 15 Millionen Euro in den Jahren 
2018 und 2019 zur Verfügung. 120 zusätzliche 
Stellen werden geschaffen. 
 
Die Aufenthaltsqualität in den Städten hängt 
maßgeblich von der Sauberkeit ab. Die Be-
schwerden über illegale Müllentsorgung haben 
zugenommen. Ein Bündel von Maßnahmen in 

Bremen soll das Erscheinungsbild der Stadt 
deutlich verbessern. Dazu gehört die Einfüh-
rung eines städtischen Ordnungsdienstes. 23 
Beschäftigte kümmern sich unter anderem um 
illegal entsorgten Müll, suchen die Verursacher 
und schreiten bei Beschwerden über Lärm ein. 
Die Reinigung von Grünanlagen und Bade-
seen am Wochenende wird organisiert. Die 
Pflege der Grünstreifen entlang der Straßen in 
Bremen-Nord wird verbessert. Im Stadtgebiet 
werden 500 zusätzliche Papierkörbe aufge-
stellt. Es gibt vier Stellen zur Information über 
die Bremer Regeln zur Abfallentsorgung vor 
Ort. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Damit die Bürgerinnen und Bürger bestmöglich 
vor Gefahren durch Terroranschläge geschützt 
werden können, wird ein Maßnahmenpaket zu 
Prävention, Gefahrenabwehr und konsequen-
ter Strafverfolgung geschnürt. Dazu gehört 
unter anderem eine verbesserte Ausrüstung 
der Polizistinnen und Polizisten. Für 
500 000 Euro pro Jahr in Bremen und 
150 000 Euro in Bremerhaven werden bei-
spielsweise Schutzwesten und Schutzhelme 
angeschafft. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Für eine zeitnahe Verhandlung und Verurtei-
lung von Straftätern bekommen die Staatsan-
waltschaft, das Landgericht sowie die Amtsge-
richte zusammen zwölf zusätzliche Stellen. Die 
Ortspolizei Bremerhaven wird mit fünf Stellen 
verstärkt. Es gibt 16 zusätzliche Stellen für den 
Verfassungsschutz. Die Videoüberwachung 
wird um maximal drei neue Standorte erwei-
tert. Die Kontrolle und Auswertung der Bilder 
werden verbessert. Dafür werden acht zusätz-
liche Stellen geschaffen. 
 
Die Telekommunikationsüberwachung soll 
gezielt zur Abwehr von Gefahren eingesetzt 
werden. Dafür muss das Bremische Polizeige-
setz angepasst werden. Für die Beantragung 
und Kontrolle sowie für Folgemaßnahmen der 
Überwachung sind zwölf zusätzliche Stellen 
eingeplant.  
 
Das zweite Paket sorgt für deutliche Verbesse-
rungen in den Bereichen Digitalisierung und 
Bürgerservice. Mit 20 Millionen Euro pro Jahr 
werden 58 Projekte finanziert. Die Digitalisie-
rung der Verwaltung ist eine Daueraufgabe. 
Wir fangen nicht bei null an. Bremen hat be-
reits in einigen Bereichen eine Vorreiterrolle 
übernommen. Gemeinsam mit Handels- und 
Handwerkskammer arbeiten wir an der Einfüh-
rung der E-Rechnung. Die Eingangsplattform 
wird in Zusammenarbeit mit dem Bund entwi-
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ckelt. Auf der CEBIT haben wir dieses bun-
desweit beachtete Modellprojekt dem Fach-
publikum vorgestellt. Von der E-Rechnung 
profitieren Verwaltung und Wirtschaft gleich-
ermaßen. Sie senkt Kosten und spart Zeit. 
 
Bund und Länder trauen Bremen beim Thema 
Digitalisierung eine Menge zu. Nur wenige 
wissen, dass Bremen der Standort für die von 
Bund und Ländern mitfinanzierte Koordinie-
rungsstelle für IT-Standards, kurz KoSIT, ist.  
 
(Beifall SPD) 
 
Danke! 
 
(Zuruf SPD: Der Beifall war dafür, dass wir sie 
kennen!) 
 
Sie ist für die bundesweite Standardisierung 
des Datenaustausches zwischen Behörden 
zuständig.  
 
Unsere Tochterfirma Governikus, an der auch 
die Sparkasse Bremen beteiligt ist, kennen 
vermutlich ebenfalls nur Insider. Dort werden 
sichere IT-Lösungen entwickelt, die von Bund 
und Ländern genutzt werden, zum Beispiel 
eine Software, mit deren Hilfe Meldedaten im 
gesamten Bundesgebiet ausgetauscht werden, 
oder eine App, mit der neue Personalausweise 
für sichere Bank-, Versicherungs- und Behör-
dengeschäfte genutzt werden können. 
 
Der Senat hat sich gerade gemeinsam mit der 
Handelskammer in Dänemark über die dortige 
Digitalisierungsstrategie informiert. Dänemark 
hat in Europa eine Vorreiterrolle übernommen. 
Die Gespräche vor Ort haben gezeigt, dass wir 
auf dem richtigen Weg sind, aber auch noch 
eine Menge vor uns haben. Die Bürgerinnen 
und Bürger und natürlich auch die Wirtschaft 
haben einen Anspruch auf zügige Bearbeitung 
ihrer Anliegen. Das Fundament für einen Aus-
bau der Digitalisierung ist gelegt. Darauf bauen 
wir auf. Wir schaffen effektivere Arbeitsstruktu-
ren, finanzieren die dafür notwendigen Investi-
tionen in Software und sorgen für mehr Perso-
nal in den Dienststellen vor Ort. 160 Stellen 
werden neu geschaffen oder nach 2017 wei-
terfinanziert. Davon werden allein über 80 
Stellen im Bereich Migrations-, Bürger-, Ord-
nungs- und Standesamt verstetigt.  
 
Der Ausbau der digitalen Verwaltung wird den 
Kontakt mit Behörden auch außerhalb der 
Öffnungszeiten ermöglichen, einige Behörden-
gänge überflüssig machen und die Arbeit der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst erleich-
tern. Online-Terminvergabe, automatische 
Übersendung von Geburtsurkunden und elekt-
ronische Bezahlmöglichkeiten sind einige Bei-

spiele für Bremens Aktivitäten in den nächsten 
zwei Jahren.  
 
Es wird auch in Zukunft Menschen geben, die 
mit der Verwaltung nicht digital kommunizieren 
können oder möchten. Die Verwaltung wird 
deshalb natürlich weiter persönlich und telefo-
nisch erreichbar sein. 
 
Wichtig ist, dass nicht nur Onlinedienstleistun-
gen angeboten werden. Wir nutzen die Digita-
lisierung auch, um für Kunden in Bürgeräm-
tern, in Stadtbibliotheken und über das Bürger-
telefon einen guten Service bieten zu können. 
Haben Sie, als Sie heute hereingekommen 
sind, unser Bürgertelefon 115 gesehen?  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu 
Beginn meiner Rede habe ich darauf hinge-
wiesen, dass die Zahl der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst zwischen 2016 und 2018 
deutlich um 1 000 Stellen ansteigt. Das ist eine 
sehr gute Nachricht, mit der zu Beginn des 
Sanierungszeitraums nicht zu rechnen war. 
Ursprünglich mussten wir aufgrund der dama-
ligen finanziellen Rahmendaten mit 200 Stellen 
weniger pro Jahr planen. Der finanzielle Spiel-
raum hat sich dann verbessert. Für die Auf-
nahme und Integration der Geflüchteten wurde 
das Personal deutlich aufgestockt.  
 
Qualifizierte Fachkräfte sind das Rückgrat des 
öffentlichen Dienstes. Sie sind der Garant für 
guten Bürgerservice. Von ihrer Arbeit hängt in 
hohem Maß die Lebensqualität in unseren 
beiden Städten ab. Bei der Aus- und Fortbil-
dung unserer Angestellten und Beamten sowie 
bei der Gewinnung motivierter Nachwuchskräf-
te können wir uns auf die bewährte Arbeit des 
Aus- und Fortbildungszentrums verlassen. 
Neben den Standardaufgaben sind dort inno-
vative, bundesweit beachtete Modelle entwi-
ckelt worden. Neue duale Studiengänge wur-
den insbesondere gemeinsam mit der Hoch-
schule Bremen eingeführt. Hunderte Querein-
steiger in die bremische Verwaltung erhielten 
eine umfassende Einführungsqualifizierung.  
 
Mit der Kampagne „Du bist der Schlüssel - für 
deine Zukunft und deine Stadt“ werben wir 
erfolgreich um Nachwuchs. Dabei ist es gelun-
gen, durch gezielte Ansprache den Anteil von 
Auszubildenden mit Migrationshintergrund zu 
steigern. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Besonders hervorheben möchte ich das Pro-
jekt „Zukunftschance Ausbildung“, das 2014 im 
AFZ startete. Bremen hat mit Ausbildungsplät-
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zen für junge Geflüchtete eine Vorreiterrolle in 
Deutschland übernommen. Die ersten Absol-
venten haben ihre Ausbildung bereits erfolg-
reich abgeschlossen. Die Ausbildungszahlen 
wurden kontinuierlich gesteigert. Inzwischen 
besteht eine Zusammenarbeit mit der Hand-
werks- und der Handelskammer. Auch für an-
dere Jugendliche, die auf die eine oder andere 
Art beim Zugang zum Ausbildungsmarkt be-
nachteiligt sind, macht der öffentliche Dienst 
spezielle Angebote. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir wollen den sozialen Zusammenhalt stär-
ken. Wir erleichtern Menschen mit geringem 
Einkommen und solchen, die auf Sozialleis-
tungen angewiesen sind, die Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben, sei es durch die Fort-
führung des Stadttickets, durch ermäßigten 
Eintritt in Theater und Museen, durch kosten-
lose Museumsangebote für Schulklassen, 
durch Seniorenbegegnungsstätten, durch auf-
suchende Altenarbeit, durch das Mütterzent-
rum oder durch die Häuser der Familie. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Menschen ohne Krankenversicherung bieten 
wir eine medizinische Grundversorgung. Die 
Humanitäre Sprechstunde im Gesundheitsamt 
bleibt erhalten und bekommt deutlich mehr 
Geld. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die großen Anstrengungen der letzten und der 
nächsten Jahre im Bereich der frühkindlichen 
Förderung sind und bleiben das Fundament 
einer vorausschauenden Politik der Verbesse-
rung der sozialen Lage. Wir geben mehr Geld 
für die Eingliederung von Menschen mit Be-
hinderung in die Gesellschaft aus, vor allem, 
aber nicht nur in Schulen. Wir wollen, dass 
Menschen mit Behinderung ihren Platz finden 
und nicht ausgesondert werden.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Aufnahme und Integration von Geflüchte-
ten wird uns auch in den nächsten Jahren 
intensiv beschäftigen. Dabei ist die enorme 
Unterstützung durch Ehrenamtliche ein großar-
tiges Beispiel für das gesellschaftliche Enga-
gement und den Bürgersinn in unserem Land. 
Wir finanzieren Sprachkurse auch für Flücht-
linge, die auf den ersten Blick keine gute Blei-
beperspektive haben. Jeder, der hier lebt, soll 
die Chance haben, sich in seinem Lebensum-
feld zurechtzufinden. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Refugio bekommt für die psychosoziale Be-
treuung von Flüchtlingen mehr Geld.  
 
Zudem finanzieren wir weiterhin eine Flücht-
lingseinrichtung für traumatisierte Frauen mit 
ihren Kindern.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/ Die Grünen) 
 
Für Frauen in schwierigen sozialen Lagen 
finanzieren wir ärztlich verordnete Verhü-
tungsmittel, damit die Frauen nicht abwägen 
müssen, ob sie beim Essen, bei der Klassen-
fahrt für die Kinder oder bei der Verhütung 
sparen. Verhütung soll nicht an der Lebensla-
ge, an der Finanzausstattung scheitern. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das Programm „Wohnen in Nachbarschaften“ 
wird fortgesetzt. Mit dem WiN-Geld werden 
vielfältige Angebote, zugeschnitten auf das 
jeweilige Quartier, finanziert. Es ist beeindru-
ckend, was in diesem Bereich mit vergleichs-
weise geringen finanziellen Mitteln gestemmt 
wird. Wesentlich für den Erfolg sind die Ent-
wicklung und Pflege von Netzwerken sowie 
der bewährte Ansatz der Bürgerbeteiligung. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die integrative Kraft des Sports darf bei dieser 
Aufzählung nicht fehlen. Zentrales Projekt der 
nächsten Haushaltsjahre im Sport ist die Um-
setzung des Bäderkonzepts mit Millioneninves-
titionen in das Horner Bad und in das Waller 
Westbad.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Beim Einstieg ins Berufsleben helfen die Ju-
gendberufsagenturen in Bremen und Bremer-
haven. Allen Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen sollen Zugänge zu Ausbildung und 
Arbeit ermöglicht werden. Dafür sollen insbe-
sondere die Übergänge aus dem allgemeinbil-
denden Schulsystem in die berufliche Bildung 
so organisiert werden, dass überflüssige War-
teschleifen vermieden werden. 
 
 
Mit dem Programm LAZLO werden sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitsplätze für Lang-
zeitarbeitslose bereitgestellt. Uns ist es wich-
tig, dass alle Menschen unabhängig von Her-
kunft, Einkommen oder Beeinträchtigung in 
unseren beiden Städten am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben können. Dabei hilft auch das 
bundesweit beispielhafte Vorbereitungsstudi-
um für Geflüchtete. Das Hochschulbüro HERE 
und die Intensivsprachekurse werden weiter-
geführt. 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir gehen in den kommenden Jahren von 
weiterhin hohen Ausgaben für Sozialleistungen 
aus. Im Stadtstaat betragen sie 2018 und 2019 
jeweils rund 1,1 Milliarden Euro. Die Heraus-
forderung der nächsten Jahre besteht darin, 
die Mittel zielgenau einzusetzen, damit der 
Wirkungsgrad bei der Armutsbekämpfung 
steigt. 
 
Ein großer und unbeliebter Ausgabenblock im 
Haushalt sind die Zinsen. Dafür sind im Stadt-
staat Bremen 647 Millionen Euro im Jahr 2018 
und 640 Millionen Euro im Jahr 2019 einge-
plant. Das ist Geld, das uns für die Daseins-
vorsorge fehlt. Diese Summe verdeutlicht, 
dass die Schuldenbremse kein Selbstzweck 
ist. Immer mehr Schulden zu machen, ist keine 
Lösung. Die Devise „Nach mir die Sintflut“ hat 
mit generationengerechter Politik nichts zu tun 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
und vergrößert die Abhängigkeit von den Ban-
ken. Aktuell sinken die Zinsausgaben wegen 
der Konsolidierungsanstrengungen und histo-
risch niedrigen Zinssätze leicht. 2014 wurde 
erstmals seit Jahrzehnten eine Zinssteuerquo-
te von unter 20 Prozent erreicht. 2019 wird 
dieser Wert bei 14,3 Prozent liegen. Am Ende 
der Finanzplanung werden es 12,9 Prozent 
sein.  
 
Um die Abhängigkeit von plötzlich steigenden 
Zinssätzen zu verringern, schließt Bremen 
Zinssicherungsgeschäfte ab. Finanzexperten 
aus meinem Haus sind in Abstimmung mit 
dem Haushalts- und Finanzausschuss damit 
beschäftigt. Die aktuell niedrigen Zinssätze 
werden durch langfristige Verträge abgesi-
chert. Dadurch werden heute schon Zinssätze 
für Kredite abgesichert, die zwischen 2018 und 
2028 fällig werden. Das Ziel sind maximal 0,6 
Prozent Zinsen für eine Laufzeit von mindes-
tens zehn Jahren. Solche Abschlüsse errei-
chen wir auch. 
 
Abschließend gehe ich auf den heute ebenfalls 
vorliegenden Finanzplan 2017 bis 2021 ein. Es 
handelt sich um einen besonderen Finanzplan, 
da in diesem Zeitraum Bürgerschaftswahlen 
stattfinden und ab 2020 deutlich mehr Geld zur 
Verfügung steht. Letztes wird durch die für 
Bremen enorm wichtige Einigung über die 
Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen ermöglicht. Die Einnahmen steigen 
in den fünf Planungsjahren deutlich stärker als 
die Ausgaben. Das führt erstmals seit den 
60er-Jahren zu Haushaltsüberschüssen. Der 
strukturelle Finanzierungssaldo verbessert sich 
von minus 467 Millionen Euro im Jahr 2016 auf 
plus 229 Millionen Euro im Jahr 2021.  

 
Die strikte Einhaltung der Sanierungsvereinba-
rung war das Fundament, das dieses Verhand-
lungsergebnis ermöglichte. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Jahr für Jahr haben wir die Vorgaben des Sta-
bilitätsrats eingehalten. Das hat Vertrauen 
geschaffen. Wir haben den Bund und die Län-
der davon überzeugt, dass wir sparsam wirt-
schaften und für eine seriöse Haushaltspolitik 
stehen. 2020 beginnt finanzpolitisch eine neue 
Zeitrechnung. Der Turnaround wird geschafft. 
Die Schuldenbremse wird eingehalten. Der 
Haushalt verzeichnet Überschüsse. Die Zu-
kunft Bremens als eigenständiges Bundesland 
ist damit gesichert. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Große Investitionsprojekte haben einen langen 
Vorlauf. Deshalb haben wir Planungsmittel für 
konsensfähige Projekte im Haushalt 
2018/2019 berücksichtigt. Die frisch gewählten 
Abgeordneten können mit dem Haushalt 
2020/2021 neue, eigene Schwerpunkte set-
zen. Sie haben deutlich mehr Gestaltungs-
spielraum als in den letzten Legislaturperio-
den. Gut so! Sie werden mit Augenmaß beur-
teilen, was notwendig ist, wo verstärkt inves-
tiert werden soll und wie viel Geld für die 
Schuldentilgung eingeplant wird. 
 
Das Jahr 2020 bildet auch für die Personalpoli-
tik in Bremen einen Wendepunkt. Wir wollen, 
dass es dann keine Personaleinsparquoten 
mehr gibt, und berücksichtigen das in der Fi-
nanzplanung. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Nach und nach wurden schon in den letzten 
Jahren immer mehr Bereiche von Personalein-
sparungsquoten ausgenommen. 2018 und 
2019 spielt die PEP-Quote nur noch eine sehr 
kleine Rolle. Ein Abbau von rund 30 Stellen in 
jedem Jahr wird noch erbracht. 
 
Auf ein in der Höhe heute nicht zu kalkulieren-
des Einnahmerisiko nach der Bundestagswahl 
will ich hier gern noch hinweisen. Das „Han-
delsblatt“ schreibt von einem großen Wettbie-
ten der Parteien zum Thema Steuersenkun-
gen. Naturgemäß ist offen, was davon umge-
setzt wird. Fest steht, Bremen kann sich weni-
ger Einnahmen nicht leisten.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vorstellbar sind natürlich Entlastungen unterer 
Einkommen, wenn sie beispielsweise durch 



Landtag  3741 49. Sitzung/20.09.17 

höhere Steuersätze bei Spitzenverdienern 
oder eine angemessene Erbschaftsteuer aus-
geglichen werden. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Aus Sicht des Senats ist eine gerechtere Ver-
teilung der Steuerlast überfällig. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich komme zum Schluss meiner 
Ausführungen. Ein langer Weg liegt hinter uns, 
seit die Sanierungsvereinbarung geschlossen 
wurde. Das Defizit von 1,2 Milliarden Euro im 
Jahr 2010 wird bis 2020 komplett abgebaut. 
Zwei Jahre liegen noch vor uns, dann ist es 
geschafft. 2020 kommt die Zeitenwende. Wir 
brauchen dann keine zusätzlichen Kredite 
mehr. Bremen wird mehr einnehmen als aus-
geben.  
 
 
Als die Konsolidierungsvereinbarung ge-
schlossen wurde, gab es viele Skeptiker. Das 
klappt doch nie! Das ist völlig unrealistisch! 
Höchstens ein, zwei Jahre seien die Vorgaben 
einzuhalten. - So oder ähnlich lauteten viele 
Kommentare. Alle, die Bremen kennen, wuss-
ten, es wird sehr schwer. Strenge Haushalts-
disziplin und eine positive Entwicklung vieler 
von Bremen kaum zu beeinflussender Fakto-
ren wie die Steuereinnahmen, die Zinsentwick-
lung oder bundesweite Tarifabschlüsse waren 
wichtig und die Voraussetzung dafür, dass es 
gelungen ist.  
 
 
Allen Unkenrufen zum Trotz wurde die Haus-
haltsbilanz Schritt für Schritt verbessert. Die 
Anstrengungen haben sich gelohnt. Heute wie 
auch in Zukunft setzen wir auf eine leistungs-
fähige wirtschaftliche Infrastruktur, eine ökolo-
gische, familienfreundliche und soziale Stadt-
entwicklung sowie auf gut ausgebildete Men-
schen und qualifizierte Fachkräfte. Dafür ha-
ben wir endlich mehr Geld, und zwar auch in 
den Jahren 2018 und 2019. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die beiden Haushalte 2018 und 2019 gehen 
jetzt an Sie und in das parlamentarische Ver-
fahren. Schauen Sie genau hin. Es ist Ihr 
Recht als Haushaltsgesetzgeber, zu beurtei-
len, ob unter den gegebenen Möglichkeiten 
das Beste aus dem Geld der Bürgerinnen und 
Bürger gemacht wird. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Senatorin für Finanzen und 
aller anderen Ressorts werden Sie dabei nach 
Kräften unterstützen. - Danke schön! 

(Anhaltender Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Röwekamp. 
 
Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! In den letzten Tagen und Wochen wird 
in Bremen und Bremerhaven völlig zu Recht 
eine Menge über die Zukunft gesagt und auch 
geschrieben. Mit der Verständigung zwischen 
dem Bund und den Ländern über die künftige 
Finanzausstattung und auch mit den heute 
aktuell anstehenden Haushaltsberatungen ist 
die Frage zu stellen, wie, mit welchen Schwer-
punkten und mit welcher finanziellen Ausstat-
tung, unser Bundesland für die Menschen, die 
in Bremen und Bremerhaven leben, die Zu-
kunft gestalten will. 
 
Umso überraschter bin ich, sehr geehrte Frau 
Senatorin Linnert, dass der Begriff „Zukunft“ in 
Ihrer zugegebenermaßen nicht ganz kurzen 
Rede nicht nur so gut wie überhaupt nicht vor-
kam, sondern dass Sie über die Zukunft unse-
res Bundeslandes überhaupt nicht gespro-
chen, geschweige denn Ideen dafür entwickelt 
haben, wie es mit unserem Bundesland künftig 
weitergehen soll. 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
Die einzige Frage, die der Senat beantwortet 
hat, ist die Frage, wo er seine eigene Zukunft 
sieht. Seine eigene Zukunft hat er gesichert, 
indem er sich - handstreichartig, möchte man 
fast sagen - selbst zu einer Zukunftskommissi-
on ernannt hat.  
 
(Abg. Bolayela [SPD]: Quatsch!) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
britische Literaturnobelpreisträger  
 
Harold Pinter hat einmal gesagt, die Zukunft 
sei die Ausrede all jener, die in der Gegenwart 
nichts tun wollten.  
 
(Beifall CDU - Zurufe SPD) 
 
Genauso verhält es sich mit dem Senat. Wo ist 
denn die Vorstellung des Präsidenten des 
Senats, der noch vor zwei Jahren das Bild 
einer wachsenden Stadt gezeichnet hat? Wie 
stellt er sich eigentlich vor, dass die Menschen 
in Bremen und Bremerhaven im Jahr 
2020/2021 wohnen, leben, arbeiten, zur Schu-
le gehen und ihre Kinder gut versorgt wissen 
wollen? Wo ist eigentlich die Idee dieser Re-
gierung, was die Zukunft unseres Bundeslan-
des betrifft? Ich habe von Ihnen dazu nichts, 
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aber auch gar nichts gehört, sehr geehrte Frau 
Linnert. 
 
(Starker Beifall CDU) 
 
Wenn man das einmal im Einzelnen durchde-
kliniert, wird deutlich, wie verhalten Sie auf 
diese Herausforderungen der Zukunft zu rea-
gieren bereit sind. Sie haben auf das Ende der 
Verschuldungspolitik ab dem Jahr 2020 hin-
gewiesen. Damit haben Sie recht. Sie haben 
auch darauf hingewiesen, dass das nur mög-
lich wird, weil sich der Bund und die Länder 
auf eine neue, für Bremen verbesserte Fi-
nanzausstattung verständigt haben. Würde 
uns der Bund nicht auch ab 2020 helfen, sehr 
geehrte Frau Linnert, würden Sie das mittler-
weile verfassungsrechtlich verankerte Verbot, 
neue Schulden aufzunehmen, missachten. 
Ihre mittelfristige Finanzplanung sieht ab dem 
Jahr 2020 weiterhin eine erhebliche Verschul-
dung künftiger Haushalte vor, wenn man die 
400 Millionen Euro Finanzmittel des Bundes 
abrechnet. Das ist unverantwortlich gegenüber 
nachwachsenden Generationen, meine Da-
men und Herren. 
 
(Beifall CDU - Zuruf Abg. Bücking [SPD]) 
 
Und dann reden Sie auch noch scheinheilig - 
ich sage das ganz bewusst so, Herr Bücking - 
über die künftigen finanziellen Spielräume der 
neu gewählten Abgeordneten. Sagen Sie 
ihnen wenigstens heute und hier die Wahrheit, 
Frau Linnert. Nach Ihrer eigenen Vorlage und 
mit dem Beschluss über diesen Haushalt wer-
den Sie schon so viel Geld ausgeben und 
künftige Haushalte schon so stark belasten, 
dass von den 400 Millionen Euro, die im Jahr 
2020 erstmals für Bremen zusätzlich zur Ver-
fügung stehen, nur noch 89 Millionen Euro 
übrigbleiben. Sie belasten nicht nur die Gene-
ration, deren Vertreter oben auf der Zuschau-
ertribüne sitzen, mit weiteren Schulden, son-
dern Sie setzen Ihre Verschuldungspolitik bis 
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag fort. Das ist 
von einer Finanzsenatorin einfach unverant-
wortlich. 
 
(Beifall CDU, BIW - Abg. Frau Kappert-
Gonther [Bündnis 90/Die Grünen]): Das ist 
lächerlich! - Zurufe SPD) 
 
Der Bürgermeister hat bisher die Antwort da-
rauf verweigert, wie er künftig mit den 400 
Millionen Euro umgehen will, was er investie-
ren will, wo er investieren will und wie viel er 
zum Schuldenabbau einsetzen will. Eines steht 
aber fest: Mit dem Beschluss über diesen 
Haushalt werden Sie die Vorfestlegung treffen, 
dass von den 400 Millionen Euro in den Jahren 
2020 und 2021 nur noch weniger als die Hälfte 

zur Verfügung stehen. Ich finde es schon be-
merkenswert, sich hierhin zu stellen, das Ende 
der Verschuldungspolitik zu verkünden und 
klammheimlich die Jahre 2020 und 2021 
schon mit neuen Schulden zu belegen. Das ist 
nicht ehrlich. Das ist nicht transparent. Das ist 
scheinheilig, sehr geehrte Frau Linnert. 
 
(Beifall CDU) 
 
Wenn wir an die großen Herausforderungen 
unseres Bundeslandes denken, dann ist es 
immer sinnvoll, sich auch die Ausgangslage zu 
vergegenwärtigen. Wir reden in diesen Tagen 
und Wochen, eigentlich schon seit zwei Jah-
ren, von der Idee des Bürgermeisters einer 
wachsenden Stadt. Gewachsen ist einiges in 
Bremen, beispielsweise die Schulden und die 
Kinderarmut. Die Spaltung zwischen Wohlha-
benden und Hilfebedürftigen hat sich entspre-
chend verstärkt. 
 
Herr Bürgermeister, in diesen zwei Jahren hat 
sich von der wachsenden Stadt noch nicht 
allzu viel gezeigt. Nehmen wir zum Beispiel die 
Einwohnerentwicklung, eines Ihrer großen 
Ziele. Vergleichen wir die Einwohnerentwick-
lung Bremens mit der vergleichbarer Groß-
städte, stellen wir fest: In Stuttgart gab es von 
2008 bis 2015 ein Plus von knapp vier Prozent 
und in Düsseldorf im gleichen Zeitraum ein 
Plus von knapp fünf Prozent. Leipzig verzeich-
nete im gleichen Zeitraum ein Plus von knapp 
neun Prozent und Dresden im gleichen Zeit-
raum knapp acht Prozent Steigerung.  
 
Was ist mit Bremen? Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, in Bremen ist die Einwoh-
nerzahl im gleichen Zeitraum nur um zwei 
Prozent gestiegen. Die Tatsache, dass Bre-
men im Jahr 2015 mehr Einwohner hatte als 
im Jahr 2014, haben wir allein einem Sonder-
effekt, dem Zuzug von Flüchtlingen, zu ver-
danken. Bremens Bevölkerung ist in diesem 
Zeitraum überhaupt nicht gewachsen. Das ist 
nicht nur ein statistisches Problem. 
 
(Abg. Frau Aulepp [SPD]: Die Flüchtlinge ge-
hören nicht zur Bevölkerung, oder was?) 
 
Ich habe gesagt: Die bremische Bevölkerung 
ist aus eigener Kraft in diesem Zeitraum nicht 
gewachsen. Im Übrigen wissen Sie auch, Frau 
Aulepp, dass dieses Wachstum allein durch 
Flüchtlinge wegen der zurückgegangenen 
Flüchtlingszahlen künftig nicht mehr möglich 
sein wird.  
 
Wo ist denn die Strategie des Bürgermeisters 
einer wachsenden Stadt? Woher sollen die 
neuen Einwohnerinnen und Einwohner für 
Bremen kommen? Wo sollen sie eigentlich 
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wohnen? Wo sollen sie in den beiden Städten 
unseres Landes leben? Was wollen wir ihnen 
für eine Zukunft geben? Wie wollen wir im 
Wettbewerb mit den anderen Ländern sagen, 
es lohne sich, in Bremen und Bremerhaven zu 
wohnen?  
 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu 
all diesen Themen geben weder der Bürger-
meister noch der vorliegende Haushalt auch 
nur eine einzige Antwort. Die Statistik, ob wir 
wachsen oder nicht, ist für sich genommen, 
noch kein Wert. Mit dem Einwohnerwachstum 
entscheiden sich für unsere Gesellschaft ganz 
wesentliche Fragen, beispielsweise die Fra-
gen, wie es mit der demografischen Entwick-
lung in Bremen und Bremerhaven aussieht, 
welche Arbeitsplätze wir eigentlich in Zukunft 
in den beiden Städten unseres Landes benöti-
gen, wie eigentlich der soziale Wohlstand in 
den beiden Städten unseres Landes gewähr-
leistet wird. Wer nicht auf Wachstum setzt, 
verspielt die Zukunft unseres Landes. Der 
Senat ist dabei, dies zu tun. 
 
(Beifall CDU) 
 
 
Wie hat sich das wirtschaftliche Wachstum 
entwickelt? Die Senatorin ist stolz darauf, dass 
es in den letzten beiden Jahren im Vergleich 
mit dem Bund überdurchschnittlich gestiegen 
ist. Ja, jeder fälscht die Statistik, die er 
braucht. 
 
(Abg. Gottschalk [SPD]: Und jetzt Sie!) 
 
Jetzt ich! Die Wahrheit ist - Arbeitskreis volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder - -: 
 
(Zuruf Abg. Gottschalk [SPD]) 
 
Wollen Sie das bemängeln? Wissen Sie es 
besser, Herr Gottschalk? Nein! 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Sie haben doch 
gerade vom Fälschen von Statistiken gespro-
chen!) 
 
Das weiß er bestimmt besser, ja.  
 
(Abg. Güngör [SPD]: Das ist auch nicht schwer 
bei Ihnen!) 
 
 
Da hat er seine eigene Statistik. 
 
Im Zeitraum von 2008 bis 2016 ist das Wirt-
schaftswachstum bundesweit um acht Prozent 
gestiegen, in Bremen um gut die Hälfte, um 
4,9 Prozent.  

Wie hat sich eigentlich die Erwerbstätigkeit in 
Bremen im Vergleich zu anderen Städten ent-
wickelt? Hier wird immer von den vielen neu 
geschaffenen Arbeitsplätzen geredet. Ja, mei-
ne Damen und Herren, in Bremen ist die Be-
schäftigung von 2008 bis 2016 um 3,2 Prozent 
gestiegen. Wie sieht es aber bei unseren 
Wettbewerbern aus? In Berlin gab es im glei-
chen Zeitraum ein Plus von zwölf Prozent, in 
Hamburg ein Plus von fast neun Prozent. Ber-
lin und Hamburg sind wachsende Städte. Da 
wächst die Zahl der Arbeitsplätze. Da wächst 
die Zahl der Einwohner. Da wächst der Wert 
des Bruttoinlandsprodukts. Da wächst die 
Wirtschaft. Bremen ist das Gegenteil von 
Wachstum. Im Gegensatz zu vergleichbaren 
Städten schmelzen wir bei all diesen wichtigen 
Kennziffern für die Zukunft unseres Landes ab. 
 
(Beifall CDU - Zuruf Abg. Gottschalk [SPD]) 
 
Das hat nichts mit Geld zu tun, Herr Gott-
schalk. Es hat etwas damit zu tun, wie man 
das vorhandene Geld gut investiert. Lassen 
Sie mich auch dazu an dieser Stelle eine Ver-
gleichszahl nennen. Frau Bürgermeisterin, wir 
beide sind schon lange dabei, übrigens auch in 
unterschiedlichen Rollen. Ich kann mich noch 
daran erinnern, dass Sie hier in der Zeit der 
Großen Koalition von 1995 bis 2007 die Ver-
schuldungspolitik des Senats gegeißelt haben. 
Sie haben keine Haushaltsdebatte ausgelas-
sen, um darauf hinzuweisen, dass Schulden 
die Zukunft unseres Landes verbauen. 
 
(Zuruf Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]) 
 
Hören Sie doch erst einmal zu! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das fällt schwer!) 
 
Die Große Koalition hat von 1995 bis 2007 
rund vier Milliarden Euro neue Schulden ge-
macht. Ihre Finanzsenatorin hat keine acht 
Jahre gebraucht, um diesen Rekord einzustel-
len und zu übertreffen. Wenn Sie, Frau Linnert, 
im Jahr 2019 als Finanzsenatorin dieses Lan-
des endlich aus dem Amt scheiden, werden 
Sie diesem Land mehr als fünf Milliarden Euro 
Schulden hinterlassen. Zukünftige Generatio-
nen werden Jahrzehnte brauchen, um die Fol-
gen dieser katastrophalen Verschuldungspoli-
tik wieder aufzuholen. Das ist keine Zukunft für 
unser Land, das ist Vergangenheitsbewälti-
gung. 
 
(Starker Beifall CDU) 
 
Ich erinnere mich noch, dass Herr Dr. Kuhn als 
damaliger haushaltspolitischer Sprecher hier 
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gesagt hat, die Party der Großen Koalition sei 
zu Ende. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, worin hat die Große Koalition eigent-
lich damals investiert? 
 
(Zuruf: In Schulden!) 
 
Vielleicht könnten Sie sich, bevor Sie dazwi-
schenrufen, bei Herrn Gottschalk darüber in-
formieren, wer damals zur Großen Koalition 
gehört hat. 
 
(Abg. Frau Sprehe [SPD]: Er war Wirtschafts-
senator! - Heiterkeit SPD) 
 
Nach meiner Ansicht besteht eine Große Koa-
lition immer aus zwei Parteien. Wahrscheinlich 
waren Sie dabei. Es werden sich nicht mehr 
alle daran erinnern, aber ich vermute - der 
Präsident nickt -, es ist nicht auszuschließen, 
dass auch Sozialdemokraten in diesem Bun-
desland einmal regiert haben, meine Damen 
und Herren. Ich gebe zu, es ist lange her, und 
man merkt es heute nicht mehr. 
 
(Heiterkeit und Beifall CDU) 
 
Sie haben es verstanden!  
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Sie nicht?) 
 
Sie haben regiert. Gut, das war der erste Teil! 
Der zweite Teil ist aber die Frage, wofür wir 
das Geld ausgegeben haben. Sehr geehrte 
Frau Grotheer, wofür haben wir dieses Geld 
ausgegeben? 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Erklären Sie es!) 
 
Wir haben den Löwenanteil für die Verbesse-
rung und für die Ausstattung der wissenschaft-
lichen Infrastruktur unseres Landes ausgege-
ben.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das habe ich gemerkt, als eines nach 
dem anderen gekürzt worden ist!) 
 
Das war das größte Großprojekt, das in Bre-
men in dieser Großen Koalition geschaffen 
worden ist, und es hat dazu geführt, dass die 
Universität von der roten Kaderschmiede zur 
Exzellenzuniversität geworden ist. 
 
(Beifall CDU) 
 
Es hat dazu geführt, dass unsere Hochschulen 
gut aufgestellt sind.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Waren Sie eigentlich jemals an der Uni?) 
 

Es hat dazu geführt, dass wir Einwohner ge-
wonnen haben. Es hat dazu geführt, dass wir 
neue Baugebiete ausgewiesen haben. Es hat 
dazu geführt, dass wir überproportionale Steu-
ermehreinnahmen hatten. Es hat dazu geführt, 
dass wir überproportional lange über dem 
Bundesdurchschnitt gewachsen sind, meine 
Damen und Herren. Das war Wachstum in den 
beiden Städten unseres Landes. Wir haben sie 
mit Schulden bezahlt, aber wir haben eine 
Rendite darauf bekommen. Das ist der Unter-
schied zu dem, was Sie machen. 
 
(Beifall CDU) 
 
Was bleibt von den Schulden, die Sie gemacht 
haben, wenn Sie im Jahr 2019 aus dem Amt 
scheiden, Frau Senatorin Linnert? Was haben 
Sie denn eigentlich mit dem Geld erreicht, das 
Sie auf Kosten der künftigen Generationen 
ausgegeben haben? Wir haben dann noch 
immer die höchste Armutsquote.  
 
Wir haben unverändert noch keinen bezahlba-
ren Wohnraum für die Mittelschicht. Ja, ich 
gebe zu, Sie haben in den letzten Wochen 
beim sozialen Wohnungsbau Gas gegeben. 
Das ist auch richtig und angemessen. Ja, Sie 
haben in Ihren Lieblingszeiten davor beim 
teuren Wohnungsbau Gas gegeben. Wo bleibt 
aber eigentlich der Wohnungsbau für die 
Durchschnittsfamilie, die ein Reihenhaus be-
wohnen möchte? Den Facharbeiter, der mit 
seiner Familie in der Stadt leben möchte, trei-
ben Sie schon wieder in das niedersächsische 
Umland, meine Damen und Herren.  
 
Das führt nicht nur dazu, dass wir Einwohner 
verlieren, das führt eben auch dazu, dass sich 
die Einwohner bei uns sozial immer weiter in 
Arm und Reich spalten. Wer in diesem Land 
keinen Wohnungsbau für die Mittelschicht 
finanziert und ermöglicht, wer bezahlbaren 
Wohnungsbau nicht auch für die Menschen 
ermöglicht, die von ihrer eigenen Hände Arbeit 
leben und bezahlbar wohnen wollen, der ver-
sündigt sich an der gesellschaftlichen Zukunft 
unseres Bundeslandes und an den beiden 
Städten. 
 
(Beifall CDU) 
 
Deswegen kann man mit grüner Wohnungs-
baupolitik die soziale Lage unserer Stadt eben 
nicht verändern. Sie wollen nur innen verdich-
ten und treiben die Grundstückspreise nach 
oben. Bei Quadratmeterpreisen von 4 000 
Euro bis 6 000 Euro müssten Sie doch selbst 
merken - spätestens, wenn Sie den Menschen 
zuhören -, dass sich die meisten Durch-
schnittsfamilien einen solch teuren Woh-
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nungsbau in Bremen und Bremerhaven eben 
nicht leisten können.  
 
Was machen die niedersächsischen Umland-
gemeinden eigentlich besser als wir? Das 
Haus, das gebaut werden soll, kostet dort ge-
nau das gleiche wie hier. Das Problem sind die 
baupolitischen und energetischen Anforderun-
gen, die wir hier stellen, und das Problem sind 
die Grundstückspreise. Solange Sie Flächen-
knappheit verwalten, statt Flächen auszuwei-
sen, werden Sie die Menschen weiterhin aus 
Bremen und Bremerhaven vertreiben. Das ist 
der falsche Ansatz, um zu wachsen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 
(Beifall CDU) 
 
Der Senat hat jetzt eine Zukunftskommission 
eingesetzt. Nun ist es im Prinzip nicht schlecht, 
dass man sich beraten lässt, wenn man selbst 
nicht mehr weiterweiß. 
 
Wenn der Senat schon keine Idee hat, wie es 
in Zukunft weitergehen soll, dann ist eine 
Kommission sicherlich das Richtige. Herr 
Sieling, dass Sie selbst sozusagen das obers-
te Gremium der Zukunftskommission sind und 
die Experten Sie zwar beraten, aber nichts 
gegen Ihren Willen beschließen dürfen und 
dass Sie die Themen auch noch so verengen, 
dass es nur um Infrastruktur, Stadtentwicklung 
und Qualifizierung geht, beantwortet doch 
nicht die Fragen nach der Zukunft unseres 
Bundeslandes.  
 
Warum soll der Senat in der Zukunftskommis-
sion eigentlich etwas anders machen als 
dienstags im Senat? Was wollen Sie denn in 
der Zukunftskommission anders handhaben, 
anders regeln, anders aufrufen, als es sowieso 
schon Ihre Pflicht als Bürgermeister dieses 
Landes ist?  
 
Um Themen zu identifizieren, braucht man im 
Übrigen keine Zukunftskommission. Die The-
men liegen doch auf der Hand. Ich empfehle 
allen, sich mit den Zukunftsthemen, den Me-
gatrends zu beschäftigen, die der Zukunftsfor-
scher Professor Horx mit seinem Zukunftsinsti-
tut entwickelt hat. Messen Sie sich doch an 
dem, was andere schon ermittelt haben.  
 
Worum wird es in Zukunft in Deutschland, in 
Bremen und Bremerhaven gehen? Es wird in 
allererster Linie um die Wissenskultur gehen. 
Wissen wird darüber entscheiden, ob ein Land 
Wohlstand hat, ob eine Gesellschaft Zukunft 
hat und ob die Kinder in einer Gesellschaft 
Perspektiven haben. 
 
Was machen Sie eigentlich im Bereich der 
Förderung von individuellen Talenten und des 

Weckens von Neugier? Sie haben eben darauf 
hingewiesen, dass Sie die Ausgaben in die-
sem Bereich erhöhen. Ja, Sie erhöhen sie, 
weil Sie sie erhöhen müssen. Sie erhöhen sie, 
weil es einen Rechtsanspruch auf einen Kin-
dergartenplatz gibt und weil Sie das Geld in 
die Hand nehmen müssen, um neue Plätze zu 
schaffen und damit diesen Rechtsanspruch zu 
gewährleisten.  
 
Wollen wir in einer Zukunftskommission nicht 
lieber darüber reden, welche qualitativen An-
forderungen wir eigentlich an Bildung stellen? 
Ist es wirklich Zukunft, wenn die Bildungssena-
torin sagt, man wolle im Jahr 2035 den An-
schluss an das Mittelfeld in Bildungsver-
gleichsstudien finden? Das ist ein ähnlich am-
bitioniertes Ziel, als wenn Werder Bremen 
sagte, man wolle im Jahr 2035 nicht in der 
Relegation spielen.  
 
Wer die Qualität von Bildung auf das Jahr 
2035 vertagt, der versündigt sich an mindes-
tens zwei weiteren Generationen von Kindern, 
die noch geboren werden und Anspruch darauf 
haben, dass dieser Staat ihre Bildung fördert 
und sie nicht benachteiligt. 
 
(Beifall CDU) 
 
 
Deswegen ist es grundsätzlich falsch, dass 
ausgerechnet Bremen, das, wie dem Bildungs-
finanzbericht des Statistischen Bundesamtes 
für 2016 zu entnehmen ist, immer die rote 
Laterne bei Vergleichsuntersuchungen hat, mit 
20,3 Prozent am wenigsten öffentliches Geld 
seines Haushalts für den Bildungsbereich zur 
Verfügung stellt. Wer den Anschluss schaffen 
will, muss nachhaltig in die Bildung investieren. 
Er darf nicht nur die Pflicht absolvieren, son-
dern muss sich auch um die Kür kümmern. 
Bildung ist das zentrale Thema der Zukunft 
unseres Landes. Darüber machen Sie sich 
offensichtlich überhaupt keine Gedanken. 
 
(Beifall CDU) 
 
 
Der zweite große Megatrend ist die Urbanisie-
rung. Sie nennen das in Ihrer Zukunftskom-
mission Stadtentwicklung. Unter uns gesagt, 
finden Urbanisierung und Stadtentwicklung 
doch nur dort statt, wo auch Fläche zur Verfü-
gung gestellt wird. Wenn die Menschen wieder 
modern in der Großstadt leben wollen, muss 
ich ihnen doch Wohnraum bieten. Welche 
Flächen haben Sie denn für solchen Wohn-
raum ausgewiesen? Gestern haben wir über 
ein Kleingartengebiet geredet, das aufgegeben 
wurde und brachliegt. Es gibt viele andere 
Flächen, die brachliegen.  
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Ich sage Ihnen voraus: Mit dieser Koalition und 
den Grünen als Koalitionspartner ist eine Flä-
chenpolitik, die dazu führt, dass wir in unserer 
Stadt wachsen können, nicht zu machen. Wir 
brauchen bezahlbare Grundstücke für die Mit-
telschicht, damit die Menschen unser Land 
nicht mehr verlassen. Wir brauchen bezahlba-
re Grundstücke für die Wirtschaft, damit deren 
Entwicklung hier in Bremen stattfindet, die 
Steuerkraft hierbleibt und die Arbeitsplätze hier 
entstehen und nicht im niedersächsischen 
Umland. Wir brauchen einfach mehr Fläche, 
um zu wachsen, meine Damen und Herren. 
Darauf hat dieser Senat eben keine Antwort 
gegeben. 
 
(Beifall CDU) 
 
Mit der Wahlkampfpolemik des Haushalts, die 
hier auch eine Rolle gespielt hat, will ich nicht 
allzu viel Zeit verschwenden. Ich möchte aber 
wenigstens darauf hinweisen, dass uns diese 
dauernde Neiddebatte - wir brauchen in Bre-
men mehr Geld, die Reichen sollen das bezah-
len - in der Sache nicht weiterhilft. Es ist, zu-
mindest was die Gewerbesteuer betrifft, auch 
falsch. Noch nie hat Bremen so viel Gewerbe-
steuer eingenommen wie im letzten Jahr. Die 
Gewerbesteuereinnahmen haben sich seit 
Ihrem Amtsantritt, sehr geehrte Bürgermeiste-
rin Linnert, nahezu verdoppelt. 
 
(Abg. Gottschalk [SPD]: Hört, hört! - Bürger-
meisterin Linnert: Manche würden das für ei-
nen Erfolg halten!) 
 
 
Ich halte das auch für einen Erfolg. Deswegen 
finde ich es schäbig, dass Sie die vorgesehene 
Gewerbesteuererhöhung zum Stopfen von 
Haushaltslöchern damit rechtfertigen, dass Sie 
dieses Geld angeblich brauchen, um mehr 
Bildung zu finanzieren. Was haben Sie denn 
eigentlich mit den Millionenbeträgen aus der 
Mehreinnahme der Gewerbesteuer in der Ver-
gangenheit gemacht? Die Unternehmerinnen 
und Unternehmer, die Handwerkerinnen und 
Handwerker haben ihren Beitrag zur Konsoli-
dierung des Haushalts bereits geleistet. Ich 
finde es einfach schäbig, jetzt zu sagen: Wir 
brauchen noch einmal euer Geld, um wichtige 
Ausgaben zu finanzieren.  
 
Die Menschen haben schon viel Geld gege-
ben, um die notwendigen Ausgaben in unse-
rem Land zu finanzieren. Sie haben einen 
erheblichen Beitrag zur Haushaltskonsolidie-
rung und zur Ausgabenfinanzierung geleistet. 
Sie jetzt nach dem Motto in den Schatten zu 
stellen: „Jetzt müsst ihr endlich auch einmal 
etwas von eurem Reichtum abgeben, damit wir 
etwas Soziales in Bremen tun können“, halte 

ich für politisch niederträchtig, sehr geehrte 
Frau Bürgermeisterin. 
 
(Beifall CDU, FDP) 
 
Jetzt einmal im Ernst: Wer soll denn nach der 
Sektsteuer und dem Solidaritätszuschlag noch 
Ihrer Ankündigung glauben, dass diese Ge-
werbesteuererhöhung nur für zwei Jahre gilt? - 
Ich weiß gar nicht, welche Position Sie als 
Grüne zurzeit zur Abschaffung des Solidari-
tätszuschlags haben. Wahrscheinlich hängt 
das davon ab, mit wem Sie regieren können. 
Wer glaubt, dass diese Steuer wirklich nur für 
zwei Jahre erhoben wird, der täuscht sich. 
Wahrscheinlich sind Sie dann nicht mehr im 
Amt, Frau Linnert. Das mag ich Ihnen zuge-
stehen. Aber diese Gewerbesteuer - das ist 
meine Prognose - wird im Jahr 2020 nicht ab-
geschafft werden, wenn es bei dieser Regie-
rung bleibt.  
 
Ich halte das für fatal. Wir haben sowieso 
schwierige Rahmenbedingungen in Bezug auf 
die Flächenentwicklung, die Wachstumsmög-
lichkeiten und die verkehrliche Infrastruktur. Es 
ist ein falsches Signal, ausgerechnet hier eine 
Neiddebatte zulasten der Unternehmerinnen 
und Unternehmer anzustrengen. Ich finde es 
schäbig und halte es auch für inhaltlich falsch. 
 
Letztens stand ein Artikel in der Zeitung, der 
aufgezeigt hat, wer eigentlich diese Gewerbe-
steuer zahlt. Es steht immer der Verdacht im 
Raum, einige wenige Großbetriebe zahlten sie. 
Nein, jeder Handwerksbetrieb ist von Ihrer 
Gewerbesteuererhöhung betroffen. Dabei geht 
es teilweise um Kleinbeträge. Für solch einen 
Handwerksbetrieb sind 5 000 Euro oder 
10 000 Euro aber viel Geld. Für Sie sind das 
Peanuts, denke ich. Für einen kleinen Betrieb, 
der jeden Tag um Aufträge und das eigene 
Überleben kämpft und die Zukunft seiner Mit-
arbeiter sichern muss, ist das viel Geld. 5 000 
Euro bis 10 000 Euro bedeuten für einen mit-
telständisch geführten Handwerksbetrieb einen 
Ausbildungsplatz, der vielleicht wegfällt, weil 
Sie die Gewerbesteuer erhöhen.  
 
Deswegen sage ich: Es ist nicht nur strate-
gisch falsch, es ist nicht nur politisch in der 
Polemik falsch aufgesetzt, sondern es ist auch 
inhaltlich ungerecht und falsch, die Gewerbe-
steuer zulasten dieser mittelständischen Be-
triebe zu erhöhen. Wir werden einer solchen 
Erhöhung nicht zustimmen. 
 
(Beifall CDU) 
 
Sie haben großspurig das Projekt der digitalen 
Verwaltung, auch beim Bürgerservice, gelobt. 
Ich habe zur Kenntnis genommen, dass es seit 
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gestern auch eine Vorlage dazu gibt. Der Se-
nat hat sich damit befasst. Bisher gab es, wie 
immer in Bremen, nur Geld. Das ist auch nicht 
verwunderlich. Es ist die Idee der rot-grünen 
Koalition, Geld in den Haushalt einzustellen, 
und dann wird sich schon etwas entwickeln. 
Damit, Geld auszugeben, hatten wir in Bremen 
noch nie Probleme. In der Regel ist mindes-
tens das Geld ausgegeben worden, das zur 
Verfügung stand. 
 
Jetzt gibt es eine Idee, wie es mit der Digitali-
sierung der Verwaltung in Zukunft funktionie-
ren könnte. Darin ist einiges Gute enthalten. 
Über anderes muss man am Ende reden. Ich 
habe noch nicht ganz verstanden, wie der 
Bürgerservice durch die Digitalisierung wirklich 
verbessert werden soll. Dazu muss man si-
cherlich auch das eine oder andere Gesetz 
ändern. Dabei reden wir über Bundesgesetze. 
Seinen Personalausweis ohne Identitätskon-
trolle abzuholen, wird Bremen allein kaum 
regeln können. Dafür wird man wohl andere 
benötigen und auch eine andere gesetzliche 
Grundlage brauchen.  
 
Sie schreiben, Sie haben jeweils 20 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt. Sehr geehrte Frau 
Bürgermeisterin, Sie haben aber verschwie-
gen, dass Sie das Geld gar nicht finanziert 
haben. Sie haben in der gleichen Höhe eine 
globale Minderausgabe eingestellt. Das heißt, 
Sie haben Geld ausgegeben, das Sie gar nicht 
haben, geschweige denn finanziert haben. Ein 
Finanzierungskonzept für diese digitale Zu-
kunftsinitiative, die Sie entwickelt haben, steht 
also überhaupt nicht zur Verfügung.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Typisch bre-
misch!) 
 
Ist das eigentlich seriöse, nachhaltige Finanz-
politik à la Grüne, wenn ich mich hier im Par-
lament für ein Projekt loben und preisen lasse, 
für das ich selbst noch nicht einen einzigen 
Euro zur Verfügung gestellt habe, geschweige 
denn, dass ich weiß, wie es auf Dauer finan-
ziert werden soll? Sie haben jetzt für zwei Jah-
re 20 Millionen Euro eingestellt. Sie wollen 
aber Hunderte von neuen Stellen schaffen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. Ich 
finde, seriöse Finanzpolitik sieht anders aus.  
 
Man schreibt zuerst einmal auf, auf welcher 
gesetzlichen Grundlage man mit welchen 
Maßnahmen die Digitalisierung bürgerfreund-
lich vorantreiben will, und wirbt hinterher Geld 
ein, statt zuerst eine Summe aufzuschreiben, 
sich belobhudeln zu lassen und am Ende 
durch eine globale Minderausgabe nachfinan-
zieren zu müssen, was, wie ich finde, kein 
Beweis für solide Finanzpolitik ist. 

(Beifall CDU) 
 
Sie haben Investitionsbedarfe beschrieben. 
Der Sanierungsstau an den Schulen beträgt 
mindestens 675 Millionen Euro. Darüber ha-
ben wir lange hier im Parlament gestritten. Der 
Sanierungsstau in den Krankenhäusern be-
trägt, wie ratenweise und zuletzt im Haushalts- 
und Finanzausschuss zugegeben, mindestens 
500 Millionen Euro. Der Sanierungsstau in den 
Häfen beträgt nach einer Vorlage des Sena-
tors für Wirtschaft, Arbeit und Häfen 250 Milli-
onen Euro. Der Sanierungsstau bei Straßen 
beträgt nach einer Auskunft des Senators für 
Bau, Umwelt und Verkehr 240 Millionen Euro.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ist 
es dann das richtige Signal, die Investitions-
quote über die Jahre immer weiter zu senken? 
Ist es eine nachhaltige Finanzpolitik, den Men-
schen, den nachwachsenden Generationen, 
den künftigen Abgeordneten der Bremischen 
Bürgerschaft einen milliardenschweren Sanie-
rungsstau zu hinterlassen, weil man das Geld 
an anderer Stelle für konsumtive Zwecke aus-
gegeben hat? Ich sage: Nein! Investitionen 
sind keine Schande. Sie sind eine Notwendig-
keit für die Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft 
und eines Gemeinwesens. Dafür haben Sie 
weder in der Vergangenheit genug getan noch 
haben Sie für die Zukunft vorgesorgt.  
 
(Beifall CDU) 
 
Ich will am Ende der ersten Runde noch etwas 
zur sozialen Struktur der beiden Städte unse-
res Landes sagen. Wenn ich vorhin über Ein-
wohnerwachstum, über Wirtschaftswachstum 
und über die Notwendigkeit des Wachstums 
von Arbeitsplätzen gesprochen habe, dann 
habe ich das natürlich im Hinblick auf die auf-
zustellenden Haushalte und die mittelfristige 
Finanzplanung getan. Mich und die Bremer 
CDU treibt die tiefe Sorge um, dass eine Fort-
setzung der bisherigen Politik dazu führen 
wird, dass sich die soziale Spaltung in den 
beiden Städten unseres Landes unverändert 
fortsetzt. Wir sind das einzige Bundesland, in 
dem die Schere zwischen Arm und Reich in 
den letzten Jahren noch weiter auseinander-
gegangen ist.  
 
 
Frau Senatorin, Sie haben darauf hingewie-
sen, dass wir ein Fünftel unseres Haushaltes, 
rund eine Milliarde Euro, zwischenzeitlich für 
die Sozialausgaben aufwenden. Nun kann 
man natürlich denken, je mehr ein Staat und 
ein Gemeinwesen für Sozialausgaben auf-
wenden, umso besser muss es den Menschen 
doch eigentlich gehen. Das ist nicht die Auf-
fassung der CDU zur Sozialpolitik. 
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(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Also senken Sie die 
Sozialleistungen; dann geht es den Leuten 
besser?) 
 
Für uns ist es viel wichtiger - dies wäre ein 
Erfolgsindikator -, wenn die Menschen nicht 
auf die Fürsorge des Staates angewiesen wä-
ren. Die Menschen leben in einem Land, das 
möglichst hohe Sozialausgaben pro Kopf auf-
wendet, nicht besser. Sie leben in einem Land 
besser, das die geringsten Ausgaben aufwen-
den muss, um Geld umzuverteilen. 
 
Während Ihrer Amtszeit, Frau Senatorin, sind 
die Ausgaben für den Sozialbereich von knapp 
600 Millionen Euro auf fast 1,1 Milliarden Euro 
oder um knapp 85 Prozent gestiegen. Hinter 
dieser Zahl steht eine Vielzahl von Kindern, 
Frauen und Männern, die in Bremen und Bre-
merhaven nicht in der Lage sind, ihren Le-
bensunterhalt ohne staatliche Hilfe zu finanzie-
ren. Es ist richtig und vernünftig, dass wir 
ihnen helfen und versuchen, ihre Armut zu 
lindern, indem wir ihren Lebensunterhalt teil-
weise finanzieren.  
 
Sozialpolitik, wie die CDU und ich sie verste-
hen, leistet aber mehr als Geld zu verteilen. 
Sie sorgt dafür, dass die Kinder dieser Men-
schen in einem gut ausgestatteten, individuelle 
Talente fördernden Schulsystem eine Zukunft 
bekommen, dass sie eine Chance erhalten, 
ihre Zukunft selbst in die Hand zu nehmen. 
 
(Abg. Frau Sprehe [SPD]: Das wollen wir 
nicht?) 
 
Eine Sozialpolitik, die hilft, erreicht darüber 
hinaus, dass Menschen in die neu entstehen-
den Arbeitsplätze vermittelt werden können. 
Eine Sozialpolitik, wie wir sie verstehen, 
schafft es auch, dass die Menschen in Wohn-
verhältnissen leben, die angemessen und aus-
kömmlich finanziert sind.  
 
Deswegen sage ich, meine sehr verehrten 
Damen und Herren: Der vorliegende Haus-
haltsentwurf wird den Anforderungen an die 
Zukunft unseres Bundeslandes in keinem 
Punkt gerecht. Er verwaltet die Gegenwart, er 
erfüllt das gesetzlich Verpflichtende, aber er 
gibt der Gesellschaft in Bremen keine Per-
spektive. - Vielen Dank! 
 
(Anhaltender Beifall CDU, BIW) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Tschöpe. 
 
Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Röwekamp, 
ich bin nicht so lange dabei wie Sie und Bür-

germeisterin Linnert, aber ein paar Jährchen in 
diesem Parlament habe ich schon auf dem 
Rücken.  
 
Ich habe immer wieder festgestellt, dass 
Haushaltsberatungen einem gewissen Ritual 
folgen. Einmal ist es mehr erträglich, ein ande-
res Mal ist es weniger erträglich. Haushaltsbe-
ratungen in der ersten Lesung laufen immer so 
ab, dass die Regierung darstellt, was sie dem-
nächst machen möchte, und die Opposition 
frei assoziierend darbietet, was sie an dieser 
Regierung zu kritisieren hat. Darauf hatte ich 
mich eingerichtet. Aber, Herr Kollege Röwe-
kamp, meinen Sie nicht auch, dass Sie heute 
ein bisschen überzogen haben? Sie sprechen 
von Scheinheiligkeit, reden von Lügen, von 
Wahrheitsverdrehung und Fälschung. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Das habe ich nicht 
gesagt! - Abg. Frau Grotheer [SPD]: „Fäl-
schung“ haben Sie gesagt! - Abg. Röwekamp 
[CDU]: Das ist aber nicht „Lüge“!) 
 
Das ist immer dann schwierig, wenn man sich 
selbst auf dünnem Eis bewegt. Ich habe viele 
Dinge, die Sie eben geschildert haben, nicht 
nachprüfen können. Die Leistungsbilanz unse-
rer Großen Koalition, die ich mitgetragen habe 
- so lange bin ich doch schon dabei - bezüglich 
der Frage, wie viel Schulden wir am Ende ge-
macht haben, ist im besten Falle verkürzt von 
Ihnen dargestellt worden.  
 
Die vier Milliarden Euro Schulden stimmen. 
Was haben wir zusätzlich ausgegeben? Zu-
sätzlich haben wir den gesamten Brotkorb von 
zehn Milliarden ausgegeben, den die Ampel-
koalition unter Klaus Wedemeier vor dem 
Bundesverfassungsgericht erstritten hat.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich finde, Kritik muss einen wahren Kern ha-
ben. An dieser Stelle hatte Sie den nicht, Kol-
lege Röwekamp. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich habe mir den von Ihnen zitierten engli-
schen Nobelpreisträger nicht merken können. 
Wenn man sich mit Engländern befasst, findet 
man immer alles.  
 
(Heiterkeit SPD) 
 
Anthony Eden, ein durchaus erfolgreicher eng-
lischer Premierminister, hat einmal, nach einer 
Haushaltsdebatte tief frustriert, im Unterhaus 
gesagt, jeder erwarte vom Staat Sparsamkeit 
im Allgemeinen und Freigiebigkeit im Beson-
deren. Ich glaube, dass Sie eine sehr enge 
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Geistesverwandtschaft zu Anthony Eden ha-
ben, denn genau das haben Sie in Ihrer Rede 
dargestellt: Sparsamkeit im Allgemeinen und 
Freigiebigkeit im Besonderen. Die Kunst der 
Politik besteht darin, beides in Einklang zu 
bringen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich möchte noch über zwei andere Dinge re-
den. Ich möchte darüber reden, wo wir uns 
eigentlich befinden. Im Jahr 2010, also vor 
beinahe acht Jahren, haben wir die Konsolidie-
rungsvereinbarung mit dem Bund geschlos-
sen. Es ging um eine Schuldenbremse. Wa-
rum haben wir das eigentlich gemacht? Wir 
haben das gemacht, weil wir damals jedes 
Jahr 1,2 Milliarden Euro durch Schulden finan-
zierten. Jedem war klar: Das geht nur noch 
begrenzt so weiter, weil das nicht nur die 
Handlungsfähigkeit dieses Staates auf null 
reduziert, sondern letztlich dazu führt, dass 
unser Gemeinwesen als selbstständiges ab-
geschafft wird - darüber könnte man reden -, 
vor allen Dingen aber als handlungsfähiges 
abgeschafft wird. Deshalb war es völlig richtig, 
dass wir diese Schuldenbremse eingeführt 
beziehungsweise die Konsolidierungsvereinba-
rung getroffen haben.  
 
Ich komme noch einmal auf Klaus Wedemeier 
zurück. Wir alle wussten und das Bundesver-
fassungsgericht hat uns sogar bestätigt, dass 
wir ohne eigenes Verschulden in die Situation 
geraten sind, unser Gemeinwesen nicht aus-
kömmlich finanzieren zu können. Stichwort 
Strukturwandel. Wir alle wussten, dass die 
Problemlagen in diesem Stadtstaat so groß 
sind, dass man sie über eine reine Kreditauf-
nahme nicht mehr in den Griff bekommen 
konnte. Am Ende stand diese Zahl von 1,2 
Milliarden Euro jedes Jahr. Das war für uns 
alle - -. Nein, nicht für alle. Ihr wart damals 
noch nicht dabei, aber ich glaube, ihr habt es 
nicht gut gefunden.  
 
Wir haben gesagt: So geht es nicht weiter; die 
Schuldenbremse muss gezogen werden. Ich 
gebe zu, dass ich mit der Form der Schulden-
bremse, wie sie in Deutschland praktiziert wird, 
nach wie vor nicht glücklich bin, weil sie einen 
Konstruktionsfehler bei langfristigen Investitio-
nen hat. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Deshalb hätte ich mir ein anderes Modell ge-
wünscht. Aber klar ist, dass wir diese Bremse 
ziehen mussten.  
 
Dann hat es die Vereinbarung mit dem Bund 
gegeben. Ich weiß noch relativ genau, wie 

viele mir, als diese Konsolidierungsvereinba-
rung von Karoline Linnert unterschrieben wor-
den ist, gesagt haben: 1,2 Milliarden Euro wollt 
ihr in zehn Jahren auf null reduzieren? Das 
schafft ihr doch nicht! Das ist überhaupt nicht 
vorstellbar. Das braucht ihr gar nicht erst zu 
versuchen. Nach zwei, vielleicht drei Jahren 
müsst ihr das Ziel aufgeben.  
 
Nicht am Ende des Konsolidierungszeitraums, 
aber nach mittlerweile acht Jahren stellen wir 
fest: Wir haben acht Jahre lang die Bedingun-
gen des Konsolidierungspfades eingehalten, 
und zwar Jahr für Jahr. 
 
(Anhaltender Beifall SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen) 
 
Dieser Haushalt wird die Bergetappe des Kon-
solidierungspfades sein. Nun muss die letzte 
Lücke geschlossen werden. Ich gestehe frei-
mütig, dass das nicht nur die brillante Haus-
haltspolitik irgendeiner Koalition gewesen ist. 
Das wissen wir alle. Vor allen Dingen sind es 
auch die gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten 
gewesen, und natürlich ist es der niedrige Zins 
gewesen. Aber es ist eben auch das Commit-
ment dieser Koalition gewesen, uns zu einer 
konsolidierenden Haushaltspolitik zu verpflich-
ten, und dieses haben wir durchgehalten.  
 
Ich bin fest davon überzeugt, dass wir die An-
schlussperspektive 2020 nicht in der Form 
bekommen hätten, wie wir sie jetzt bekommen 
haben, wenn wir diese Haushaltspolitik nicht 
gemacht hätten. Ich sage als Teil dieser rot-
grünen Koalition: Ich bin stolz auf das, was wir 
in den letzten acht Jahren erreicht haben. Ich 
bin stolz darauf, dass Jens Böhrnsen, Carsten 
Sieling, Karoline Linnert und viele andere, die 
dabei gewesen sind, in Verhandlungen mit 
dem Bund erreicht haben, dass wir eine Per-
spektive für dieses Land haben und dass wir 
ab dem Jahr 2020  487 Millionen Euro mehr 
einstellen können. Ich weiß nicht, ob es in 
einer anderen Konstellation so einfach zu er-
reichen gewesen wäre.  
 
Ich bin auch stolz darauf, dass diese Koalition 
unter der Last, die diese Entscheidungen 
haushaltstechnisch bedeutet haben, nicht ge-
brochen ist, sondern sich immer wieder darauf 
fokussiert hat, diese Konsolidierungsanstren-
gungen zu unternehmen. 
 
(Starker Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich zitiere Herbert Wehner gern, weil er eine 
vergleichbare Funktion hatte wie ich, aber er 
hat an dieser Stelle auch einfach recht. Er hat 
gesagt: „Politik ist die Kunst, das Notwendige 
möglich zu machen.“ Das Notwendige möglich 
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zu machen, ist manchmal total grau. Es ist 
manchmal auch total kleinteilig. Das ist ein 
Ringen um Kompromisse in Bereichen, bei 
denen man sagt: Scheiße, warum tue ich mir 
das eigentlich an? Das ist ein unglaublich 
mühseliger Prozess. 
 
Ja, Kollege Röwekamp, es ist much more se-
xy, hier frei zu assoziieren, was man mit Geld 
alles machen kann. Es ist auch much more 
sexy darzustellen, was hier wünschenswert 
oder was denkbar wäre. Entscheidend ist aber 
doch etwas anderes: Wir müssen im Kleinen 
verantwortungsvoll zwischen dem, was wir 
haben, dem, was nötig ist, und dem, was wir 
wollen, abwägen. Das ist ein mühseliger Pro-
zess. Dem hat sich dieser Senat unterzogen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Jetzt komme ich zu dem, was hier vorliegt. Ja, 
jeder wird sagen - das wird in der weiteren 
Debatte auch deutlich werden -: An dieser 
Stelle würde ich 5 Millionen Euro mehr, 10 
Millionen Euro mehr oder 15 Millionen Euro 
mehr ansetzen, und an anderer Stelle würde 
ich ein bisschen weniger einnehmen wollen. 
Das ist das Recht der Opposition. Konkret 
werden wird es bei den Haushaltsanträgen. In 
den letzten Jahren habe ich nur eine Fraktion 
erlebt, die Haushaltsanträge gestellt hat. Die 
anderen sind aufgefordert, das beim nächsten 
Mal auch zu tun, damit wir über konkrete politi-
sche Alternativen reden können. Herr Kollege 
Röwekamp, mich würde es freuen. 
 
(Abg. Senkal [SPD]: Da wird nichts kommen! - 
Abg. Bücking [SPD]: Arbeit! Arbeit! - Abg. Rö-
wekamp [CDU]: Das lehnt ihr sowieso wieder 
alles ab! - Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
 
Kollege Röwekamp, es muss doch möglich 
sein, dass Sie jenseits der wohlfeilen Rede 
hier in der Bütt konkret benennen, wofür Sie 
Geld ausgeben und wodurch sie dies finanzie-
ren möchten. Das wäre ein Konzept, über das 
die Bürger am Ende abstimmen könnten. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich komme zum konkreten Haushalt! Mich 
ärgert es, wenn Sie sagen, dass darin keine 
Zukunft steckt. In diesem Haushalt wird in 
Zukunft, nämlich in Bildung, investiert. 930,5 
Millionen Euro entfallen allein im nächsten 
Jahr auf den Bereich der Kindertagesstätten 
und der Bildung. Das ist ein Plus von 103 Milli-
onen Euro. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist nicht nur nichts, sondern das ist eine 
riesige Steigerung, die wir uns in dieser Berge-
tappe des Konsolidierungspfades vorgenom-
men haben. Für mich steht übrigens fest - das 
ist auch tragendes Element in dieser Koalition 
-, dass jeder Euro, den wir im Bereich Bildung 
ausgeben, gut ausgegeben ist.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir bauen mit diesem Geld die Kindertagesbe-
treuung weiter massiv aus. Wir entlasten Leh-
rer an Brennpunktschulen. Wir investieren in 
die Sicherung von Fachkräften in den Kitas. 
Wir treiben den Neu- und Ausbau von Schulen 
zu Ganztagsschulen weiter voran.  
 
Natürlich ist mir bewusst, dass wir damit nicht 
alle Probleme lösen. Jeder, der in dieser Stadt 
unterwegs ist, weiß das. Völlig klar ist auch, 
dass wir ab 2019 weitere Investitionen und 
weitere Mittel brauchen, um in unserem Bil-
dungssystem voranzukommen. Aber mit der 
jetzigen Vorlage des Senats haben wir einen 
wesentlichen Etappenschritt erreicht. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Kollege Röwekamp, es stimmt überhaupt 
nicht, dass es dieser Haushalt dabei belässt, 
dass wir das Bildungsthema entdeckt haben 
und wir den Rest irgendwie verwalten. Politi-
sche Schwerpunkte dieses Haushalts sind 
Wirtschaft, Arbeit und Sicherheit. Dem bremi-
schen Jobmotor, den bremischen Häfen, wer-
den fast 40 Millionen Euro zur Verfügung ge-
stellt, um die Columbuskaje zu realisieren, die 
Baggergutentsorgung zu modernisieren und 
die Baggerflotte aufzurüsten. 
 
Ein weiterer in meinen Augen sehr wichtiger 
Punkt ist, dass dieser Haushalt die Grundlage 
für die Finanzierung dringend benötigter Flä-
chen für Unternehmenserweiterungen und -
ansiedlungen legt. Für die Gewerbeflächen-
entwicklung in der Überseestadt, in der Air-
portstadt, an der Hansalinie oder am Standort 
Luneort stehen rund 18 Millionen Euro bereit. 
Dieser Haushaltsentwurf sorgt dafür, dass 
zusätzlich Geld in die Arbeitsmarkt- und Wirt-
schaftspolitik fließt. Allein 3,5 Millionen Euro 
pro Jahr werden wir zusätzlich für die Integra-
tion von Langzeitarbeitslosen im Arbeitsmarkt 
bereitstellen.  
 
Kollege Röwekamp, ich will nicht immer auf die 
Große Koalition schimpfen. Sie hat auch gute 
Dinge gemacht. Sie hat nämlich in der Tat im 
Bereich der Hochschullandschaft umgesteuert 
und gesagt, die Entwicklung der Hochschul-
landschaft ist auch die Antwort auf wirtschaftli-
chen Strukturwandel. Dieser Erkenntnis, die 
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wohl in allen Fraktionen tragend ist, werden wir 
durch eine Verbesserung der finanziellen 
Rahmenbedingungen in den Hochschulen in 
Höhe von 72 Millionen Euro weiterhin Rech-
nung tragen. Das ist doch nicht nichts! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Bei einem anderen Bereich sind wir uns sehr 
nahe, zumindest, wenn ich Ihren Kollegen 
Hinners richtig verstanden habe: Dieser Haus-
haltsentwurf sieht für den Bereich Ordnung 
und innere Sicherheit eine massive Auswei-
tung vor. Neben dem Neuaufbau eines kom-
munalen Ordnungsdienstes erhöhen wir die 
Mittel für Polizei, Verfassungsschutz und Jus-
tiz. Das ist in Anbetracht der realen Situation 
doch nichts anderes als Zukunftssicherung. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Jetzt sagen Sie, es ist das Mindeste, dass man 
für Polizei und Kitas sorgt. Ja, das ist das Min-
deste. Jeder, der dieses Geschäft ernsthaft 
betreibt, wie wir es nun schon seit zehn Jahren 
tun, weiß aber, dass es ein verflucht hartes 
Stück Arbeit ist, diese Mittel zu mobilisieren.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
2010 war ich gerade frisch gewählter Frakti-
onsvorsitzender, als ich mit der Konsolidie-
rungsvereinbarung konfrontiert worden bin. 
Hätten Sie mich damals gefragt, wie ein Haus-
haltsentwurf 2018/2019 aussehen könnte, 
hätte ich nicht das Bild dieses Haushaltes vor 
Augen gehabt. Ich hätte mir die Lage wesent-
lich düsterer vorgestellt.  
 
Es ist völlig klar und keiner stellt in Abrede, 
dass wir von einem Zinsniveau unterstützt 
worden sind, auf das wir keinen Einfluss ge-
habt haben. Wir sind auch durch eine grandio-
se wirtschaftliche Entwicklung unterstützt wor-
den, die es in Europa, vor allen Dingen in 
Zentraleuropa und Deutschland, gegeben hat. 
Wir sind dankbar dafür, dass wir heute hier 
stehen und einen solchen Haushalt präsentie-
ren können. Dieser Haushalt setzt den Konso-
lidierungskurs fort, aber er ist deutlich mehr als 
ein reines technisches Fortsetzen des Konso-
lidierungskurses. Er setzt die entsprechenden 
Schwerpunkte, über die ich eben schon ge-
sprochen habe.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Nun kommt kein Haushaltsentwurf so aus dem 
Parlament heraus, wie er eingebracht wurde. 
So wird es auch diesem Haushaltsentwurf 
ergehen. Er ist aber eine ausgesprochen gute 
Grundlage für die weiteren Beratungen. 

Für uns als Sozialdemokraten muss sich staat-
liches Handeln immer daran messen lassen, 
ob es wesentliche Beiträge für Investitionen in 
wirtschaftliche Prosperität, für den Aufstieg 
durch Bildung und für erschwinglichen Wohn-
raum für weite Kreise der Bevölkerung leistet. 
Ich sage Ihnen, dieser Haushalt hat das Not-
wendige im Wehner‘schen Sinne möglich ge-
macht. - Ich danke Ihnen!  
 
(Anhaltender Beifall SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen)  
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer. 
 
Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Wir debattieren heute 
über die Haushaltsentwürfe der Jahre 2018 
und 2019 sowie über den Finanzrahmen 2017 
bis 2021. Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Die 
nächsten zwei Jahre werden noch einmal 
schwer werden, aber die Anstrengung wird 
sich lohnen, denn das Defizit des Jahres 2010 
in Höhe von 1,2 Milliarden Euro wird bis 2020 
komplett abgebaut sein.  
 
 
Herr Röwekamp hat das bei Haushaltsbera-
tungen immer ablaufende Spiel schon erklärt. 
Es wäre verwunderlich, würde die Opposition 
die Regierung nicht kritisieren. Das gehört zu 
den Haushaltsdebatten. 
 
Ich möchte aber eines dazu sagen, Herr Rö-
wekamp. Wenn man nach eigener Regie-
rungsbeteiligung in Bremen einen Schulden-
berg in Milliardenhöhe hinterlässt, dann sollte 
man Kritik an der jetzigen Regierung deutlich 
differenzierter äußern. Es ist schwer zu ertra-
gen, wenn Sie der Finanzsenatorin vorwerfen, 
es sei nicht ihr Verdienst, dass dieses Defizit 
über die Jahre abgebaut worden ist. Herr Rö-
wekamp, Sie sagten, die CDU habe investiert. 
Worin denn? Ich erinnere mich an den Space 
Park. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Ei, ei, ei!) 
 
Ich erinnere mich aber auch an Haven Höövt, 
der nun zu drei Vierteln leer steht und abgeris-
sen werden muss, und an eine Markthalle in 
Vegesack. Toll! Das war nachhaltig investiert! 
Darin befindet sich jetzt ein Ein-Euro-Shop. Ich 
erinnere mich auch an ein Musical-Theater. 
 
Ich wollte meine Rede eigentlich ganz anders 
anfangen. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das hätten Sie tun 
sollen! Sie wären gut beraten gewesen!) 
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Herr vom Bruch, warten Sie es ab! 
 
Herr Röwekamp, was mich kaum noch auf 
dem Stuhl gehalten hat, war Ihre Aussage, es 
sei das Verdienst der CDU, dass es hier eine 
Exzellenzuniversität gibt. Das ist der blanke 
Hohn für alle Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, die unter Ihrer Regierungsbeteili-
gung an der Universität gearbeitet haben. Ich 
war eine von ihnen. Ich habe bis 2007 mitbe-
kommen, wie Jahr für Jahr gerade beim Per-
sonal gespart worden ist. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Was?) 
 
Dass die Bremer Universität eine Exzellenzu-
niversität geworden ist, ist nicht Ihr Verdienst, 
Herr Röwekamp. Das ist das Verdienst der 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die 
sich Tag für Tag unter prekären Bedingungen 
den Hintern aufreißen, Lehre betreiben, for-
schen und Drittmittel akquirieren.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD - Zurufe 
CDU)  
 
Herr vom Bruch, man muss sehen, dass diese 
Koalition die prekäre Beschäftigung durch die 
Hochschulreform jetzt deutlich abbaut. Auch in 
diesem Haushalt wird in die naturwissenschaft-
lichen Bereiche und in die Gebäudestruktur 
der Universität investiert. 
 
Herr vom Bruch, es war auf jeden Fall nicht die 
CDU, die die Universität zur Exzellenzuniversi-
tät gemacht hat. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Die arbeiten alle 
unter prekären Verhältnissen? Machen Sie 
sich doch nicht lächerlich!) 
 
Ich mache mich nicht lächerlich! 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Doch, Sie sind 
gerade dabei!) 
 
Ich habe am eigenen Leib erfahren, wie unter 
der CDU-Regierung im Wissenschaftsbereich 
„grandios“ eingespart worden ist. 
 
(Zurufe CDU) 
 
Es ist ein Erfolg dieser Regierung und dieser 
Koalition, dass wir es bisher geschafft haben, 
den Konsolidierungspfad einzuhalten. Wir ha-
ben jedes Jahr 300 Millionen Euro vom Bund 
bekommen und werden bis 2020 das Defizit 
komplett abgebaut haben. Das war über Jahre 
ein Kraftakt für diese Stadt. Es war eine Durst-
strecke für diese Stadt. Wir müssen uns nichts 
vormachen, meine Damen und Herren. Das 
wird auch für die nächsten zwei Jahre keine 

Vergnügungstour. Es ist aber auch Land in 
Sicht. 
 
Ich möchte einen Punkt, der mir sehr wichtig 
ist, nennen: Die letzten Jahre, die durch enor-
me und oft unbeliebte Sparmaßnahmen in 
Bremen geprägt wurden, haben in der Stadt 
Spuren hinterlassen. Vieles von dem, was man 
sich gewünscht hätte oder manchmal auch für 
notwendig gehalten hat, ließ sich nicht oder 
nicht in vollem Umfang finanzieren. Darunter 
fällt auch die personelle Ausstattung der Ver-
waltung.  
 
Die Finanzsenatorin hat die PEP-Quote ange-
sprochen. Die PEP-Quote wurde in den 90er-
Jahren eingeführt und hat über all die Jahre 
dazu geführt, dass die Verwaltung in einigen 
Bereichen ausgelaugt worden ist und zum Teil 
am Rand der Arbeitsfähigkeit steht. Allen Be-
schäftigten, die sich tagtäglich engagieren, 
muss an dieser Stelle deutlich gedankt wer-
den. 
 
In den Deputationssitzungen, in denen ich 
anwesend war, habe ich gesagt, dass es mei-
ner Meinung nach nicht so weitergehen kann. 
Daher ist für mich ganz klar: Ab 2020, wenn 
wieder mehr Geld zur Verfügung steht, muss 
Schluss mit der PEP-Quote sein. Sie gehört 
dann definitiv der Vergangenheit an, denn 
weitere Personaleinsparungen gehen zulasten 
der Dienstleistungen für die Öffentlichkeit und 
damit auch zulasten des Bürgerservices und 
zulasten der übrigen Beschäftigten. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Anders als in der Vergangenheit hat der Senat 
diesmal nicht am Anfang der Haushaltsbera-
tungen die Eckwerte verringert, sondern diese 
mehr oder weniger in gleichem Umfang belas-
sen. Das heißt, dass die Mittel für viele Investi-
tionen und Projekte nicht gekürzt wurden. Ich 
denke, dies war eine gute Strategie, zumal für 
die Haushaltsberatungen eine kurze Zeit an-
gesetzt wurde, der Zeitplan der Haushaltsbera-
tungen also sehr ambitioniert ist.  
 
Die Koalition hat sich Schwerpunkte gesetzt. 
Ganz klar liegt für uns Grünen einer der 
Schwerpunkte im Bereich Kinder und Bildung. 
Der Etat für diesen Bereich wird von 2017 auf 
2018 um über 100 Millionen Euro auf insge-
samt 930,5 Millionen Euro erhöht. 2019 stehen 
dann 949 Millionen Euro zur Verfügung. 
 
Meine Damen und Herren, es ist absolut rich-
tig, in diesem Bereich zu investieren, denn die 
Investition in unsere Kinder ist eine Investition 
in unsere Zukunft. Wir wissen, dass eine gute 
Bildung und Ausbildung der Schlüssel gegen 
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Armut sind. Bildung beginnt schon im frühes-
ten Alter. Frühkindliche Bildung wie das Erler-
nen von Sprache, von geistigen und motori-
schen Fähigkeiten und von sozialer Kompe-
tenz kann nicht früh genug gefördert werden. 
Daher ist es richtig, in den Ausbau von Krippen 
zu investieren - für Kita-Bauten sind 20,9 Milli-
onen im Jahr 2018 und 24,3 Millionen Euro im 
Jahr 2019 eingeplant - und dafür zu sorgen, 
dass möglichst alle Kinder im Kindergartenal-
ter mit Kindergartenplätzen versorgt sind. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Ich bin überzeugt, dass nur dann Chancen-
gleichheit für alle Kinder sowohl beim Schul-
eintritt als auch später im Leben besteht.  
 
Mit dem Bau von Kitas und dem Ausbau von 
Ganztagsschulen ist es aber nicht getan, denn 
wir müssen die Gebäude auch mit Leben fül-
len. Daher steht angesichts stark steigender 
Schülerzahlen Geld für mehr Personal an 
Bremens Schulen zur Verfügung. Dies ist ein 
Plus von 384 Stellen.  
 
Ich weiß, dass das wahrscheinlich einigen im 
Haus nicht ausreicht. Es ist aber nicht nur ein 
bremisches, sondern ein bundesweites Prob-
lem, dass im Kita-, aber auch im Schulbereich 
ein enormer Fachkräftemangel besteht. Das ist 
in fast jeder Kommune so. Insofern wären wir 
froh, wenn alle Stellen, die nun zusätzlich ge-
schaffen und im Haushalt verankert werden, 
am Ende auch besetzt würden.  
 
 
Für Schulbauten stehen 28,5 Millionen Euro im 
Jahr 2018 und 39,1 Millionen Euro im Jahr 
2019 zur Verfügung. Für das Gebäudesanie-
rungsprogramm, das hauptsächlich für die 
Schulsanierung herangezogen wird, sind es 
noch einmal 26 Millionen Euro jährlich. 
 
Eine Anmerkung sei mir gestattet. Ich finde, 
die Ausstattung im Kinder- und Bildungsbe-
reich darf nicht allein von der Finanzkraft und 
dem Geldbeutel eines Bundeslandes abhän-
gen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Aus diesem Grund sind wir Grünen für die 
Abschaffung des Kooperationsverbotes. Der 
Bund hat eine Verantwortung für die Ausbil-
dung unserer Kinder. Für uns bedeutet dies, 
dass sich der Bund viel mehr an der Finanzie-
rung im Bildungsbereich beteiligen muss, als 
bisher.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das sagen Sie 
einmal in Hessen und in Baden-Württemberg!) 

Wissen Sie was, Herr vom Bruch? Chancen-
gerechtigkeit in der Bildung und die Integration 
aller Kinder - geflüchtet oder nicht - gelingen 
eben nur, wenn der Bund den Ländern finanzi-
ell hilft. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD - Abg. 
Dr. vom Bruch [CDU]: Das ist Ihr Versagen, 
Ihre Verantwortung! Die können Sie nicht an 
alle anderen delegieren!) 
 
Herr vom Bruch, ich sage Ihnen auch: Das 
Kooperationsverbot war von Anfang an eine 
grandiose Fehlentscheidung der Großen Koali-
tion. Im Jahr 2006 ist unter CDU-Regierung im 
Zuge der Föderalismusreform im Grundsatz 
verankert worden, die Kooperation zwischen 
Bund und Ländern genau da gesetzlich zu 
verbieten, wo es die Jüngsten betrifft. Das 
halte ich für eine groteske Auslegung der Län-
derhoheit im Bereich Bildungspolitik. In Anbe-
tracht der immer größer werdenden Heraus-
forderungen, vor denen die Schulen stehen - 
zum Beispiel Inklusion, Ausbau von Ganztags-
schulen, digitale Bildung und Sprachförderung 
-, muss der Bund endlich wieder mehr Verant-
wortung übernehmen. 
 
Ich möchte gleich etwas anschließen, was 
schon in früheren Debatten erwähnt wurde: 
Der Bund muss auch eine größere Verantwor-
tung bei der Unterbringung und Integration von 
Flüchtlingen übernehmen. Wir finden es richtig 
- das sage ich ganz ausdrücklich -, dass Men-
schen, die in Not geraten, weil in ihrem Land 
Terror, willkürliche Verfolgung oder Krieg herr-
schen, bei uns Schutz finden.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Gerade die deutsche Vergangenheit und Ge-
schichte sollten uns gelehrt haben, dass Leben 
gerettet werden können, wenn ein reiches und 
sicheres Land diesen Menschen Asyl gewährt. 
Es ist aber zu einfach, wenn die Bundesregie-
rung - in dem Fall Frau Merkel - die Aufgaben 
und vor allen Dingen die Finanzierung am 
Ende den Ländern und Kommunen überlässt. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Mein Gott, ist das 
armselig! Sprechen wir eigentlich über Frau 
Merkel oder über den Haushalt?) 
 
Ich erwarte, dass sich der Bund viel mehr als 
bisher an der Integration beteiligt und sich hier 
nicht aus der Verantwortung stiehlt. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt, den sich die Regie-
rung in Bremen gesetzt hat, ist der Bereich der 
sicheren und der sauberen Stadt. Wir leben in 
einer Zeit, in der wir leider immer wieder euro-
pa- und weltweit mit schrecklichen Terroran-
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schlägen konfrontiert sind. Ob es London, 
Paris, Berlin, Brüssel oder Barcelona ist - die 
Unsicherheit besteht einfach. Auch wenn es 
den einen oder anderen überrascht, stehen wir 
Grünen dazu, dass wir mehr und besser aus-
gerüstete Polizisten brauchen, um den Terro-
rismus zu bekämpfen.  
 
Wir wollen allerdings keinen Überwachungs-
staat, in dem an jeder Ecke eine Videokamera 
hängt, von der man weiß, dass sie keine Straf-
taten oder Anschläge verhindert. Wir glauben, 
dass Kameras an einigen herausragenden 
Orten zur Aufklärung beitragen können. Wir 
sind aber eine Partei, die für Freiheit steht und 
für die Freiheit ein hohes Gut ist, und wir wol-
len weiterhin in einem Land leben, in dem die-
se Freiheit gewährleistet ist. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Wir leben alle frei 
im Sportamt!) 
 
Wissen Sie was, Herr vom Bruch? Ich habe 
Ihrem Redner sehr geduldig zugehört, 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Bei Ihnen fällt das 
nur sehr schwer! - Abg. Röwekamp [CDU]: 
Das war ja auch schlüssig und nachvollzieh-
bar!) 
 
vielleicht schaffen Sie das auch. Mir ist das bei 
Ihrem Redner auch schwergefallen. Vielleicht 
hören Sie einfach zu und respektieren, dass es 
hier Leute gibt, die eine andere Meinung ha-
ben und vielleicht auch andere Schwerpunkte 
setzen als Sie. Das unterscheidet uns nämlich 
am Ende des Tages. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD - Abg. 
Dr. vom Bruch [CDU]: Gott sei Dank!)  
 
Wir wollen eine Politik der inneren Sicherheit, 
die die Bürgerrechte wahrt. Wir wollen eine gut 
ausgestattete und ausgebildete Polizei und 
Sicherheitsbehörden, bei denen die Achtung 
der Menschenrechte, die Verhältnismäßigkeit 
des Handelns und demokratische Kontrolle 
selbstverständlich sind. Wir brauchen eine 
starke Polizei. 
 
Im letzten Haushalt haben wir Grünen die per-
sonelle Aufstockung der Polizei mitgetragen. 
Jetzt wird die Ausrüstung der Polizistinnen und 
Polizistinnen verbessert. Für die bessere Aus-
rüstung werden500 000 Euro pro Jahr in Bre-
men und 150 000 Euro in Bremerhaven bereit-
gestellt, und der Verfassungsschutz erhält 
auch zusätzliche 16 Stellen. Gerade nach dem 
Fall Amri bedarf es bundes- und europaweit 
einer verbesserten Kommunikation und eines 
verbesserten Informationsaustausches zwi-
schen den Behörden. Wenn jeder nur für sich 

muckelt, kommt man in der Terrorbekämpfung 
nicht effektiv weiter.  
 
Das erste Paket mit insgesamt 36 Projekten 
wird die Sicherheit erhöhen und die Sauberkeit 
in der Stadt verbessern. Für beides zusammen 
stehen je 15 Millionen Euro im Jahr 2018 und 
im Jahr 2019 zur Verfügung. 120 Stellen sollen 
in diesem Bereich neu geschaffen werden.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Gerade die Sauberkeit in der Stadt liegt vielen 
Bürgerinnen und Bürger am Herzen. Dazu 
zählen die Beseitigung von illegalem Müll und 
die Reinigung von Grünanlagen und Bade-
seen. Zusätzliche Papierkörbe wurden ebenso 
immer wieder angefordert. 500 werden nun 
neu im Stadtgebiet aufgestellt. Die Pflege von 
Grünstreifen entlang der Straßen ist ebenfalls 
zu nennen. Mehr Sauberkeit in der Stadt 
kommt der Stadtbevölkerung zugute. Wir sind 
ein Tourismusstandort. Das ist auch besser für 
das Gesamtstadtbild. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Auf den Bereich der Digitalisierung ist Senato-
rin Linnert schon eingegangen. Ich will das 
daher nicht im Detail tun. Wir halten den 
Schwerpunkt Digitalisierung für richtig, denn er 
bedeutet effizienteres Arbeiten, schnellere 
Prozesse und am Ende auch mehr Bürger-
freundlichkeit.  
 
Wir hatten am Freitag Besuch vom Grünen-
Minister Robert Habeck, der in Schleswig-
Holstein für die Digitalisierung zuständig ist. Er 
hat zu Recht und sehr anschaulich dargestellt, 
dass man es den Menschen heute nicht mehr 
vermitteln kann, dass man, wenn man Kinder-
geld mit viel Formalismus beantragt hat, die-
ses nach einer Pause neu beantragen muss. 
Man wundert sich, warum der Behörde die 
Daten nicht vorliegen, und fängt mit dem gan-
zen Aufwand wieder an, obwohl man denkt, es 
müsse eine Datei dazu geben. Das macht 
einen wahnsinnig. Das macht alle wahnsinnig. 
Deswegen ist die Finanzierung der Digitalisie-
rung der Verwaltung gut angelegtes Geld. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Uns Grünen sind Umwelt, Klimaschutz und 
Klimaanpassung wichtig. Ich bin froh, dass der 
Bereich des Generalplans Küstenschutz für die 
Jahre 2018 und 2019 im Haushalt mit 31,5 
Millionen Euro ausfinanziert ist. Die Energie-
konsens GmbH wird weiterfinanziert. Sie leis-
tet eine enorm wichtige Arbeit für den Klima-
schutz. Viele andere Umweltprojekte - auch 
zur Umweltbildung - sind mit Geld im Haushalt 
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hinterlegt, ob es Flussrenaturierungen, Ge-
wässerschutz- oder Bodenschutzmaßnahmen 
sind.  
 
Meine Damen und Herren von der CDU und 
der FDP, als Replik auf die gestrige Debatte 
sage ich: In der Aktuellen Stunde haben Sie 
Senator Lohse geradezu vorgeworfen, er lege 
seinen Schwerpunkt auf den Klimaschutz. Das 
habe System, hat Herr Buhlert gesagt. Ich 
sage Ihnen, der Klimawandel ist das größte 
globale Problem, das wir haben. Wir sind die 
letzte Generation, die noch etwas dagegen tun 
kann. Alle Generationen danach können nur 
noch Anpassungsmaßnahmen vornehmen.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Herr Röwekamp, wenn man Klimaschutz ernst 
nimmt, dann ist das in die Zukunft investiertes 
Geld.  
 
Ich erzähle Ihnen etwas aus meinem privaten 
Bereich. Ich habe gestern mit meiner Freundin 
telefoniert. Sie ist gestern erst in Holland an-
gekommen. Zehn Jahre lang hat sie auf der 
Insel St. Martin gelebt. Sie ist mit einem Militär-
flugzeug von der Insel evakuiert worden. Ihr 
Haus ist nur zum Teil zerstört. Viele haben ihre 
kompletten Häuser und ihre Existenz verloren. 
Fragen Sie sie einmal, was sie vom Klima-
schutz hält. Sie wird Ihnen sagen, wie wichtig 
er ist, weil wir immer mehr Starkregenereignis-
se, Windereignisse und Sturmereignisse - 
Hurrikan-Ereignisse - zu verzeichnen haben. 
Die Folgekosten gehen in die Milliarden. Des-
wegen ist jeder Cent, der in Klimaschutz inves-
tiert ist, ein richtig angelegter Cent. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Für uns Grünen ist der Bereich Klimaschutz 
eng mit umweltfreundlichem Verkehr verbun-
den. Daher sind wir für den Ausbau von Fahr-
radpremiumrouten und für das „Fahrradmo-
dellquartier Alte Neustadt“. Wir orientieren uns 
dabei an Städten, die uns deutlich voraus sind. 
Dazu gehört zum Beispiel Kopenhagen. 
 
Noch ein Rückblick auf die gestrige Debatte: 
Natürlich steht das Geld für die Linien 1 und 8 
im Haushalt - es ist mit einem Sperrvermerk 
versehen -, damit diese Straßenbahnlinien 
weitergebaut werden können, wenn das Bau-
recht vorliegt. Wir wollen, dass gerade die 
Pendler aus dem Umland bequem auf die Linie 
8 der Straßenbahn umsteigen können, damit 
sie ihre Autos zu Hause lassen. 
 
Ich spreche das Umland an. Herr Röwekamp, 
Sie haben gesagt, in der Baupolitik tue sich 
wenig, und damit vertreibe man die Leute aus 

Bremen. Wir haben doch Flächen über Flä-
chen identifiziert, große Flächen, ob es das 
Brinkmann-Gelände, ob es Könecke, Coca-
Cola, die Rennbahn, Grohner Fliesen, die Gar-
tenstadt oder Hulsberg sind. Es sind auch 
vollendete Projekte dabei: die Aumunder Wie-
sen. Ich gehe durch meinen Stadtteil und sehe 
Aumunder Wiesen 1.0, Tauwerk, Schönebe-
cker Straße und Arsten. Tun Sie doch nicht so, 
als ob hier nichts passieren würde! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Ich möchte noch auf einen anderen Bereich, 
nämlich den Sozialbereich, zu sprechen kom-
men. Die Ausgaben für Sozialleistungen ma-
chen in Bremen den größten Posten aus. Ja, 
das ist so. Im Stadtstaat betragen sie 2018 
und 2019 jeweils rund 1,1 Milliarden Euro. Im 
Haushaltsentwurf ist zum Beispiel die Fortfüh-
rung der Projekte abgebildet, die bisher über 
das Integrationsbudget finanziert wurden. Das 
finden wir wichtig. Dafür sind rund 3,3 Millio-
nen Euro im Haushalt veranschlagt. Dadurch 
stellen wir sicher, dass Geflüchtete nicht nur 
ein Dach über dem Kopf erhalten, sondern 
auch Integrationschancen bekommen, die die 
Lebenslagen der Menschen vor Ort in den 
Quartieren verbessern. Dazu gehören ganz 
viele Beispiele. Ich will nicht im Detail darauf 
eingehen, aber es geht zum Beispiel um die 
kommunalen Deutschsprachkurse, um die 
ambulante Betreuung von Geflüchteten im 
eigenen Wohnraum und um die Ehrenamtsko-
ordination. Wir finanzieren weitere wichtige 
Dinge wie das Stadtticket, also ein ermäßigtes 
Nahverkehrsticket. Kostenlose Verhütungsmit-
tel werden weiterhin als freiwillige Sozialleis-
tung finanziert, weil Nachfrage und Nutzung in 
den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen 
sind. Insofern kann man an der Sinnhaftigkeit 
nicht zweifeln.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
 
Ein Bereich, der uns im letzten Haushalt schon 
sehr wichtig war und auch in diesem Haushalt 
wichtig ist, ist die Fortführung des Rahmen-
konzepts für offene Jugendarbeit. 2016 haben 
wir 200 000 Euro bereitgestellt. Für das Jahr 
2017 waren es 400 000 Euro. Jetzt stehen 
zusätzliche Mittel in Höhe von 195 000 Euro im 
Jahr 2018 und noch einmal 274 000 Euro im 
Jahr 2019 zur Verfügung. Ich finde, das ist 
eine starke und solide Aufstockung des jahre-
lang unterfinanzierten Bereichs.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Herr Röwekamp, Sie haben die Kinderarmut 
angesprochen. Ja, sie ist ein großes Problem. 
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Aber sie ist nicht nur ein bremisches, sondern 
ein bundesweites Problem.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Nein, sie ist vor-
nehmlich ein bremisches Problem!) 
 
Ich erwarte, dass man nicht nur in Bremen 
eine Antwort darauf findet,  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Sie finden seit 
Jahren keine Antwort!) 
 
 
Herr vom Bruch, ich erwarte, dass auch die 
Bundesregierung eine andere und bessere 
Antwort darauf findet.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Kinderarmut liegt bundesweit bei 20 Pro-
zent. Bei 20 Prozent! 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Es wird noch 
schlimmer hier! In Bremerhaven werden wir 
bald doppelt so viel haben! 40 Prozent!) 
 
Sie können sich nicht aus Ihrer Verantwortung 
im Bund herausstehlen. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Sie lügen sich und 
anderen in die Tasche!)  
 
 
Die soziale Spaltung ist nicht nur ein bremi-
sches, sondern ein bundesweites Problem. Ich 
finde, dass man andere Antworten darauf fin-
den muss. 
 
(Zurufe CDU - Glocke) 
 
Frau Ahrens und Herr vom Bruch, ich will gar 
nicht schreien, aber ich komme fast nicht mehr 
gegen Ihre Zwischenrufe an. 
 
(Abg. Bensch [CDU]: Das sagt die Frau, die 
am meisten brüllt, egal, wer redet! - Unruhe 
Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Bensch [CDU]: 
Es ist doch so!)  
 
Ja, schon klar! 
 
Wenn man Altersarmut bekämpfen will, wenn 
man Kinderarmut bekämpfen will, dann erwar-
te ich, dass man auf Bundesebene andere 
Konzepte wie zum Beispiel die Einführung 
einer Garantierente oder den gleichen Betrag 
für alle Kinder findet, damit alle die gleichen 
Chancen haben. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD - Zuruf: 
Das ist aber auch die Arbeit der Bundesregie-
rung!) 

Das ist auch die Arbeit der Bundesregierung. 
Da können Sie sich nicht herausstehlen. 
 
Gesundheitspolitisch stellen wir mit diesem 
Haushalt erneut entscheidende Weichen zum 
Beispiel für die gute therapeutische Versor-
gung der Bremerinnen und Bremer. Ein Prob-
lem war bisher das Schulgeld für Auszubilden-
de in den therapeutischen Gesundheitsfachbe-
rufen Logopädie, Ergo- und Physiotherapie. Es 
war eine erhebliche Hürde. Diese Auszubil-
denden haben keine Ausbildungsvergütungen 
bekommen. Sie mussten für ihre Ausbildung 
selbst zahlen. Es hing also vom Geldbeutel der 
Eltern ab, ob jemand sich diese Ausbildung 
leisten konnte oder nicht, und das in Zeiten 
von Fachkräftemangel. Dieses Problem wird 
mit diesem Haushalt angegangen. Jetzt schaf-
fen wir den Einstieg in die Schulgeldfreiheit. 
Damit sorgen wir dafür, dass mehr junge Men-
schen diese Ausbildung absolvieren können, 
und sichern damit den Bedarf an Logopäden, 
Ergo- und Physiotherapeuten in Bremen.  
 
Auf den Sportbereich und das Bäderkonzept 
ist schon eingegangen worden. Millionen wer-
den in den Bau des West- und des Uni-Bades 
gesteckt. 
 
Der bremische Haushalt profitiert zugegebe-
nermaßen von den guten Steuereinnahmen 
und den niedrigen Zinsen. Das wurde gesagt, 
und das ist so. Das hilft. Das ist allen klar. 
Trotzdem müssen Einnahmen hinzukommen. 
Ich möchte mich vor dieser Debatte nicht drü-
cken. Über die Gewerbesteuer ist schon disku-
tiert worden. Dass Wirtschaft und Handel eine 
Erhöhung der Gewerbesteuer ablehnen, ist 
aus ihrer Warte zunächst einmal verständlich. 
Anfangs wurde noch überlegt, die Grunder-
werbsteuer zu erhöhen. Das ist wieder vom 
Tisch. Ich denke, das ist gut so, denn die Men-
schen, die sich jetzt eine Wohnung oder ein 
Haus kaufen wollen, sind durch die Preisent-
wicklung bei Immobilien - wir können eigentlich 
schon eine Immobilienblase beobachten - mit 
hohen Summen konfrontiert. Die Erhöhung der 
Grunderwerbsteuer wäre für junge Familien 
sicherlich kontraproduktiv gewesen.  
 
Bei der Gewerbesteuer kann ich den Unmut 
verstehen und möchte an dieser Stelle sagen, 
dass es nicht nur um die Erhöhung der Ge-
werbesteuer geht. Es geht vor allem um den 
Umgang und die Zuverlässigkeit von Politik. 
Das sage ich hier selbstkritisch. Dem Handel 
wurde 2014 gesagt: Wir erhöhen die Gewer-
besteuer, aber dann bleibt sie zunächst für 
längere Zeit konstant. Ich kann nachvollziehen, 
dass eine weitere Erhöhung nach drei Jahren 
dann nicht gut ankommt. Die jetzige Erhöhung 
ist auf die nächsten zwei Jahre befristet und 
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festgeschrieben. Das muss auch eingehalten 
werden. Das erwarten wir, weil Politik sonst 
Glaubwürdigkeit und Vertrauen verspielt.  
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Das glaubt doch kei-
ner, der die Geschichte des Solis kennt!) 
Natürlich solle man im Vorfeld mit den Be-
troffenen kommunizieren, wenn man zuun-
gunsten eines Players die Steuern erhöht. Wir 
verstehen den Ärger der Handelskammer. Wir 
haben als Fraktion ein Gespräch mit ihr ge-
führt. Es ist verständlich, dass es Unmut gibt, 
wenn man von solchen Entscheidungen erst 
zu einem späten Zeitpunkt oder gar erst aus 
der Zeitung erfährt. Wir wünschen uns in Zu-
kunft eine bessere Kommunikation. Wir haben 
uns bei der Handelskammer und damit auch 
bei den Handeltreibenden entschuldigt. Das 
tue ich an dieser Stelle gern noch einmal.  
 
Dennoch glaube ich, dass der Rahmen der 
Erhöhung akzeptabel ist und die Wirtschaft im 
Land Bremen dazu beiträgt - wie wir alle im 
Land Bremen das im Übrigen mit unseren 
Steuern tun -, dass die Herausforderungen, die 
dieses Bundesland zu bewältigen hat, bewäl-
tigt werden können. 
 
Meine Damen und Herren, trotz der besonde-
ren Finanzsituation Bremens ist es dem Senat 
gelungen, uns einen Haushalt vorzulegen, der 
die Herausforderungen in Bremen angeht, 
Akzente und Schwerpunkte setzt, die den Bür-
gerinnen und Bürger zugutekommen, und der 
es schafft, dass Bremen den Sanierungspfad 
in den nächsten zwei Jahren nicht verlässt. 
 
Wer auch immer ab 2019 in Bremen regieren 
wird, wird eine verbesserte finanzielle Situation 
vorfinden und sich dann hoffentlich daran erin-
nern, dass es diese Koalition durch ihre Spa-
ranstrengungen, guten Verhandlungen im 
Länderfinanzausgleich, aber auch durch die 
Konsolidierungsanstrengungen der letzten 
Jahre geschafft hat, dass es ab 2020 eine 
bessere Haushaltssituation in Bremen gibt, die 
den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt 
zugutekommt. - Herzlichen Dank! 
 
(Anhaltender Beifall Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD)  
 
Präsident Weber: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, auf der Besuchertribüne be-
grüße ich recht herzlich Mitglieder des Kurses 
der Einführungsphase Soziologie und Politik 
des Gymnasiums Links der Weser. 
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 

Wir haben noch keine 50 Prozent der Redner-
liste abgearbeitet. Ich möchte Ihnen das nur 
mitteilen und hoffe, wir haben weiterhin Geduld 
und große Aufmerksamkeit, auch für den 
nächsten Redner. 
 
Als nächster Kollege hat das Wort der Abge-
ordnete Rupp. 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
sehr verehrte Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich habe feststellen 
müssen, dass der Fraktionsvorsitzende der 
SPD im Jahr 2011 eine neue Brille bekommen 
hat, denn er hat mich vor 2011 offensichtlich 
nicht gesehen. 
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Ich entschuldige mich 
dafür!) 
 
Dafür muss man sich nicht entschuldigen. 
Vielleicht liegt es auch einfach daran, dass ich 
gar keine sichtbare Oppositionspolitik gemacht 
habe. Das diskutieren wir einmal bei einem 
Bier. 
 
(Abg. Frau Böschen [SPD]: Bitte kein Fishing 
for Compliments!)  
 
Wir haben jetzt den Haushalt 2018/2019 in der 
ersten Lesung zu debattieren. Selbstverständ-
lich gibt es zwei bis drei Fragen, mit denen 
man sich auseinandersetzen muss: 
 
Erstens geht es um die Frage: Ist eigentlich 
das erfolgreiche Abschneiden im sogenannten 
Sanierungspfad ein Erfolg, und wie ist er zu-
stande gekommen? 
 
Zweitens muss man die Frage beantworten: 
Was passiert in den nächsten zwei Jahren, 
und ist 2020 ein Punkt erreicht, an dem wir 
einer lichten Zukunft entgegengehen, oder 
gehen weiterhin mehr und mehr Lichter aus? 
 
Das sind Fragen, mit denen wir uns auseinan-
dersetzen müssen. Ich versuche dies im Ge-
gensatz zu Vorrednerinnen und Vorrednern - 
zumindest der Opposition - so sachlich, wie ich 
das vermag.  
 
War der Sanierungspfad eigentlich ein Erfolg? 
Wenn man den Haushalt ansieht, dann ja. Im 
Jahr 2020 könnten wir nicht nur ohne Neuver-
schuldung auskommen, sondern wir steuern 
auch auf ein Niveau von Einnahmen und Aus-
gaben zu, das deutlich höher ist, als wir jemals 
vermutet haben.  
 
Seit wir diesen Sanierungspfad gehen, habe 
ich ihn oft und intensiv kritisiert. Das tue ich 
weiterhin. Ich habe schon 2010 gesagt, dass 
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es zwei Möglichkeiten gibt: Entweder scheitert 
dieser Sanierungspfad, weil wir entsprechende 
Einsparungen oder Kürzungen nicht leisten 
können, oder er ist ein Erfolg. Ich war mir 
schon damals nicht ganz sicher, was eigentlich 
die schlimmere Situation ist. Ich habe damals 
gesagt, möglicherweise ist die Tatsache, dass 
wir uns von einem Sparhaushaushalt zum 
nächsten Sparhaushalt und wieder zu einem 
Sparhaushalt hangeln, das größere Problem, 
weil wir dann wie ein Esel hinter der Möhre 
herlaufen, die vor uns hergetragen wird. Ich 
komme noch dazu, warum ich der Meinung 
bin, dass dies tatsächlich das größere Problem 
ist.  
 
Dass überhaupt ein solches Niveau insbeson-
dere von Einnahmen erreicht wird, ist auf eine 
im Jahr 2010 überhaupt nicht absehbare Form 
von Einnahmensteigerungen durch Steuern 
zurückzuführen. Mit dieser Größenordnung 
hätte wirklich niemand gerechnet. Selbst an-
gesichts der durchschnittlichen Steuereinnah-
men früherer prosperierender Jahre hätte nie-
mand damit gerechnet. Die Einnahmen sind 
deutlich gestiegen, und es ist gut, dass das so 
ist. 
 
Ich muss den Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Bereich Finanzen, die sich um Kredite, 
um die Vereinbarungen über künftige Zinsbin-
dungen und so weiter kümmern, ein ausge-
sprochen großes Kompliment machen. Wenn 
es individuelle Leistungen gibt, die unmittelbar 
zur Verbesserung des Haushalts beigetragen 
haben, dann sind es jene dieser Kolleginnen 
und Kollegen, die in sehr nachvollziehbarer 
und transparenter Weise, aber auch ausge-
sprochen gelungen für Minderausgaben in 
dreistelliger Millionenhöhe gesorgt haben. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir haben in den letzten Jahren meines Erach-
tens innerhalb des Rahmens der Sanierungs-
politik mehrere strategische Fehler gemacht. 
Der erste strategische Fehler war, dass wir die 
Neuverschuldungsgrenze nicht ausgenutzt 
haben. Das fällt uns nach wie vor auf die Fü-
ße. Das war immer ein großer Teil dessen, 
womit man vor dem sogenannten Stabilisie-
rungsrat  
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Stabilitätsrat!) 
 
gut Wetter gemacht hat. Wir hätten über eine 
Milliarde Euro an Krediten aufnehmen können, 
ohne den Sanierungspfad zu verlassen.  
 
Warum sage ich, dass dies ein strategischer 
Fehler war? Wir kommen in den nächsten 
Jahren in eine Situation, in der wir qua Grund-

gesetz und qua Landesverfassung keine neu-
en Schulden aufnehmen können. - Nicht, dass 
ich damit einverstanden bin! - Wir hätten einen 
Teil der Kredite, die wir in der Vergangenheit 
hätten aufnehmen können, aufnehmen sollen, 
um sie in einer Zeit, in der wir keine Kredite 
mehr aufnehmen können, sinnvoll einzuset-
zen. 
 
Wir haben vorgeschlagen, relativ zeitnah kre-
ditfinanzierte Wohnungen zu bauen. Diese 
Vorschläge sind abgelehnt worden. Es geht 
um die Frage, ob wir, wenn wir investive Mittel 
haben, diese im Land und in der Stadt umset-
zen können. Auf unsere Anfragen wurde uns 
geantwortet, eigentlich hätten wir diese Kom-
petenz nicht mehr, und wir hätten dafür zu 
wenige Leute. Nicht, dass die vorhandenen 
Leute das nicht könnten, aber es seien zu 
wenige.  
 
Hierin hätte man investieren können, man 
hätte investive Mittel einsetzen beziehungs-
weise verplanen können. Andere Bundeslän-
der haben das gemacht. Als es noch Lehrerin-
nen und Lehrer auf dem Markt gab, hätten wir 
prüfen können, den einen oder die andere 
schon einmal einzustellen, auch wenn das die 
konsumtiven Kosten beziehungsweise die 
Personalkosten erhöht hätte. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Im letzten Jahr haben wir darüber diskutiert, ob 
die Anzahl der geflüchteten Menschen und die 
damit verbundenen Kosten eine haushalteri-
sche Notlage im Sinne des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung sind. Ich war sehr 
dafür, dass wir dies so beurteilen, weil die 
damit verbundenen Kosten hoch sind. Die in 
diesem Bereich eingesetzten Mittel sind gut 
angelegtes Geld für die Zukunft dieses Bun-
deslandes. Sie sind gut angelegtes Geld für 
die ganze Bundesrepublik. Sie sind ein enor-
mer wirtschaftspolitischer Impuls. Deswegen 
ist es gut, dass wir dieses Geld ausgegeben 
haben. Es aber in den normalen Haushalt hin-
einzurechnen und zu versuchen, unter diesen 
Umständen den Sanierungspfad einzuhalten, 
halte ich nach wie vor nicht für richtig.  
 
Last, but not least haben wir keine Altschul-
denregelung erreicht. Das ist meines Erach-
tens auch schlecht.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Nach wie vor ist zu fragen, ob es ein Erfolg ist, 
dass wir 2020 ohne Neuverschuldung aus-
kommen und trotzdem einigermaßen gute 
finanzielle Möglichkeiten haben. Ich sage, 
haushalterisch ist es ein Erfolg. Man muss sich 
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aber ansehen, welche Folgen die Sanierungs-
politik hat. Diese sind schon oft aufgezählt 
worden. Ich nenne nur drei Stichworte:  
 
Einen Sanierungsstau haben wir nicht nur 
investiv, sondern auch personell und sozial. 
Wenn wir alle bekannten - nur die bekannten - 
Zahlen für den Sanierungsstau und den Inves-
titionsstau zusammenzählen, liegen wir bei 
etwa 1,2 bis 1,3 Milliarden Euro. Das betrifft 
Straßen, das betrifft Brücken. Das betrifft Kitas 
mit 100 Millionen Euro. Das betrifft Schulen mit 
675 Millionen Euro. Die Tatsache, dass an 
diesen Stellen kein Geld ausgegeben wurde, 
was eigentlich notwendig gewesen wäre, um 
den Status quo zu erhalten, ist meines Erach-
tens eine sehr ernst zu nehmende Folge die-
ser Sanierungspolitik, die man nicht einfach 
durch schöne Zahlen wegdiskutieren kann. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Frau Dr. Schaefer hat es angesprochen: Die 
PEP-Quote muss selbstverständlich fallen. Ich 
finde es richtig, dass es jetzt endlich so weit 
ist. Wir haben aber Probleme. Selbst wenn wir 
Stellen besetzen wollten, bekommen wir die 
Fachkräfte nicht. Die Leute, die neu kommen 
und die wir ausbilden, haben einen großen 
Altersabstand zu den Älteren, die demnächst 
gehen. In vielen Fällen entsteht eine Generati-
onenlücke, durch die ein Verlust von Know-
how programmiert ist. Diesen können wir kaum 
ausgleichen. Deswegen ist es zwar richtig, die 
PEP-Quote zu streichen, aber wir haben schon 
bis an die Grenze der Handlungsfähigkeit zu-
sammengekürzt. Das ist ein weiteres großes 
Problem, mit dem wir es in der Zukunft zu tun 
haben werden. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es wird viel über Schulen und Kitas diskutiert 
und gesprochen. Dabei geht es nicht nur um 
den investiven Sanierungsstau, durch den es 
immer noch zu wenige Schulen und Kitas gibt. 
Nach wie vor gibt es auch unterbesetzte Schu-
len und Kitas. Die Verantwortung und die Her-
ausforderungen, vor denen die Lehrerinnen 
und Lehrer und die Kolleginnen und Kollegen 
in den Kitas stehen, sind deutlich höher als 
noch vor fünf oder sechs Jahren.  
 
Wir haben die Aufgabe, Menschen aus ande-
ren Ländern bei uns zu integrieren. Das ist vor 
allen Dingen deswegen ein Kraftakt, weil Men-
schen aufgrund ihrer Herkunft Sprachschwie-
rigkeiten haben. Es gibt aber auch zunehmend 
Kinder und junge Leute, die in ärmlichen Ver-
hältnissen aufwachsen und ebenfalls einen 
besonderen Betreuungsbedarf haben. Beides 
zusammen addiert sich nicht, es potenziert 

sich. Das sind Herausforderungen, die wir uns 
heute meines Erachtens noch gar nicht genug 
klarmachen.  
 
Investiver Sanierungsstau, personeller Sanie-
rungsstau und sozialer Sanierungsstau bedeu-
ten in meinen Augen keine Generationenge-
rechtigkeit. Das sind Probleme, die wir unbe-
dingt lösen müssen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir wissen, Bremen ist das Bundesland mit 
den meisten „roten Laternen“. Das ist schon 
gesagt worden. In ganz vielen Bereichen sind 
wir Schlusslicht in den Statistiken, zum Bei-
spiel in Bildung, Arbeitslosigkeit und Armutsge-
fährdung und in vielen anderen Bereichen. 
Das ist richtig. Das muss sich ändern, ist aber 
meines Erachtens auch eine Folge der Sanie-
rungspolitik. Wir geben zum Beispiel deutlich 
weniger Geld pro Schülerin und Schüler aus 
als andere Bundesländer.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir bekommen regelmäßig Lebenslagenbe-
richte. Die Arbeitnehmerkammer stellt darin 
fest, wie es den Menschen hier in Bremen 
geht. Es ist wahr, dass es relativ vielen Men-
schen immer noch sehr gut geht und dass sie 
hier gut leben können. Aber die Anzahl derer, 
die Schwierigkeiten haben, in Armut leben 
oder armutsgefährdet sind, ist in den letzten 
acht Jahren eben nicht signifikant gesunken, 
sondern hat eher zugenommen. Das kann 
man doch nicht als Erfolg von Sanierungspoli-
tik begreifen, sondern man muss endlich sa-
gen, dass das auch eine Folge dieser Politik 
war.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Man kann nicht einfach sagen: Es gibt ein 
paar, die möglicherweise nicht so gut dabei 
abgeschnitten haben, das wissen wir. Wenn 
60 Prozent der Kinder von alleinerziehenden 
Frauen mit zwei Kindern arm sind, dann leiden 
nicht nur ein paar und dann ist das ein Indiz für 
eine Gesellschaft, die auseinanderdriftet, dann 
ist das die Folge von Sanierungspolitik. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Meines Erachtens hat sich Bremen auch ein 
paar Fallen gestellt. Im Grundgesetz steht, 
dass die Haushalte der Länder ab 2020 im 
Wesentlichen ohne neue Kredite auskommen 
müssen. In unserer Landesverfassung steht: 
Ab 2020 muss der Landeshaushalt Bremen 
ohne Neuverschuldung auskommen, die 
Kommune Bremerhaven muss ohne Neuver-
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schuldung auskommen, und die Stadt Bremen 
muss ohne Neuverschuldung auskommen. 
Außerdem haben Sie hineingeschrieben, auch 
von Eigenbetrieben oder landeseigenen Ge-
sellschaften dürften keine Kredite aufgenom-
men werden, für die wir Zins und Tilgung be-
zahlen. 
 
Das machen andere nicht. Warum haben Sie 
Bremen ohne Not schlechter gestellt als alle 
anderen Bundesländer? Das ist meines Erach-
tens ein strategischer Fehler. Ich werbe dafür, 
noch einmal genau hinzusehen und Möglich-
keiten zu suchen, um diesen Fehler zu korri-
gieren. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Für die Jahre 2018 und 2019 sind im Wesent-
lichen deutliche Mehrausgaben für Bildung und 
für andere Verstärkungsprojekte vorgesehen. 
Das ist gut. Die Dinge, die im Bereich der Kin-
dertagesstätten, im Bereich der Bildung und im 
Bereich zusätzlichen Personals gemacht wer-
den, sind ohne Zweifel richtige Maßnahmen. 
Ich finde aber, man darf sich erst dann dafür 
loben, wenn man den Nachweis erbracht hat, 
dass das genug ist, dass das die Situation 
verbessert und dass es nicht nur Mehrausga-
ben aufgrund eines höheren Bedarfes sind.  
 
Die Anzahl an Kindern unterschiedlichen Alters 
ist deutlich gestiegen. Das zieht automatisch 
Mehrausgaben nach sich, wenn man das Ni-
veau nicht weiter senken will. Den Nachweis, 
dass diese Mehrausgaben trotz Mehrbedarfs, 
Tarifsteigerungen und Ähnlichem wirklich eine 
Verbesserung darstellen, muss man erbringen. 
Erst dann kann man sich für diese Taten lo-
ben. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Meines Erachtens gibt es nach wie vor Fehl-
bedarfe, die wir nicht ignorieren dürfen. Das 
betrifft die Integration, die Armutsbekämpfung, 
die Überwindung sozialer Spaltung, die Redu-
zierung von Langzeitarbeitslosigkeit und Hilfen 
für Alleinerziehende. Das sind Kriterien, die wir 
heranziehen müssen, wenn es darum geht, zu 
beurteilen, ob uns die nächsten beiden Haus-
halte und die Haushalte 2020 und 2021 nach 
vorn bringen. 
 
Wir geben zwar deutlich mehr Geld für Schu-
len aus, müssen aber schauen, was wir tun 
müssen, um bei den PISA-Tests die „rote La-
terne“ loszuwerden.  
 
Wir wissen, wir benötigen mehr Geld für die 
Inklusion. Die Anzahl der Kinder in Risikolagen 
steigt. Bremens Armutsgefährdungsquote be-

trägt vier Prozent. Deutschlandweit sind es 0,9 
Prozent. Circa 120 000 Menschen in Bremen 
sind arm oder drohen arm zu werden. 7 000 
Menschen in Bremen sehen sich täglich ge-
zwungen, bei der Tafel zu speisen, also an 
Armenspeisungen aus privaten Spenden teil-
zunehmen. Alleinerziehende habe ich schon 
genannt. 
 
In den Neunzigerjahren gab es knapp 80 000 
Sozialwohnungen; inzwischen sind es noch 
8 500. Natürlich brauchen wir mehr Wohnun-
gen, und es stellt sich die Frage, ob wir schnell 
genug sind. Ja, es werden mehr Wohnungen 
gebaut, und zwar deutlich mehr als vorher. 
Das ist ein Schritt. Aber auch hier muss man 
fragen, ob dies den Fehlbedarf deckt, ob dies 
die Lage verbessert oder ob es die Lage nur 
weniger schlimm macht. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Diese Frage muss man beantworten. Das 
kann man nicht, indem man hier sagt, wir sei-
en auf einem guten Weg. Man muss es viel-
mehr rechnen. Zahlen sind ein vergleichsweise 
wichtiger Indikator dafür, ob bestimmte Dinge 
ausreichen oder nicht. 
 
Die aktuelle Lage: Die Ausgaben für Integrati-
on und im Zusammenhang mit Geflüchteten 
betragen 2018 und 2019 noch einmal 296 
Millionen Euro beziehungsweise 283 Millionen 
Euro. Die Mittel für Integration nehmen sich 
dagegen bescheiden aus, auch wenn es für 
die Bildung 1,3 Millionen Euro und für Soziales 
1,6 Millionen Euro sind. Ich bin sehr dafür, bei 
der Frage, wie viele Mittel wir an welchen Stel-
len für Integration ausgeben, noch einmal ge-
nau hinzusehen. Das werden wir auch im De-
tail tun. Wir brauchen diese Mittel im Sport. Wir 
brauchen diese Mittel in der Kultur. Dafür sind 
20 000 Euro vorgesehen. Wir müssen Maß-
nahmen für traumatisierte Migranten ergreifen. 
Dafür sind 60 000 Euro vorgesehen. Das 
scheint mir zu wenig zu sein. Für Sprachkurse 
für Erwachsene sind 200 000 Euro vorgese-
hen. Diesen Ansatz haben wir im Haushalt 
gefunden. Es ist zu fragen, ob diese Summe 
auch nur annähernd ausreicht, um erwachse-
nen Migrantinnen und Migranten beziehungs-
weise geflüchteten Menschen eine entspre-
chende Ausbildung angedeihen zu lassen.  
 
Die Mittel für Jugendzentren sind in der Ver-
gangenheit kaum gestiegen. Dieses Mal wer-
den sie erhöht, aber auch hier ist zu fragen, ob 
das ausreicht. In Bremen wird an vielen Orten 
im Alltag ganz praktische Integrationsarbeit 
geleistet: in den kulturellen Einrichtungen, in 
den Jugendzentren, in den Mütterzentren und 
in den Gesundheitszentren. Überall dort arbei-
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ten Menschen entweder unter sehr schlechten 
Bedingungen oder sogar ehrenamtlich. Sie 
leisten viel, damit Integration im Alltag über-
haupt denkbar wird. Wir tun gut daran, in diese 
Menschen und in diese Einrichtungen mehr zu 
investieren, denn das bekommen wir durch 
Minderausgaben wieder zurück. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Bevor ich zu dem komme, was man unserer 
Meinung nach tun müsste, will ich noch zwei, 
drei Worte zu Herrn Röwekamp sagen. Die 
CDU ist eine christlich-demokratische Union. 
Ich bin früher katholisch gewesen und habe 
damals immer die Geschichte von der wunder-
samen Brotvermehrung gehört. Darin kam 
jemand, der die Fähigkeit hatte, aus einem 
Laib Brot so viele Laibe Brot und aus einem 
Fisch so viele Fische zu machen, dass Hun-
derttausende satt wurden. In Ihrer Rede, Herr 
Röwekamp, geben Sie vor, ein solcher 
Mensch zu sein. 
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Was wird denn das?) 
 
Sie haben kein Brot vermehrt, aber Geld. Ich 
würde mir wirklich wünschen, dass Sie Ihre 
Detailforderungen, Ihre Forderungen nach 
Kürzungen, nach Tilgung und nach Beseiti-
gung des Sanierungsstaus sowie ihre berech-
tigte Forderung nach Beseitigung von Armut 
ein einziges Mal in Zahlen gießen und mir 
dann zeigen, wie das in diese Haushalte passt. 
Dann würde diese Form von Oppositionsarbeit 
glaubwürdig. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP - Abg. Gottschalk [SPD]: Das geht 
nicht zusammen! Das kann er nicht!) 
 
Wir müssen - das geht auch an die Adresse 
des Kollegen Röwekamp - deutlich zwischen 
Schulden, die wir für konsumtive Ausgaben 
machen, und Krediten, die wir für Investitionen 
aufnehmen, unterscheiden. Es muss auch 
nach 2020 möglich sein, investive Ausgaben in 
irgendeiner Weise über Kredite zu finanzieren, 
denn aus dem laufenden Haushalt wird das mit 
aller Wahrscheinlichkeit nicht möglich sein.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich schließe eine Frage an, die auch an Herrn 
Röwekamp geht. Sie stellen zu Recht fest, wir 
brauchten mehr Kitas, mehr Schulen und an-
dere Dinge. Wie würden Sie das finanzieren, 
wenn Sie feststellten, dass die Einnahmen 
dafür nicht ausreichen? Diese Frage muss 
beantwortet werden. Ich sage nach wie vor: Es 
gibt Investitionen, die man über Kredite finan-
zieren muss, weil man sonst in der Zukunft 

Mehrausgaben oder weiteren Sanierungsstau 
hat oder soziale Probleme schafft, die man 
dann nicht mehr beseitigen kann.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Jetzt wird die Gewerbesteuer um zehn Punkte 
erhöht. Ich habe einmal grob nachgerechnet: 
Wenn jemand 50 000 Euro einnimmt, die der 
Gewerbesteuer unterliegen, bedeutet eine 
Erhöhung um zehn Punkte eine Steuererhö-
hung um etwa 100 Euro. Das hängt ein biss-
chen davon ab, was er alles abziehen kann. 
Ich finde, es ist zulässig, dies für zwei Jahre zu 
machen. Wir können aber auch gern einmal 
darüber sprechen, alle einzubeziehen, die 
selbstständig arbeiten. Ich habe ein Planungs-
büro. Ich zahle keine Gewerbesteuer. Warum 
eigentlich nicht? Diese Frage kann mir keiner 
beantworten. Wenn wir Steuergerechtigkeit in 
der Gewerbesteuer schaffen und künftig auch 
Freiberufler - meinetwegen ab einem bestimm-
ten Umsatz - Gewerbesteuer zahlen, dann 
können wir den Gewerbesteuersatz senken, 
ohne auf Einnahmen zu verzichten. Dieses 
Kooperationsprojekt schlage ich Ihnen vor. Sie 
können es gern auf Bundesebene vortragen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich habe versucht, deutlich zu machen, dass 
wir genau hinschauen werden, welche Ver-
besserungen die kommenden Haushalte brin-
gen. Ich habe angemerkt, dass ich an vielen 
Stellen den Eindruck habe, dass sie nur den 
Mehrbedarf decken, die Situation aber nicht 
viel besser machen.  
 
Wir haben grundsätzlich ein paar Dinge zu 
bedenken. Jetzt wird immer auf die Jahre  
2020 und 2021 geschielt. Ich bin sicher, in 
vielen Fragen, insbesondere in Fragen der 
sozialen Spaltung, können wir nicht weitere 
zwei Jahre zuwarten. Das würde das Problem 
verschlimmern. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es geht um Integration und Armutsbekämp-
fung. Das haben wir hier diskutiert. In der Zeit, 
in der wir mit vielen Geflüchteten konfrontiert 
waren, war eines völlig klar: Wenn wir nicht 
sowohl den Geflüchteten als auch den Men-
schen in schwierigen Lebenssituationen hel-
fen, erzeugen wir Konkurrenz in der Armut. Wir 
sehen jetzt gerade, was diese Konkurrenz in 
der Armut mit dieser Gesellschaft macht: Ein 
wütender, durchgedrehter rechter Mob zieht 
durch die Lande, und eine Partei, vor der man 
nur warnen kann, erzielt hohe Wahlergebnis-
se. Das ist doch die Folge davon, dass sich 
viele Menschen abgehängt fühlen.  
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(Beifall DIE LINKE) 
 
Rechtspopulisten wird es leichtgemacht, auf 
diesen Staat zu schimpfen, weil wir die Zei-
chen der Zeit in dieser Frage nicht erkannt 
haben. Deswegen werbe ich dafür, deutlich 
herauszustellen, dass in Bremen mittlerweile 
beides angegangen wird. Deswegen werbe ich 
dafür, genau hinzuschauen, ob die bisher da-
für eingesetzten Mittel ausreichen.  
 
Ich werbe dafür, dass wir den Sicherheitsab-
stand zur Grenze der Neuverschuldung aus-
nutzen. Wenn ich richtig hingeschaut habe, 
sind das jetzt noch 30 Millionen Euro im Jahr. 
Ich bin relativ sicher, dass wir dieses Geld 
insbesondere in der Integration und in der 
Armutsbekämpfung gut ausgeben können. 
Sollte sich herausstellen, dass wir dieses Geld 
nicht hätten in den Haushalt einstellen dürfen, 
weil bestimmte Ereignisse hinzukommen, die 
uns die Obergrenze überschreiten lassen, 
muss man das im Nachhinein kontrollieren. 
Das ist gegen Ende des Jahres absehbar.  
 
 
Ich werbe auch dafür, darüber nachzudenken, 
ob wir die 2016 diskutierte Ausnahmeregelung 
nicht auch für 2018 und 2019 diskutieren müs-
sen. Es geht darum, dass wir uns aus unter-
schiedlichen Gründen in einer haushalteri-
schen Notlage befinden. Ich weise noch ein-
mal auf unsere Landesverfassung hin. Darin 
steht nicht nur, dass wir die Schuldenbremse 
einhalten müssen. Darin steht auch - ich for-
muliere es etwas flapsig -: Wenn jemand keine 
Wohnung hat, muss der Staat ihm eine stellen, 
wenn jemand keine Arbeit hat, muss der Staat 
dafür sorgen, dass er eine bekommt. Diese 
Teile der Verfassung ignorieren wir in den 
letzten zehn Jahren gründlich. Es muss mög-
lich sein zu sagen: Wir können diese wider-
strebenden Teile der Verfassung nicht länger 
hinnehmen. Wir wollen Wohnungen schaffen. 
Wir wollen Arbeit schaffen. Das ist aber nur 
möglich, wenn wir den Ausnahmetatbestand in 
der Schuldenbremse ziehen.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir müssen über eine Änderung der Landes-
verfassung nachdenken. Das habe ich gesagt. 
Bremen darf keine schlechteren Bedingungen 
haben als andere Bundesländer. Weil wir ab 
2020 keine Kredite mehr aufnehmen dürfen, 
sind wir in der Klemme. Was ist, wenn wir Geld 
für größere Projekte brauchen, wenn wir Woh-
nungen in dem Umfang bauen müssen, wie wir 
sie jetzt bauen müssen, wenn wir Schulen 
bauen müssen und das nicht aus dem laufen-
den Haushalt möglich ist, wie es in aller Regel 
der Fall ist? Was machen wir dann? 

Ich empfehle, darüber nachzudenken, wie wir 
Gesellschaften wie die BREBAU oder die 
GEWOBA durch Bürgschaften so unterstützen 
können, dass sie in der Lage sind, diese Inves-
titionen zu tätigen, so lange die Schulden-
bremse in den Verfassungen steht. Wenn bei-
spielsweise eine BREBAU Schulen baut, müs-
sen wir diese Schulen mieten. Das finde ich 
immer noch besser als die Alternative, dass 
sich Investorinnen und Investoren langfristig 
die Hände reiben, weil sich die öffentliche 
Hand in eine Zwangslage begeben hat.  
 
Als Alternativen werden jetzt öffentlich-private 
Partnerschaften genannt. Wir wissen, diese 
Partnerschaften gehen in aller Regel so aus, 
dass alle Vorteile bei den Privaten und alle 
Nachteile bei der öffentlichen Hand liegen. 
Wenn ich mich auf zehn Jahre über eine be-
stimmte Summe bei einem privaten Investor 
oder bei einer Bank verpflichte, sind das auch 
Schulden. Mit der Behauptung, dass ab 2020 
keine neuen Schulden mehr aufgenommen 
werden, streut man doch Sand in die Augen. 
Die Schulden werden nur andere sein.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
In einer Frage bin ich mir mit der Finanzsena-
torin sicherlich einig: Wir tun alle gut daran, 
direkte und indirekte Steuersenkungen für 
Wohlhabende und Reiche zu verhindern. Die 
Erhöhung des Kinderfreibetrages nützt zum 
Beispiel nur Leuten, die Kohle haben. Leute, 
die keine Kohle haben, haben nichts davon.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: So ist es!) 
 
Lassen Sie mich zuletzt noch ein Wort zur 
Zukunftskommission sagen. Soweit ich mich 
erinnere, habe ich es schon einmal gesagt. 
Uns liegen Lebenslagenberichte der Arbeit-
nehmerkammer vor. Ein parlamentarischer 
Ausschuss hat sich über Armut in Bremen 
Gedanken gemacht. Wir haben viele wichtige 
Erkenntnisse gesammelt. Ich bin relativ sicher, 
dass wir heute schon in der Lage sind, eine 
Menge Maßnahmen auszumachen, die die 
Zukunft dieses Landes extrem verbessern 
können. Dazu brauchen wir im Moment nicht 
unbedingt externe Experten. Hier in diesem 
Haus und auch im Senat sollte es genügend 
Sachverstand geben, um diese Fragen zu 
beantworten.  
 
Meiner Meinung nach liegt es in unserer Ver-
antwortung, das zu tun. Die Bürgerschaft ge-
hört dazu. Sie ist übrigens gar nicht in dieser 
Zukunftskommission vertreten. Wie fallen dort 
also die Entscheidungen? Wir werden hinter-
her nur mit Ergebnissen konfrontiert. Ich sage: 
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Die Zukunftskommission Bremens sitzt hier in 
diesem Saal. Das ist unsere Verantwortung. 
Deswegen halte ich die Zukunftskommission, 
so wie sie gestaltet wird, nicht für nötig.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir werden auch dieses Mal 
den Erwartungen gerecht. Wir werden uns im 
Detail mit dem Haushalt beschäftigen. Wir 
werden Ihnen Vorschläge machen, an welcher 
Stelle wir etwas anders machen und wo wir 
mehr oder weniger ansetzen würden. Ich habe 
die Hoffnung noch nicht aufgegeben, dass wir 
in dieser Debatte das eine oder andere viel-
leicht doch noch umsteuern können.  
 
Ich bin der Meinung, dass eines in Zukunft 
nicht mehr geht. Man darf in diesem Saal nicht 
mehr sagen: Wir sind auf einem guten Weg. 
Ich finde es besser, jetzt einmal zwei Schritte 
vorwärts zu machen, statt immer nur zu be-
haupten, wir seien auf einem guten Weg. Ob 
wir in Richtung Armutsbekämpfung und In-
tegration zwei Schritte vorwärts machen, ent-
scheidet sich in den nächsten zwei Jahren und 
nicht erst 2020. - Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit!  
 
(Anhaltender Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Steiner. 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
uns das Ganze auch angeschaut. Ich sage 
einmal so: Unter Berücksichtigung unserer 
Rahmenbedingungen ist der Haushalt in 
Summe gar nicht schlecht. Wir haben aber 
natürlich auch Kritikpunkte, die wir hier gern 
darlegen möchten.  
 
 
Sie haben auch erkannt, dass der Senat das 
Glück hat, in einer Zeit von Niedrigzinsen und 
Rekordsteuereinnahmen zu regieren. Seit 
2010 sind die Steuereinnahmen wahrlich ex-
plodiert. Für die Jahre 2018 und 2019 wird für 
die Stadt und das Land Bremen mit 269 Millio-
nen Euro mehr Einnahmen gerechnet als ur-
sprünglich erwartet. Damit haben Sie das erste 
Mal weit über vier Milliarden Euro zur Verfü-
gung. 
 
Umso erstaunter bin ich und umso trauriger 
macht mich, was Sie jetzt damit machen und 
wie Sie reagieren. Sie reagieren darauf mit der 
Idee von Steuererhöhungen. Das ergibt für uns 
überhaupt keinen Sinn und ist viel zu kurz 
gedacht.  

(Beifall FDP)  
 
Sie haben erst 2016 und 2017 Steuern erhöht, 
nämlich die Grundsteuer und die Hundesteuer. 
Damit haben Sie gerade den einfachen Mann 
schon stark belastet. Bremen hat viele Prob-
leme, aber mit Sicherheit kein Einnahmenprob-
lem. Es ist wieder einmal nicht genug. In der 
Stadt soll jetzt noch die Gewerbesteuer stei-
gen, und im Land wird die Citytax auf ein büro-
kratisches System mit höherer Belastung um-
gestellt.  
 
Sie können sich vorstellen, die Erhöhung der 
Gewerbesteuer ärgert mich natürlich am meis-
ten. Sie zeigt wieder einmal, dass Sie nicht 
langfristig denken. Diese kurzfristigen Mehr-
einnahmen sorgen dafür, dass Sie scheinbar 
gierig werden. Wissen Sie, was passieren 
wird? Die Firmen werden sich bewusst und mit 
Freude für Niedersachsen entscheiden. Dann 
wird hier hinterher wieder herumgeheult und 
die Steuerflucht beklagt, weil alle nach Nieder-
sachsen ziehen. Das ist dann, ehrlich gesagt, 
auch kein Wunder.  
 
(Beifall FDP)  
 
Ich mag mir nicht vorstellen, wie Firmen rea-
gieren werden, die jetzt schon - eigentlich 
glücklich - am Standort angesiedelt sind. 
Schon jetzt rufen Bürgermeister aus Achim 
und Oyten bei den Firmen an und werben für 
ihren Standort. Daran kann sich unser Senator 
Günthner ein Vorbild nehmen. Wenn man ehr-
lich ist, ist das echte Wirtschaftsförderung. 
Stattdessen läuten Sie mit Ihrer Politik ein 
Standortsterben ein. Ich bin wütend, wenn ich 
sehe, wie Sie Bremen mit System gegen die 
Wand fahren.  
 
Auf der Aufgabenseite findet sich mit 5,6 Milli-
arden Euro ebenfalls ein Rekord. Es ist auch 
ein Rekord an Mutlosigkeit in der Ausgabenkri-
tik. Diese findet nämlich, wie sonst auch, nicht 
wirklich statt. Ich habe mir noch einmal meine 
Rede vom Mai 2016 angeschaut. Einiges da-
von ist heute sicherlich nicht mehr aktuell. Das 
gilt beispielsweise für die Herausforderungen 
durch Flüchtlinge. Diesen ist Anja Stahmann 
mit ihrem Team wirklich vorbildlich begegnet. 
Wir können nachträglich noch einmal danke 
dafür sagen. Das habt ihr super gemacht! Dort 
steht auf dem Zettel, was es jetzt noch bedarf, 
um Flüchtlinge zu integrieren. Das steht dort 
an richtiger Stelle und ist dort gut aufgehoben. 
 
(Beifall FDP)  
 
Zu den anderen Bereichen können wir leider 
vieles wiederholen. Herr Bürgermeister Sieling 
ist für uns nach wie vor leider eher das Phan-
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tom von Bremen, denn keiner weiß so richtig, 
was er politisch macht und wofür er steht.  
 
(Beifall FDP, CDU)  
 
Im Viertel werden nach wie vor jedermann 
unaufgefordert Drogen angeboten. Die Unter-
nehmen im Land Bremen werden von Rot-
Grün nach wie vor als die Melkkühe angese-
hen, die man nicht nur mit Steuern überhäufen 
kann, sondern denen man auch bürokratische 
Hürden in den Weg legt. Nach wie vor machen 
Sie rot-grüne Wirtschaftspolitik nur für Konzer-
ne, weil es mit großen Einheiten und Gewerk-
schaften einfacher ist als mit den vielen Klei-
nen. Ich glaube, Sie haben sich noch nie ein 
echtes Bild von unserer Unternehmensland-
schaft gemacht. Bremen zeichnet sich durch 
viele kleine und mittelständische Unterneh-
men, durch Handel und Handwerk und durch 
sehr viele Beschäftigte gerade in der Logistik-
branche aus. 
 
(Beifall FDP)  
 
Die Infrastruktur konzentriert sich in Bremen 
gefühlt auf Fahrradpremiumrouten, während 
der wirtschaftlich relevante Verkehr wie 
Schwertransporte und Autobahnen ignoriert 
und manchmal sogar ausgebremst wird. Stra-
ßen und Brücken müssen zuerst verfallen, 
bevor gehandelt wird. Vieles ist also gleich 
geblieben. 
 
Ich sehe im Entwurf des Senats aber auch 
echte Verbesserungen, zum Beispiel das Mehr 
für die Sanierung von Hochschulen und für 
Hochschulneubauten. Das ist wirklich toll. Das 
trifft auch für die Schulbildung zu, denn diese 
bekommt endlich einen höheren finanziellen 
Stellenwert. Ich glaube, das ist dringend nötig 
und der richtige Schritt. 
 
(Beifall FDP)  
 
Das ist wirklich ein positives Zeichen. Es zeigt, 
dass es sich immer wieder lohnt, über Bildung 
in Bremen und im Land Bremen zu diskutieren. 
Es ist natürlich richtig, Neubauten anzugehen, 
den Ganztagsausbau voranzutreiben und neue 
Referendarstellen zu schaffen. Das ist alles 
toll. Auch das Engagement von Frau Bogedan 
zur Bundestagswahl fanden wir sehr positiv. 
Das möchte ich in diesem Zusammenhang 
noch einmal loben. Das, was hier rund um das 
Thema Speed-Dating und Podiumsdiskussio-
nen geleistet wurde, hat dazu geführt, dass 
sich viele Schülerinnen und Schüler ein echtes 
Bild von der Parteienlandschaft machen konn-
ten. Das ist sehr gut angekommen. Das war 
gut. 
 

(Beifall FDP)  
 
Trotz allem fehlen mir in dem Entwurf in Bezug 
auf Bildung echte Veränderungen und auch 
echte Anstrengungen, um die nötigen Verän-
derungen anzugehen. Ich erkläre das gern. 90 
Prozent des Budgets und der Mehrausgaben 
fließen in Beton und Ausbau. 90 Prozent! In 
den letzten Jahren wurden Kinder zu 100 Pro-
zent beschult. Heute haben wir mehr Schüler. 
Damit brauchen wir mehr Lehrerinnen und 
Lehrer und natürlich auch mehr Gebäude. Das 
kostet entsprechend mehr. Deshalb sieht das 
für mich nur wie ein Ausgleich dessen, was 
mehr vorhanden ist, aber nicht wie ein Mehr an 
Schulqualität aus. 
 
(Beifall FDP)  
 
Ich sehe beispielsweise immer noch keinen 
Plan dafür, wie der Sanierungsstau von fast 
700 Millionen Euro an den Schulen abgebaut 
werden soll. Es bleibt kein Geld mehr, um in 
Schulqualität zu investieren. Dabei wäre das 
nach dem dauerhaft letzten Platz bei den 
PISA-Ergebnissen der letzten Jahre wichtiger 
denn je.  
 
Ich sehe auch kein echtes Programm dafür, 
wie die Digitalisierung in den Schulen ankom-
men soll. Einem Senat, dem es noch nicht 
einmal gelingt, die analogen Tafeln in den 
Schulen in einem ordentlichen Zustand zu 
halten, dem traue ich es wirklich nicht zu, die 
Kreidezeit im Klassenzimmer zu beenden.  
 
Wir haben keinen Unterricht für Medienkompe-
tenz. Wir haben laut Ihrem Plan ganze zwei 
Lehrer pro Schule, die sich damit in Zukunft 
auskennen sollen. Das ist doch ein Witz und 
reicht im Leben nicht aus. Wir brauchen eher 
mindestens zwei Lehrkräfte pro Klasse, die 
sich damit auskennen. 
 
(Beifall FDP)  
 
Wir Freien Demokraten haben einen einfachen 
Vorschlag dazu. Wir schlagen ein Innovations-
budget von 10 000 Euro je Klasse vor. Damit 
haben Lehrerinnen und Lehrer die Chance, die 
Schulen in unser Zeitalter zu holen. Sie kön-
nen autark über die Summe verfügen und den 
Betrag unbürokratisch abrufen, um selbst 
Schwerpunkte zu setzen. Damit können wir die 
Digitalisierung mit vernünftiger Hard- und 
Software in die Schulen holen, denn die Bil-
dung unserer Kinder in Bezug auf Zukunfts-
themen wie Robotik und 3-D-Drucker darf un-
seres Erachtens nicht am Budget scheitern.  
 
(Beifall FDP)  
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Das Kernproblem des bremischen Bildungs-
systems werden wir aber vermutlich nicht nur 
mit Geld ändern können, denn die Qualität der 
Bildung hat auch etwas mit dem Anspruch an 
Quantität und Qualität zu tun. Rot-Grün muss 
endlich erkennen, dass die Politik des einfa-
chen Abiturs für alle gescheitert ist. Es ist an 
der Zeit, die Bildungsstandards, die Inhalte, an 
jene Länder anzupassen, die bei PISA und 
den anderen Tests erfolgreicher sind als wir.  
 
(Beifall FDP)  
 
In Bremen fehlt es immer noch an ausbil-
dungsreifen Jugendlichen. Es muss Sie doch 
tangieren, wenn Sie hören, dass zwei Drittel 
der hiesigen Auszubildenden aus Niedersach-
sen kommen. Stattdessen greifen Sie Unter-
nehmen an. Angeblich stehen nicht genügend 
Ausbildungsplätze zur Verfügung. Das ist aber 
nicht wahr. Echte Selbstreflexion und Selbst-
kritik wären endlich angebracht. Es liegt nicht 
an den fehlenden Plätzen, sondern an der 
mangelnden Ausbildungsfähigkeit unserer 
Jugendlichen in Bremen.  
 
Wir Freien Demokraten fordern daher eine 
Ausbildungsreifegarantie für unsere Schülerin-
nen und Schüler. Ein Unternehmen, das einen 
Schüler mit dem Abschluss einer Bremer 
Schule einstellt, muss die Garantie haben, 
dass dieser Schüler ausbildungsfähig ist. 
 
(Beifall FDP)  
 
So wird ein Schuh daraus. So wird Bildungspo-
litik in unseren Augen messbar. Unsere Wirt-
schaft ist auf Fachkräfte von morgen angewie-
sen. Der Erfolg von morgen steckt in den Kin-
derschuhen von heute. 
 
(Beifall FDP)  
 
Wenn ich sehe, dass der Topf für Sozialleis-
tungen am größten ist und Sie im Gegenzug 
nichts in die Weiterentwicklung von Bildung 
investieren, ist das ungerecht gegenüber unse-
ren Kindern. Damit versündigt man sich heute 
an der Zukunft unserer Kinder, denn Bildung 
ist die beste Prävention gegen Armut. Ich 
glaube, darin sind wir uns einig.  
 
(Beifall FDP)  
 
So sehr die Wirtschaft auf die Fachkräfte von 
morgen angewiesen ist, so sehr ist die Wirt-
schaft auch auf eine vernünftige und faire 
Wirtschaftspolitik angewiesen. Nachdem der 
Senat an seiner bürokratischen Symbolpolitik 
wie zum Beispiel dem Landesmindestlohn 
festgehalten hat, habe ich nicht ernsthaft mit 
einer Entlastung für die Wirtschaft in diesem 

Haushalt gerechnet. Ich habe aber immerhin 
auf ein paar wichtige Investitionen gehofft. Ein 
paar sind zwar eingetreten, es sind aber eben 
leider doch nicht viele, die einen großen Wurf 
bedeuten. Die Zinsausgaben sind immer noch 
höher als die Investitionsausgaben. Das ist 
schade für Bremen. 
 
 
Unter den Investitionen, die der Senat in seiner 
eigenen Pressemitteilung besonders heraus-
stellt, sind nur das Kreuzfahrtterminal in Höhe 
von circa zwölf Millionen Euro und die Er-
schließung der Luneplate als Gewerbegebiet 
in Höhe von sechs Millionen Euro als wirt-
schaftsnahe Investitionen besonders erwäh-
nenswert. Das sind ganz klar richtige und auch 
wichtige Investitionen für Bremerhaven. An-
sonsten setzt sich die mutlose Wirtschaftspoli-
tik von Senator Günthner leider fort.  
 
(Beifall FDP)  
 
Besonders für Bremerhaven ist eine florieren-
de Wirtschaft entscheidend, aber allein der 
Sanierungsstau des Hafens beträgt 243 Millio-
nen Euro. Das ist unfassbar, denn er ist das 
Fundament Tausender Arbeitsplätze und des 
attraktiven Standorts Bremerhaven und Bre-
men. 
 
In diesem Zusammenhang ist die Erhöhung 
der Gewerbesteuer die schlechteste wirt-
schaftspolitische Maßnahme. Ganz ehrlich, ich 
verstehe das nicht. Das ist ein Zeichen man-
gelnden Respekts gegenüber der Leistung der 
vielen Unternehmen und ihrer Beschäftigten in 
Bremen. Wir lehnen die Erhöhung der Gewer-
besteuer ganz entschieden ab. 
 
(Beifall FDP)  
 
Um mehr Unternehmen nach Bremen zu holen 
und Geld für Investitionen bei den Unterneh-
men freizusetzen, ist angesichts der Rekord-
einnahmen eigentlich das Gegenteil angesagt. 
Die Gewerbesteuer ist zu senken und nicht zu 
erhöhen. So stärken wir die Unternehmen vor 
Ort und werden als Standort auch für auswär-
tige Unternehmen attraktiver. Dann haben die 
Umlandgemeinden vielleicht nicht mehr die 
Chance, dass man sich für den anderen 
Standort entscheidet. Manchmal wünschte ich 
mir, dieser Senat würde besser gar keine Wirt-
schaftspolitik machen. Das wäre angesichts 
dieser Maßnahmen die bessere Wirtschaftspo-
litik. 
 
(Beifall FDP)  
 
Die Verkehrssituation ist für ein kleines Land 
wie Bremen katastrophal. Nicht im Stau steht 
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nur jemand, der mit dem Fahrrad unterwegs 
ist.  
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das ist eine gute Idee!) 
 
Mit einer vorbildlich geplanten Standortpolitik 
hat das wenig zu tun. Als es um die Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanzen ging, hat 
unser Bürgermeister Sieling zugesagt, dass 
ein Großteil in Investitionen und Tilgung gehen 
wird. Ich sehe in diesem Haushaltsplan leider 
noch nicht viel davon. Ich hätte mir gewünscht, 
dass man das schon heute und nicht erst in 
ein paar Jahren umsetzt. Für mich sieht dieser 
Haushaltsentwurf aus wie ein Überstehen der 
folgenden zwei Jahre, bis die Karten endlich 
neu gemischt werden. 
 
Es freut mich, dass unser Bürgermeister jetzt 
die Digitalisierung zum Schwerpunktthema 
gemacht hat. Das begrüße ich grundsätzlich 
sehr.  
 
(Beifall FDP)  
 
20 Millionen Euro pro Jahr sind gutes Geld, um 
zumindest einen Anfang zu gestalten. Wir 
Freien Demokraten stellen uns unter der Digi-
talisierung in der Verwaltung mehr Bürgerser-
vice vor. Wir stellen uns eine Vereinfachung 
der Verwaltungsarbeit etwa durch das Elimi-
nieren von unnötigen Prozessen wie der Dop-
peleingabe von Daten vor. Vielleicht kann man 
über die Digitalisierung auch Personal in der 
Verwaltung einsparen beziehungsweise dieses 
Personal dann für andere Dinge einsetzen, 
weil Prozesse effizienter werden. Das wäre 
doch toll. Dafür kann man das Geld sehr gut in 
die Hand nehmen.  
 
Es wundert mich aber, dass hier scheinbar 
eine falsche Vorstellung von Digitalisierung 
vorherrscht. Wie kommt man zu der Erkennt-
nis, dass man dafür noch mehr Stellen in der 
Verwaltung braucht? Wir sollten lieber Prozes-
se optimieren, digitalisieren und frei geworde-
ne Stellen anderswo, zum Beispiel in der Bil-
dung, einsetzen. 
 
(Abg. Tsardilidis [SPD] Das macht niemand? - 
Abg. Crueger [SPD]: Er kennt sich halt mit 
Organisationsentwicklung aus!) 
 
Wer die Digitalisierung in der Verwaltung vo-
rantreiben will, indem er mehr Verwaltungsmit-
arbeiter einstellt, hat eine andere Vorstellung. 
Ich habe das nicht so ganz verstanden. 
 
Ich hätte mir viel mehr gewünscht, dass der 
Senat das Gegenteil macht, nämlich das Geld 
in gute Soft- und Hardware investiert, um da-

mit eine moderne, digitale und vernünftige 
Verwaltung zu schaffen. Das hätte man mit 20 
Millionen Euro sehr gut tun können.  
 
(Beifall FDP)  
 
So, wie der Senat das Thema angeht, werden 
wir gefühlt noch 2025 wegen jedem Kram zum 
Amt rennen müssen, und die Schlangen vor 
den Servicecentern werden nicht kürzer. Wenn 
es nicht so traurig wäre, könnte man fast dar-
über lachen. 
 
Ich komme zur inneren Sicherheit. Wir Freien 
Demokraten haben uns für die Zielzahl von 
2 600 Polizisten eingesetzt. Diese wurde auch 
durchgesetzt. Das freut uns sehr. Wir haben in 
unserem Papier zur Innenstadt einen Ord-
nungsdienst ins Gespräch gebracht. Das wird 
alles aufgegriffen. Das ist toll. Aber - das ist ein 
ganz großes Aber, weil es schade und falsch 
ist - in Bremerhaven hat sich nichts geändert. 
In Bremerhaven haben wir bis heute nicht 
mehr Polizisten und Polizistinnen. 
 
(Beifall FDP)  
 
Ich bin mir beim Thema der Sicherheit nicht 
sicher, ob der Senat mit der Video- und Tele-
kommunikationsüberwachung nicht die fal-
schen Schwerpunkte setzt. Die Erfahrung hat 
gezeigt, dass die Maßnahmen nur begrenzt 
wirksam sind. Wir müssen stattdessen endlich 
in die Situation kommen, im Land Bremen 
ausreichend und gut ausgestattete Polizistin-
nen und Polizisten zu haben, die Verbrechen 
tatsächlich verhindern und aufklären. Wir 
brauchen eine bessere Ausstattung von Polizei 
und Feuerwehr statt mehr Überwachung. 
500 000 Euro sind für uns nur ein Tropfen auf 
den heißen Stein. 
 
(Beifall FDP)  
 
Denn Fakt ist, dass Menschen und nicht Ka-
meras Verbrechen verhindern. Deshalb sollten 
wir die Menschen, die für uns sorgen und uns 
schützen, mehr unterstützen.  
 
Für uns Freie Demokraten steht fest, dass der 
Senat wieder einmal eine riesige Chance ver-
passt hat. Es liegt jetzt an uns Parlamentari-
ern, hier Ideen und unsere Änderungsanträge 
einzubringen, damit klar wird, wie wir uns das 
Ganze vorstellen. Es liegt aber auch an den 
Bremerinnen und Bremern, angesichts dieser 
zum Teil leider rückwärtsgewandten Politik, die 
uns irgendwann auf die Füße fallen wird, kon-
sequent zu handeln und sich anders zu ent-
scheiden. Ich glaube, unsere Bremerinnen und 
Bremer merken, was sich hier abspielt. Viel-
leicht quittieren sie dieses Handeln im Jahr 



Landtag  3767 49. Sitzung/20.09.17 

2019, und Bremen bekommt eine neue Regie-
rung, die dann möglicherweise lieber jamaika-
nische Klänge hört. - Vielen Dank! 
 
(Anhaltender Beifall FDP - Abg. Tschöpe 
[SPD]: Viel Spaß! - Abg. Frau Grotheer [SPD]: 
Das gönne ich euch! - Abg. Fecker [Bündnis 
90/Die Grünen]: Das war eine ziemlich plumpe 
Anmache, wenn ich mir diese Bemerkung er-
lauben darf!) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Leidreiter. 
 
Abg. Leidreiter (BIW)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kollegen, liebe Besucher! 
Zunächst möchte ich der Verwaltung meinen 
herzlichen Dank für die zeitnahe Aufstellung 
des Haushalts aussprechen. Es ist zwar kein 
Vertreter mehr anwesend, aber vielleicht 
übermittelt man ihr das. 
 
 
Es gilt weiterhin, den Sanierungspfad bis zum 
Jahr 2020 einzuhalten. Ohne Einhaltung des 
Konsolidierungspfades würde Bremen die 
Konsolidierungshilfen in Höhe von 300 Millio-
nen Euro jährlich verlieren. Unterstützung be-
kam und bekommt der Senat durch positive 
exogene Rahmenbedingungen wie hohe Steu-
ereinnahmen und niedrige Zinsen. Dabei han-
delt es sich um Sonderfaktoren, die nicht ewig 
währen. Kommt es zu einem Rückgang der 
Konjunktur in Deutschland, weil sich die Welt-
wirtschaft abschwächt oder die EZB die Zinsen 
anhebt, wird sich die Einnahmensituation der 
öffentlichen Haushalte wieder verschlechtern.  
 
Die Fortführung des Sanierungspfades und der 
Schuldenabbau sind für die Bürger in Wut 
nicht verhandelbar. 
 
(Beifall BIW) 
 
 
Dies muss unbedingt auch für die Zeit nach 
2020 gelten, obwohl Bremen als Ergebnis des 
im Oktober vergangenen Jahres gefundenen 
Kompromisses zum Bund-Länder-Finanz-
ausgleich dann 487 Millionen Euro jährlich 
vom Bund bekommt. Sparanstrengungen und 
strenge Haushaltsdisziplin sind beizubehalten. 
Wir müssen uns vor Augen führen, dass die 
eigene Steuereinnahmen circa 3 Milliarden 
Euro im Jahr betragen, dass Bremen aber 
jährlich 5,4 Milliarden Euro ausgibt. Die Diffe-
renz zwischen Einnahmen und Ausgaben 
kommt durch Bund-Länder-Finanzausgleich 
und Länderergänzungsabgaben vom Bund. 
Das ist kein Ruhmesblatt. 
 
(Beifall BIW) 

Das Land Bremen muss dringend seine 
Schulden in Höhe von 22 Milliarden Euro ab-
bauen. Andernfalls drohen hohe zusätzliche 
Ausgaben, wenn die historisch niedrigen Kapi-
talmarktzinsen wieder anziehen und die Kre-
ditaufnahme für den Staat entsprechend teurer 
wird.  
 
Es reicht nicht aus, Frau Bürgermeisterin 
Linnert, die Zinsen mit langfristigen Zinssiche-
rungsgeschäften zu sichern, weil diese ir-
gendwann auslaufen und die Zinsen dann 
anziehen. Irgendwann kommen die höheren 
Zinsen. Wenn wir es bis dahin nicht geschafft 
haben, die Schulden zurückzuzahlen, haben 
wir ein echtes Problem. Wir verschieben das 
Problem vielleicht um 30 oder 50 Jahre, aber 
wenn wir die Schulden nicht tilgen, wird das 
Problem irgendwann auftauchen. Also muss 
die aktuell günstige Phase genutzt werden, um 
Altschulden in größerem Umfang als vorgese-
hen zu tilgen. Der dafür bislang vorgesehene 
Betrag von 80 Millionen Euro sollte daher er-
höht werden. 
 
Positiv ist anzumerken, dass wir diesmal keine 
haushaltslose Zeit haben. Die letzte haushalts-
lose Zeit hat uns in einigen Bereichen sehr 
behindert beziehungsweise auch geschädigt. 
 
Die Einnahmen unseres Bundeslandes steigen 
stetig. Trotzdem reichen diese nicht für den 
immer größeren Geldbedarf des Staates aus. 
Allerdings liegt das Problem nicht auf der Ein-
nahmenseite, sondern vor allem auf der Aus-
gabenseite. Aus diesem Grund brauchen wir 
keine für Unternehmen schädliche Gewerbe-
steuererhöhung. Das gilt insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass zum Beispiel für Ein-
zelunternehmen nur 380 Prozent des Hebe-
satzes auf die Einkommensteuer anrechenbar 
sind. Das heißt, die Erhöhung des Hebesatzes 
um zehn Prozentpunkte macht sich monetär 
gerade für Einzelunternehmen in voller Höhe 
bemerkbar. 
 
Vorhin wurde von Bremen als wachsender 
Stadt gesprochen. Daraus ergibt sich die Fra-
ge, wer die neuen Bürger und wer die neuen 
Arbeitgeber sind. Die Erkenntnis hieraus ist 
nicht neu. Es geht um den Zulauf von armuts-
bedrohten Bürgern aus verschiedenen ande-
ren Ländern und, dadurch bedingt, um die 
Förderung der sogenannten Sozialindustrie. 
Bremen wächst unter dem Strich nur wegen 
des Zuzugs von Flüchtlingen und EU-Bürgern, 
darunter vielen Armutsmigranten aus Osteuro-
pa, speziell Rumänen und Bulgaren.  
 
Ich komme zu einer kurzen Abhandlung über 
die Flüchtlinge. Das Land Bremen hat 2016 
laut Sozialressort genau 3 185 Asylbewerber 
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aufgenommen. 2015 waren es 10 274, im Jahr 
2014 genau 2 233 Menschen. Im Jahr 2015 
waren unter den Asylsuchenden rund 2 700 
unbegleitete minderjährige Ausländer, die be-
sonders hohe Kosten verursachen. Laut Sena-
torin Stahmann betragen sie im Durchschnitt 
pro Kopf 3 750 Euro monatlich oder 45 000 
Euro im Jahr. Das ist auffallend niedrig, denn 
die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat monatliche 
Durchschnittskosten von 5 250 Euro bezie-
hungsweise 63 000 Euro jährlich errechnet.  
 
Dagegen verliert Bremen Einwohner in der 
Altersgruppe bis 30 Jahre sowie bei der Grup-
pe der höher Qualifizierten. Während also eher 
gut situierte Steuerzahler und Konsumenten 
Bremen auch wegen des unzureichenden 
Wohnungsangebots verlassen, rücken Sozial-
transferempfänger nach, die staatlich alimen-
tiert werden müssen. Hieraus ergeben sich 
dann die schlechten Nachrichten aus dem 
Sozialressort. Die geplanten Ausgaben liegen 
im Doppelhaushalt 2018/2019 immer noch weit 
über dem Wert von 2015, also vor der Migrati-
onskrise. Für die monetäre Entwicklung der 
Zukunft des Sozialressorts ist es wichtig, wie 
die Integration der Migranten vorangeht.  
 
Daran knüpft sich die Frage, wie viel Prozent 
der Migranten im ersten Arbeitsmarkt integriert 
sind. Ich kann diese Frage momentan nicht 
beantworten. Es geht aber nicht nur um die 
Integration von anerkannten Asylbewerbern 
und Flüchtlingen, sondern auch und gerade 
um die Rückführung von Migranten, deren 
Asylanträge abgelehnt wurden und die deshalb 
kein Aufenthaltsrecht in Deutschland haben. 
Auch diese Personen müssen vom Sozialstaat 
versorgt werden und belasten daher den Etat.  
 
In puncto Rückführung bildet Bremen einmal 
mehr das Schlusslicht unter den Bundeslän-
dern. Im Jahr 2016 reisten knapp 600 abge-
lehnte Asylbewerber nach Beratung freiwillig 
aus Bremen zurück in ihre Heimatländer. 72 
wurden abgeschoben. Das ist im Vergleich zu 
den Vorjahren ein hoher Wert, als es jeweils 
etwa zehn Menschen waren. 
 
Ende 2016 lebten in Bremen 3 007 geduldete 
Ausländer. Das ist auf die Gesamtbevölkerung 
bezogen der mit Abstand höchste Wert aller 
Bundesländer in Deutschland.  
 
Im Hinblick auf die Arbeitslosigkeit müssen 
strukturelle Maßnahmen getroffen werden, um 
die bundesweite niedrige Prozentzahl weiter 
zu reduzieren. Allerdings setzt sich die Ent-
wicklung der Arbeitslosenquote in Bremen vom 
bundesweiten Trend ab. Mit 9,6 Prozent im 
August 2017 ist die Arbeitslosenquote im Land 
Bremen so hoch wie in keinem anderen Bun-

desland Westdeutschlands. Sie liegt noch über 
dem Durchschnittswert Ostdeutschlands. Das 
bedeutet eine starke Belastung des bremi-
schen Haushalts mit Sozialtransfers für Er-
werbslose.  
 
Notwendig ist insbesondere ein verbessertes 
Standortmarketing, um mehr Unternehmen 
nach Bremen zu locken und so neue Arbeits-
plätze zu schaffen. Durch seine Überseehäfen 
bietet Bremen besondere Vorteile insbesonde-
re für exportorientierte Unternehmen sowie für 
Firmen, die stark auf den Import von Halbwa-
ren und Rohstoffen angewiesen sind. Stich-
worte sind hier verkürzte Transportwege und 
Just-in-time-Lieferungen. 
 
Aus der Praxis kann ich berichten, dass Unter-
nehmen gezwungen sind, sich ihren Nach-
wuchs auszubilden. Am Arbeitsmarkt gibt es 
kaum noch ausgebildete Mitarbeiter. Finden 
Sie unter den Schulabgängern erst einmal 
einen Auszubildenden, der den Anforderungen 
der Berufswelt standhält! Hier muss sich die 
Schulbildung den Anforderungen des Arbeits-
marktes anpassen und Schüler hervorbringen, 
die sich im Betrieb zurechtfinden. 
 
(Beifall BIW) 
 
Grundrechenarten und die deutsche Sprache 
in Wort und Schrift sollte jeder Schüler nach 
der Schulzeit beherrschen. Das ist leider nicht 
die Regel. 
 
(Abg. Frau Böschen [SPD]: Das stimmt!)  
 
Das ist sehr traurig. Ich kann Ihnen aber auch 
sagen, woher das kommt. 
 
(Abg. Frau Böschen [SPD]: Ehrlich?) 
 
Ja. Bremen landet in bundesweiten Schulleis-
tungsvergleichen regelmäßig auf den hinteren 
Plätzen, ist meistens sogar Schlusslicht. Das 
Bildungswesen des Landes muss dringend 
reformiert werden. Das linke Modell der Ein-
heitsschule mit weitreichender Inklusion ist 
gescheitert und überdies sehr viel teurer als 
das klassische gegliederte Bildungssystem. 
 
(Beifall BIW) 
 
Wenn man ein solches System wie die Inklusi-
on einführt, dann muss man auch die finanziel-
len Mittel dafür haben.  
 
(Beifall BIW) 
 
Man kann nicht einfach etwas einführen und 
es dann sich selbst überlassen, obwohl es 
nicht funktioniert. Die ideologisierte linke Bil-
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dungspolitik mit dem Ziel der Gleichmacherei 
geht zulasten unserer Kinder und des qualifi-
zierten Berufsnachwuchses der Unternehmen.  
 
Kommen wir zum Wohnungsbau. Wohnungs-
bau ist dringend notwendig, um durch die Er-
höhung des Angebots Wohnraum zu Mietprei-
sen in bezahlbarer Höhe auf den Markt zu 
bringen. Der Mietpreis wird durch Angebot und 
Nachfrage gebildet. Steigt das Angebot, wer-
den sich die Miethöhen wieder normalisieren. 
Wichtig wäre der Abbau der Überregulierung, 
die das Bauen verteuert und Projekte im unte-
ren und zunehmend auch im mittleren Preis-
segment für private Investoren unattraktiv 
macht. Ich möchte an die Katharinen-Passage 
und den Lloydhof erinnern. 
 
Um die Kosten zu verringern und möglichst 
rasch Wohnraum für die unteren Einkom-
mensgruppen zur Verfügung zu stellen, sollten 
Auflagen gegebenenfalls für einen befristeten 
Zeitraum reduziert und gesetzliche Standards 
insbesondere im Bereich der Energieeinspar-
verordnung gesenkt werden. Es muss nicht 
immer öffentlicher sozialer Wohnungsbau sein, 
Herr Rupp. Die Erfahrung zeigt, dass private 
Bauträger in der Regel zu besseren Konditio-
nen bauen können.  
 
Der Verkehr dient den Menschen teilweise 
auch als Grundlage für ihre Berufstätigkeit. 
Fahrrad fahren ist hingegen häufig in den Be-
reich der Freizeitgestaltung einzuordnen.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Aber nicht in Bremen!) 
 
Ja, das denken Sie. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das weiß ich!) 
 
Der Bereich Verkehr sollte im Wirtschaftsress-
ort angesiedelt werden.  
 
(Zuruf) 
 
Wir können auch die ganze Stadt für den Au-
toverkehr dichtmachen. Dann kommt keiner 
mehr. 
 
(Beifall BIW) 
 
Die Polizei muss von Verwaltungsaufgaben 
entlastet werden. Hierzu können auch Be-
schäftigte aus anderen Verwaltungszweigen 
eingesetzt werden. Die zusätzliche Schaffung 
einer Sicherheitswacht nach dem Vorbild an-
derer Bundesländer wie Sachsen und Bayern 
ist zu überlegen, um die Polizei von einfachen 
Vollzugstätigkeiten, zum Beispiel von Streifen-

gängen, von Objektbewachung und von der 
Aufnahme von Verkehrsunfällen, zu entlasten. 
Die Einführung einer Sicherheitswacht ist 
schon seit Jahren eine Kernforderung der Bür-
ger in Wut im Bereich der inneren Sicherheit.  
 
Zur effektiven Terrorabwehr muss die Polizei 
mit entsprechender Ausrüstung bestückt wer-
den. Oder wie soll sich ein Polizist mit seinen 
derzeitigen Waffen zum Beispiel gegen den 
Angriff mit einer Kriegswaffe verteidigen? 
 
(Abg. Kastendiek [CDU]: Mit einem Panzer 
vielleicht?) 
 
Ebenso muss die Justiz mit ausreichend Per-
sonal ausgestattet werden. Die jahrelange 
Verzögerung von Gerichtsverfahren ist nicht 
hinnehmbar. Zum 31. Dezember 2016 waren 
beim Landgericht 208 nicht abgeschlossene 
Strafverfahren anhängig. Das waren 36 mehr 
als 2015. Darunter waren rund 100 schwer-
wiegende Fälle wie Gewalt- und Sexualdelikte.  
 
Die Investitionen des Landes Bremen sind 
immer noch geringer als die laufende Zinslast. 
Wie dringend Investitionen benötigt werden, ist 
am Sanierungsstau bei Kitas, Schulen und 
anderen öffentlichen Gebäuden zu sehen. 
Ebenso auffällig sind die bremischen Brücken, 
die sich zum größten Teil in einem sehr 
schlechten Zustand befinden. Umgekehrt 
muss endlich auf teure Prestigebauten, die 
sich wirtschaftlich nicht rechnen, verzichtet 
werden. Beispiele hierfür sind der Hafentunnel 
und der OTB in Bremerhaven. 
 
(Zuruf Abg. Röwekamp [CDU] - Zuruf Abg. 
Timke [BIW])  
 
Leider! 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Wir können ihn auch 
unter Denkmalschutz stellen! - Weitere Zurufe 
CDU) 
 
 
Das Bauprojekt OTB sollte 180 Millionen Euro 
kosten. So lautete die Schätzung auf Basis der 
Daten aus dem Jahr 2010. Neuere Zahlen 
liegen nicht vor. Nachdem private Investoren 
frühzeitig abgewinkt hatten, weil ihnen das 
Geschäftsmodell nicht tragfähig erschien, will 
Bremen, obwohl Haushaltsnotlageland, die 
Baukosten selbst finanzieren. 
 
(Abg. Timke [BIW]: Viel Spaß!) 
 
Nicht einmal für den Betrieb des OTB ließen 
sich mangels Rentabilität Privatinteressenten 
finden. Aber wir haben eine Idee. Wir machen 
es selbst. 
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(Abg. Timke [BIW]: Am Feierabend!) 
 
Die BLG, die Bremen gehört, springt in die 
Bresche und macht das. 
 
Der Senat will um jeden Preis an dem Projekt 
festhalten, koste es an Steuergeldern, was es 
wolle. Dabei sind die ökonomischen Voraus-
setzungen, die 2010 zu der Entscheidung führ-
ten, einen Schwerguthafen für Windenergiean-
lagen zu bauen, heute gar nicht mehr gege-
ben, weil viele der früher am Standort Bremer-
haven ansässigen Anlagenbauer mittlerweile 
verschwunden sind und der Markt für Offsho-
re-Windenergieanlagen seit Anfang 2017 kon-
solidierte. 
 
Der OTB soll dennoch gebaut werden. Er 
könnte zu einem Millionengrab werden. 
 
Es werden Investitionen für Radwege, Kran-
kenhäuser, Kitas und Schulen gefordert. Kitas 
sind natürlich für die Berufstätigen und für die 
Kindererziehung wichtig. Ich stimme Ihnen zu, 
Kitas sind wichtig! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Für alle Kinder, ganz gleich, ob von Be-
rufstätigen oder nicht!) 
 
Neue Radwege sind von der Priorität her wei-
ter hinten einzuordnen. Wir können uns über 
Radwege unterhalten, wenn wir die anderen 
Probleme gelöst haben. 
 
(Beifall BIW - Frau Dr. Schaefer [Bündnis 
90/Die Grünen]: Wenn Sie noch Fahrrad fah-
ren könnten, würden Sie das anders sehen!) 
 
Die Entwicklung der Personalkosten und der 
notwendigen Altersversorgungsleistungen 
müssen im Auge behalten werden, dabei sind 
die Kostentreiber die Pensionen für die Beam-
ten des öffentlichen Dienstes. In Reaktion auf 
den Strukturwandel der Siebziger- und Achtzi-
gerjahre, der Werftenkrise und des Nieder-
gangs der Fischereiwirtschaft hat Bremen den 
öffentlichen Sektor massiv ausgeweitet, um 
den Arbeitsmarkt zu entlasten. Die Quittung 
erhalten wir heute. Viele der damals eingestell-
ten Beamten werden in den nächsten Jahren 
in den Ruhestand gehen. Auf das Land Bre-
men rollt eine Kostenlawine zu, für deren Be-
wältigung nur unzureichend Vorsorge getroffen 
worden ist. Die Bildung entsprechender Rück-
lagen ist erforderlich. 
 
Jetzt ein ganz wichtiger Punkt, der mir am 
Herzen liegt: 
 
(Abg. Frau Böschen [SPD]: Endlich einmal ein 
wichtiges Thema!) 

Die künftige Gehaltsstruktur der Geschäftsfüh-
rergehälter der öffentlichen Gesellschaften ist 
auch zu überdenken. 
 
(Beifall BIW) 
 
Ich kann überhaupt nicht verstehen, dass die 
öffentlichen Gesellschaften zum Teil zwei Ge-
schäftsführer beschäftigen, Jahresgehälter von 
300 000 Euro bezahlen und dass dann auch 
noch unter Umständen hohe Verluste erwirt-
schaftet werden. Das ist für mich ein Unding. 
Ich sage einmal, dann könnten wir dort auch 
einen Beamten mit A 16 beschäftigen, und der 
würde es wahrscheinlich genauso gut machen. 
 
(Beifall BIW) 
 
Im Zuge der Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen, die im November 2016 
vereinbart worden ist, hat sich der Bund Kom-
petenzen gesichert, die bislang bei den Län-
dern lagen. Das ist für Bremen auch ganz gut. 
Dazu sind die Bereiche Straßenbau, Bildung, 
Steuerverwaltung und auch die Digitalisierung 
der öffentlichen Verwaltung zu zählen. 
 
Bei der Neuordnung der Zuständigkeiten ist 
darauf zu achten, dass das Subsidiaritätsprin-
zip nicht verletzt wird. 
 
(Glocke) 
 
Ich komme gleich zum Schluss! 
 
Grundsätzlich ist zu begrüßen, wenn Bürger 
und Unternehmen mit Hilfe digitaler Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien Be-
hördengänge insbesondere über das Internet 
leichter abwickeln können, um den Bürokratie-
aufwand einzudämmen. Das spart sowohl auf 
der Seite des Staates als auch auf der Seite 
der privaten Akteure Geld. Allerdings darf der 
Ausbau der Digitalisierung im Rahmen des E-
Governments nicht auf Kosten des Daten-
schutzes der Bürger gehen. 
 
 
Wir Bürger in Wut lehnen den Haushaltsplan in 
seiner Gesamtheit ab. Die Prioritäten für ein-
zelne Aufgabenbereiche müssen anders ge-
setzt werden. Bildung, Polizei und Wirtschaft 
müssen auf den ersten Plätzen stehen, und 
dann ist auch genügend Geld für die anste-
henden Aufgaben vorhanden. 
 
Zum Schluss möchte ich auf einen Satz von 
Herrn Tschöpe eingehen, er sagte, legen Sie 
doch einen eigenen Plan vor. Wenn ich eine 
ganze Abteilung hätte, die mir dabei behilflich 
ist, einen Haushaltsplan aufzustellen, dann 
würde ich es machen. 
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(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wir machen das auch selbst! - Abg. Frau 
Sprehe [SPD]: Es reichen auch zehn Vor-
schläge!) 
 
Sie glauben doch nicht, dass eine Partei, die 
über keine Verwaltung verfügt, in der Lage ist, 
einen Haushaltsplan entwerfen zu können. - 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall BIW) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Röwekamp. 
 
Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte den einen oder anderen 
Aspekt aus der bisherigen Debatte aufgreifen, 
weil ich ein bisschen den Eindruck habe, dass 
man bei all den Zahlen, über die wir miteinan-
der geredet haben, vielleicht nicht den Blick 
auf das große Ganze und die Entwicklung 
verlieren darf. 
 
Wenn hier gesagt wird, wir sind zwingend auf 
zusätzliche Einnahmen angewiesen, und des-
wegen müssen wir die Gewerbesteuer erhö-
hen, dann möchte ich noch einmal das Au-
genmerk darauf richten, dass noch nie - und 
im Übrigen auch in keinem anderen Land in 
einem vergleichbaren Zeitraum - die Einnah-
men, insbesondere die steuerabhängigen Ein-
nahmen, so stark zugenommen haben, wie in 
Bremen in der Zeit von 2008 bis einschließlich 
2016. Im Jahr 2008 hatten wir steuerabhängi-
ge Einnahmen in Höhe von rund 2,5 Milliarden 
Euro, und wir werden mit den Haushaltsplänen 
steuerabhängige Einnahmen von mehr als 4 
Milliarden Euro beraten. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
zeigt doch, dass noch nie die Spielräume für 
die politische Gestaltung durch gute und solide 
Einnahmen so groß wie heute waren. Deswe-
gen widerspreche ich nachdrücklich, wenn 
gesagt wird, dass wir in Bremen ein Einnah-
meproblem haben und dass wir zusätzliche 
Einnahmequellen brauchen. Nein, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wir haben in 
Bremen ausschließlich ein Ausgabenproblem. 
Wir müssen sagen, wofür wir das Geld ausge-
ben wollen. 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
Vor diesem Hintergrund die Anhebung der 
Gewerbesteuer rechtfertigen zu wollen,  
das halte ich nicht für zutreffend. 
 
Es ist hier dann der Eindruck vermittelt wor-
den, dass Bremen in den letzten Jahren bis 

auf die Knochen gespart habe. Ich empfehle, 
sich hierzu das Haushaltsporträt der Finanz-
senatorin anzusehen. Wie haben sich eigent-
lich die Ausgabearten in den letzten Jahren 
entwickelt? 
 
Bei den Personalausgaben haben wir von 
2008 bis zum Abschluss des Haushaltsjahres 
2017 eine Steigerung von 26,4 Prozent. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Bei sinkendem 
Personal! Es gibt Tarifsteigerungen!) 
 
Bei den Ausgaben für Sozialleistungen - das 
habe ich vorhin schon gesagt - haben wir im 
Jahr 2008 586 Millionen Euro ausgegeben, 
jetzt fast 1,1 Milliarden Euro. Das ist eine Stei-
gerung bei den Sozialleistungsausgaben von 
87,5 Prozent. 
 
Bei den sonstigen konsumtiven Ausgaben - 
darin verbergen sich auch ganz viele Perso-
nalausgaben, denn in den konsumtiven Aus-
gaben sind auch die Zuwendungen an Einrich-
tungen enthalten, die Personal beschäftigen - 
haben wir eine Steigerung von mehr als 40 
Prozent, nämlich 41 Prozent. 
 
Demgegenüber sind die Ausgaben für Investi-
tionen im gleichen Zeitraum nur unterdurch-
schnittlich, nämlich um 19,6 Prozent gestie-
gen. Die Zinsausgaben sind im Wesentlichen 
konstant geblieben. Das heißt, wir haben bei 
den steuerabhängigen Einnahmen ein erhebli-
ches Plus von mehr als 60 Prozent. Bei den 
Ausgaben haben wir durchschnittlich eine 
Steigerung von 36,4 Prozent. Sie sind im We-
sentlichen nicht für die Zukunft investiert wor-
den, sondern sie sind für den laufenden Haus-
halt für die laufenden Aufgaben ausgegeben 
worden. 
 
Das sage ich deswegen, weil sich natürlich 
immer die Frage nach möglichen Alternativen 
stellt. Ich war nicht dabei, aber ich könnte mir 
vorstellen, dass die CDU- Bürgerschaftsfrakti-
on wahrscheinlich den Haushalt 1980 - von 
einer SPD-Alleinregierung verantwortet - nicht 
mitgetragen hat. Wahrscheinlich wurde damals 
genauso lebhaft debattiert. Ich will die Propor-
tionen der Ausgaben von damals noch einmal 
nennen. 
 
Im Jahr 1980 haben wir noch 20 Prozent der 
Gesamtausgaben für die Zukunft investiert, 
insbesondere in die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit und die vorhandene Infrastruktur. Wir 
haben 27 Prozent für die sonstigen kon-
sumtiven Ausgaben ausgegeben und sieben 
Prozent für die Sozialleistungen. Sie werden ja 
wohl nicht sagen, dass die Welt damals in 
Bremen schlecht gewesen ist! Wenn Sie sich 
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heute das Haushaltsporträt anschauen, wie 
2019 aussehen wird, dann werden wir bei den 
sonstigen konsumtiven Ausgaben bei 33 Pro-
zent liegen, also eine leichte Steigerung, bei 
den Investitionen werden wir im Jahr 2019 nur 
zehn Prozent, also die Hälfte von dem, was wir 
1980 investiert haben, investieren können. 
Demgegenüber sind die Ausgaben für Sozial-
leistungen fast auf das Dreifache gestiegen, 
und zwar von sieben Prozent auf dann 20 Pro-
zent.  
 
Ich sage das nicht, um noch mehr Zahlen in 
den Raum zu werfen, sondern ich sage es 
ganz bewusst, um darauf hinzuweisen, dass 
wir über historisch hohe Einnahmen verfügen. 
Wir haben historisch niedrige Zinsen, und 
trotzdem haben wir eine riesige Unwucht in 
unseren Haushalten über die Frage, was wir 
für die Lasten der Vergangenheit, für die ge-
genwärtige Situation auf der einen Seite und 
für die Zukunft auf der anderen Seite ausge-
ben. 
 
Ich finde es völlig unverständlich, Herr Kollege 
Tschöpe, wenn Sie in dieser Debatte zur Fra-
ge, welche Antwort wir den Menschen eigent-
lich auf die sozialen Verwerfungen in unserem 
Land geben, überhaupt keine Antwort geben. 
Sie sind im Hinblick auf die soziale Lage in 
unserem Land planlos. Sie können sie or-
dentlich alimentieren. Es kostet uns viel Geld. 
Sie können aber nicht an einem einzigen 
Schritt aufzeigen, wie Sie die Lage, wie Sie die 
Schicksale der Menschen, die auf einen sozia-
len Transfer angewiesen sind, tatsächlich ver-
bessern wollen. In unserem Land geht es den 
Menschen zunehmend schlechter. 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
Eine Expertenkommission des Bürgermeisters 
kümmert sich um die Infrastruktur und um die 
Qualifizierung. Sie kümmert sich auch um die 
Frage, wie wir das Geld ab 2020 ausgeben. 
Meine Damen und Herren, wir brauchen aber 
Zukunftsantworten auf die Frage, wie wir mit 
den sozialen Unwuchten in unserem Land 
umgehen. Darüber könnten wir einmal mit 
Experten diskutieren, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 
 
(Beifall CDU) 
 
Den Dialog, den damals Bürgermeister Böhrn-
sen, der Vorgänger des heutigen Bürgermeis-
ters, begonnen hat, den wir im Parlament mit 
einem Armutsausschuss mit viel Engagement 
und mit ganz unterschiedlichen Ausgangsla-
gen fortgesetzt haben, der am Ende einen 
Katalog mit Empfehlungen beschlossen hat, 
haben Sie verlassen, 

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Genau!) 
 
den haben Sie einfach abgeschnitten. Sie 
kümmern sich um das Thema Armut ressort-
übergreifend, aber in der Person des Bürger-
meisters überhaupt nicht mehr. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, Sie lassen die 
Menschen in ihrer Armut in unserem Land 
allein. 
 
(Beifall CDU) 
 
Frau Dr. Schaefer, wenn Sie das dann auch 
noch bagatellisieren, 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Mache ich wahrscheinlich nicht!) 
 
dann, finde ich, machen Sie es nicht besser. 
Wenn Sie sagen, dass die Kinderarmut ein 
bundesweites Problem sei, 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ist es auch!) 
 
dann ist das zum Teil richtig. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nicht nur zum Teil! Es ist richtig!) 
 
Wenn Sie mich ausreden lassen würden, dann 
könnte ich es Ihnen erklären. Ich könnte Ihnen 
auch die Seite empfehlen, und dann können 
Sie es selbst nachlesen! 
 
Natürlich gibt es in allen Ländern in Deutsch-
land Kinder, die in Hartz-IV-Familien leben. In 
Bayern sind es zum Beispiel 6,8 Prozent. In 
Baden-Württemberg, um einmal ein grün-
geführtes Land zu nehmen, sind es acht Pro-
zent. 
 
(Abg. Frau Sprehe [SPD]: Flächenstaaten!) 
 
Jetzt kommen wir zu den Flächenländern, 
vielen Dank für den Hinweis, Frau Kollegin! In 
Sachsen sind es 16,9 Prozent. In Thüringen 
sind es 15,9 Prozent. Im SPD-geführten Nord-
rhein-Westfalen - ich rede von Zahlen aus dem 
Jahr 2015 – sind es 18,6 Prozent. 
 
(Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]: Leider ja nicht!) 
 
In Rheinland-Pfalz sind es 11,5 Prozent, und in 
Bremen, meine Damen und Herren, sind es 
31,6 Prozent. Im Jahr 2015 haben in Bremen 
und Bremerhaven 31,6 Prozent der Kinder in 
Hartz-IV-Familien gelebt. Sie, Frau Dr. Schae-
fer, können dann doch nicht mit dem Finger 
auf den Bund zeigen und sagen, daran sei die 
Bundesregierung schuld. Nein, meine Damen 
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und Herren, es sind Landesursachen, über die 
wir an dieser Stelle reden! 
 
(Beifall CDU) 
 
Mich bedrückt dann besonders, dass wir über-
all Rückgänge haben, insbesondere bei den 
unter Dreijährigen, nur in Bremen ist in dem 
Zeitraum von 2011 bis 2015 die Kinderarmut 
auf höchstem Niveau noch einmal von 28,8 
Prozent auf 31,6 Prozent gestiegen. Meine 
Damen und Herren, das ist nicht nur ein abs-
trakter Armutsbegriff, sondern es ist ein Ar-
mutszeugnis für die Sozialpolitik in unserem 
Land, die Sie zu verantworten haben. 
 
(Beifall CDU) 
 
Meinen Angriff auf die Frage, wie Sie eigent-
lich mit der Einwohnerentwicklung in Bauge-
bieten umgehen, haben Sie mit einer Liste 
möglicher Baugebiete beantwortet. Ich sage 
Ihnen einmal ganz ehrlich, wenn Sie sich die 
Zahl der Fertigstellungen anschauen, dann 
liegt Bremen bundesweit ganz weit hinten. Von 
den Baugebieten, die Sie jetzt genannt haben, 
wird kein Baugebiet im Jahr 2018 und kein 
Baugebiet im Jahr 2019 so erschlossen sein, 
dass die Menschen dort auch wirklich bauen 
können.  
 
Mit dem Haushalt 2018/2019 lösen Sie nicht 
die Fehler in Ihrer Wohnungsbaupolitik. Diese 
Fehler, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, haben Sie in den letzten Jahren Ihrer Re-
gierungsverantwortung gemacht, in denen Sie 
keine Flächen ausgewiesen haben, in denen 
es keine Baugenehmigungen gegeben hat und 
in denen es keine Fertigstellungen gegeben 
hat, weil Sie keine wachsende Stadt wollten. 
Das ist die Wahrheit von der rot-grünen Bau-
politik in Bremen und Bremerhaven. 
 
(Beifall CDU) 
 
Dann sage ich, dass wir ein Instrument haben, 
mit dem wir sofort loslegen könnten, dass auch 
eigene Flächen hat, nämlich unsere kommuna-
le Wohnungsbaugesellschaft GEWOBA. Sie 
hat jetzt sozusagen im sozialen Wohnungsbau 
angezogen. Wenn es Ihnen nicht gelingt, den 
frei finanzierten Wohnungsbau zu organisie-
ren, dann setzen Sie doch das Instrument 
GEWOBA ein, damit wir endlich nicht nur So-
zialwohnungen und Yuppie-Wohnungen in 
Bremen haben, sondern auch vertretbaren und 
sozial bezahlbaren Wohnraum für die Mittel-
schicht unserer Gesellschaft. Wir brauchen 
nicht nur die Extreme, sondern wir brauchen 
die Mitte. 
 
(Beifall CDU)   

Was machen Sie? Sie entziehen der 
GEWOBA mit dem vorliegenden Doppelhaus-
halt zusätzliches Kapital, weil Sie es in den 
allgemeinen Haushalt einstellen. Jetzt lasse 
ich einmal dahingestellt, dass die Banken da-
ran verdienen, weil sie ja auch ihren Anteil an 
den zusätzlichen Gewinnentnahmen bekom-
men. Ich finde das unverantwortlich, denn wir 
benötigen dieses Geld für die Wohnungsbau-
politik, aber nicht zum Schließen von irgend-
welchen rot-grünen Haushaltslöchern. 
 
(Beifall CDU) 
 
Ich möchte kurz noch einmal etwas zu den 
Gewerbegebieten sagen, weil im Haushalt 
steht, dass Sie sozusagen in die Erschließung 
und Projektierung von Gewerbegebieten inves-
tieren wollen. Das ist sicher nicht falsch, aber 
auch hier sage ich ganz bewusst: Wenn man 
über Jahre hinweg nur halb so viele Gewerbe-
gebiete erschließt, wie man vermarktet, dann 
darf man sich am Ende auch nicht wundern, 
wenn es nicht nur keine Neuansiedlung von 
Betrieben gibt, sondern wenn diese Betriebe 
bei Betriebserweiterungen, weil ihnen die Flä-
chen fehlen, in das niedersächsische Umland 
abwandern. 
 
Wir haben Arbeitsplätze, Unternehmen und 
Gewerbesteuer deswegen verloren, weil Sie 
über Jahre hinweg nicht auskömmlich und 
bedarfsgerecht Gewerbegebiete in Bremen 
und Bremerhaven erschlossen haben. Wenn 
Sie diesen Fehler jetzt marginal beheben, 
dann können Sie nicht erwarten, dass wir so-
fort jubeln. Es bleibt dabei, wir benötigen ein 
umfangreiches Gewerbeflächenerschließungs-
programm, um insgesamt in Bremen und Bre-
merhaven deutlich über die derzeitige Nach-
frage hinaus, Gewerbegebiete zur Verfügung 
zu stellen und zu bevorraten. 
 
(Beifall CDU) 
 
Ich habe zur Kenntnis genommen, dass über 
das Thema Bremerhaven bisher überhaupt 
noch nicht geredet worden ist. 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Klar!) 
 
Ich komme deswegen darauf, weil all das, was 
ich eben beschrieben habe, auch Bremer-
haven betrifft: die soziale Spaltung der Stadt, 
die Frage der Einwohner- und Einkommens-
perspektiven, die Frage der Arbeitslosigkeit, 
die Frage der neu entstehenden Jobs und, 
man muss ja fast sagen, so etwas wie eine 
neue industrielle Delle, wenn nicht sogar Krise, 
durch die Verwerfungen im Bereich Offshore-
Windenergie.  
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Wenn eine Stadt unsere besondere Aufmerk-
samkeit verdient hat, dann ist es jetzt, ehrlich-
erweise, Bremerhaven. Ich mache mir nicht 
nur um die Arbeitsplätze, die Unternehmen 
und die Steuerkraft dieser Stadt große Sorgen, 
sondern ich mache mir auch um die gesell-
schaftliche Perspektive der in Bremerhaven 
Lebenden große Sorgen. Welche Antwort ge-
ben Sie eigentlich diesen Menschen mit Ihrem 
Haushalt? Hilft es ihnen, wenn Sie das Kreuz-
fahrtterminal abreißen und neu bauen? Hilft es 
ihnen, wenn Sie eine Kaje sanieren? Wo ist 
eigentlich unser Bürgermeister, der für jedes 
Foto nach Bremerhaven fährt, wenn sich ein 
Investor ankündigt, der aber abtaucht, wenn 
der Investor dann verschwindet. Meine Damen 
und Herren, wir benötigen jemanden, der sich 
für diese Stadt engagiert. 
 
(Beifall CDU) 
 
Mir reichen eben keine Fotos mit vermeintli-
chen Werftenrettern. Ich bin im Hinblick auf die 
Entwicklung Bremerhavens in tiefer Sorge. 
 
Im Übrigen spiegelt sich das ja auch im Haus-
halt wider. Sie wissen, dass Bremerhaven für 
die Jahre 2018 und 2019 nur deshalb einen 
Haushalt aufstellen kann, wenn es globale 
Minderausgaben von fast 50 Millionen Euro in 
den Haushalt einstellt. Sie haben es bis heute 
nicht geschafft, mit Bremerhaven eine Ver-
ständigung darüber herbeizuführen, in wel-
chem Umfang Zuweisungen des Landes 
transparent auch an Bremerhaven geleistet 
werden. Sie haben ein aufwendiges Gutachten 
in Auftrag gegeben, das, bevor es veröffent-
licht gewesen ist, zu zwei unterschiedlichen 
Meinungen geführt hat. 
 
Wie wollen Sie eigentlich die Neuordnung des 
ausgelaufenen innerbremischen Finanzaus-
gleichs mit Bremerhaven organisieren? Wie 
wollen Sie der Stadt aus der haushalterischen 
Misere helfen, die sie aus eigener Kraft heraus 
nicht bewältigen kann? Sie finden in diesem 
Haushalt keine Antwort auf das strukturelle 
Problem in Bremerhaven. Ich finde auch das, 
ehrlicherweise, verantwortungslos und falsch. 
 
(Beifall CDU) 
 
Ich bin ganz oft gefragt worden, wie ein CDU-
Haushalt aussehen würde. Ich könnte es mir ja 
einfach machen und sagen: Haben Sie Ge-
duld! 
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Aber 
sehr lange!) 
 
Für das Haushaltsjahr 2020 wird Ihnen der 
CDU-geführte Senat einen Haushaltsentwurf 

vorlegen, der den Bedürfnissen und Interessen 
unseres Landes entspricht. 
 
(Beifall CDU) 
 
Ich kann Ihnen nur so viel sagen, weil Sie es ja 
eigentlich auch schon wissen, der von Ihnen 
vorgelegte Haushalt weist so viele strukturelle 
Unterschiede zu unserer inhaltlichen Politik 
auf, dass er mit kleinen Anträgen nicht mehr 
zu heilen ist. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das höre ich 
jetzt aber schon zum fünften Mal!) 
 
 
Ich will Ihnen aber trotzdem etwas für die Aus-
einandersetzung liefern. Wenn die CDU regie-
ren würde, Herr Kollege Tschöpe, dann hätten 
wir mehr Einwohner, mehr Arbeitsplätze, ein 
größeres Wirtschaftswachstum, mehr Gewer-
besteuern, mehr Einkommensteuer und mehr 
Umsatzsteuer, kurz gesagt, wir hätten deutlich 
mehr Geld auf der Einnahmeseite zur Verfü-
gung, weil wir in die Stärken unseres Landes 
investieren. 
 
(Beifall CDU) 
 
Wenn die CDU regieren würde, Herr Kollege 
Tschöpe, müssten wir wesentlich weniger Geld 
ausgeben, um die soziale Armut in dieser 
Stadt zu alimentieren, weil wir den Menschen 
einen Weg aus der Armut aufzeigen würden. 
 
(Beifall CDU) 
 
Wenn wir als CDU in Bremen regieren werden, 
dann werden wir mehr Geld in die Qualität der 
Bildung investieren. Wir werden uns nicht da-
mit abfinden, den Anschluss an ein irgendwie 
geartetes Mittelfeld erst im Jahr 2035 zu fin-
den. Wir werden die Weichen schon ab dem 
Jahr 2020 neu stellen, und zwar für bessere 
Bildung, solidere Finanzen und für Prosperität 
und Wachstum in unserem Land. - Vielen 
herzlichen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe mich 
in der Tat aus ähnlichen Gründen wie mein 
Kollege Röwekamp jetzt noch einmal gemel-
det. Ich komme allerdings zu ganz anderen 
Schlussfolgerungen. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Das finde ich gut!) 
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Wenn man sich anschaut, was in dieser Wo-
che passiert ist: Es wird eine Zukunftskommis-
sion initiiert. Ich habe mich natürlich gefragt, 
woran arbeitet sie sich eigentlich ab, wenn wir 
die Zukunft mit dem vorgelegten Haushalt 
gestalten müssten. In dem Haushaltsentwurf 
habe ich darauf keine Antworten gefunden, 
aber auch nicht in der Aufgabenstellung der 
Zukunftskommission. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Man muss sicher schon einmal die richtige 
Frage stellen. In diesem Land wäre die richtige 
Frage: Auf welche Weise können wir die Posi-
tionen als Schlusslicht verlassen? Letzter im 
Bildungsbereich, höchste Kinderarmut, höchs-
te Leiharbeitsquote, höchste Quote bei prekä-
ren Beschäftigungen, ich könnte diese Liste 
fortsetzen, ich will es aber nicht, denn sie ist 
bekannt. Das sind die Aufgaben, die vor uns 
liegen, damit wir die Positionen als Schluss-
licht endlich einmal verlassen können, und 
zwar nicht erst im Jahr 2035. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir müssen mit diesem Haushalt, aber nicht 
erst im Jahr 2020, die Weichen dafür stellen, 
dass wir diese Positionen als Schlusslicht ver-
lassen. 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Damit sind wir 
sehr einverstanden!) 
 
Ich komme auch auf ähnliche Bereich wie der 
Kollege Röwekamp, Herr Dr. vom Bruch!  
 
Natürlich muss man die Menschen in die Lage 
versetzen, damit sie keine Sozialleistungen 
beziehen. Natürlich muss man die Weichen 
dafür stellen, dass die frühkindliche Bildung 
und die Bildung gestärkt werden, denn damit 
stärkt man auch den Bereich Wirtschaftsförde-
rung. Man muss sich auch einmal vor Augen 
führen, welche Arbeit wir fördern. Ist es gute 
Arbeit, oder sind es weiterhin große Lohnlü-
cken zwischen Frauen und Männern? Es sind 
Bereiche, die auf den Prüfstand gestellt wer-
den müssen, ganz klar. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Herr Kollege Röwekamp, die CDU ist mir in 
den sechs Jahren, in denen ich Mitglied dieses 
Parlaments bin, jede Antwort darauf schuldig 
geblieben, wie sie diese Frage lösen will. Ihr 
haushaltspolitischer Sprecher spricht sich da-
für aus, die 400 Millionen Euro, die Bremen ab 
2020 erhalten soll, komplett der Schuldentil-
gung zuzuführen. Wie soll das denn mit Ihren 
Ansprüchen und Anträgen, die Sie hier stellen, 
funktionieren? Das ist doch nicht möglich! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Sie stellen sich hier hin und erklären, Sie woll-
ten Qualität in der Bildung gerieren. Das will 
ich auch. Sie wissen aber auch, dass wir stei-
gende Schülerzahlen haben, und zwar in ei-
nem enormen Ausmaß. Bei der mittelfristigen 
Finanzplanung sind sie noch nicht einmal rich-
tig berücksichtigt. Das heißt, dass wir auch 
zusätzliches Personal benötigen. Wie Sie das 
mit Ihren haushaltspolitischen Vorstellungen, 
die Sie hier in Haushaltsdebatten immer vor-
tragen, darstellen wollen, ist mir völlig schlei-
erhaft. Das muss ich einmal ganz klar sagen. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Wenn es nach Ihren haushaltspolitischen Vor-
stellungen geht, könnten wir keine einzige 
Lehrerin einstellen. 
 
Ich finde, man muss hier einmal ehrlich disku-
tieren, wie dieses Land in zehn Jahren oder in 
15 Jahren unter welchen haushaltspolitischen 
Vorstellungen aussehen soll. Natürlich haben 
wir sprudelnde Einnahmen. Bei guter Konjunk-
tur können wir im Jahr 2020 einen Haushalt 
verabschieden, der tatsächlich ein paar Mehr-
ausgaben ermöglicht. Ich sehe es allerdings 
ähnlich, wie Sie es bereits in Ihrem ersten 
Debattenbeitrag gesagt haben, dass ein Teil 
bereits verpfändet ist, weil er verpfändet sein 
muss. Das will ich Ihnen einmal erläutern. 
 
Wir haben Schülerinnen und Schüler in einer 
Größenordnung in das System integriert, die 
wir uns vor drei Jahren nicht vorstellen konn-
ten. Wir haben nicht nur durch die Zuwande-
rung und fluchtbedingt eine wachsende Stadt, 
sondern es kommen auch wieder die Men-
schen aus dem Umland nach Bremen. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Nein!) 
 
Doch, auch die komme nach Bremen, Herr 
Röwekamp, das wissen Sie auch! Sie wissen 
auch ganz genau, dass das Statistische Lan-
desamt Ihnen das auch in drei Monaten bestä-
tigen wird, wenn es seinen Bericht vorliegt. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Nein, das ist leider 
falsch! Schön wäre es!) 
 
Wir haben in den letzten zwei Jahren Kinder in 
die Kitas und in die Schulen in einer Größen-
ordnung integriert, die vor zwei Jahren nicht 
absehbar gewesen ist. Im Schulbereich waren 
es 6 000 Schülerinnen und Schüler, die 
Deutsch nicht als erste Sprache sprechen. Wie 
wollen Sie es machen, wenn Sie sagen, Sie 
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wollen in die Qualität investieren, ohne die 
Mittel bereitzustellen, damit das entsprechen-
de Fachpersonal eingestellt werden kann? 
 
In der letzten Woche war ich in Gröpelingen 
auf einer Fachtagung. An der Fachtagung 
haben alle Kita-Leitungen und alle Schulleitun-
gen teilgenommen. Wenn die Kita-Leitungen 
erzählen, dass von 120 Kindern in den Kitas 
13 deutscher Herkunft sind und wenn mir die 
Schulleitungen erzählen, dass in den Klassen 
und in den Lerngruppen in Gröpelingen und in 
Blumenthal nur noch drei oder vier Kinder 
deutscher Herkunft sind, dann können wir kei-
ne weiteren Bildungserfolge erreichen, weil in 
den Lerngruppen die Sprachvorbilder und im 
Übrigen auch die Verhaltensvorbilder fehlen. 
Hier setze ich an. 
 
Der Bildungshaushalt spiegelt den Status quo 
wider, das habe ich anerkannt, er reagiert auf 
die steigenden Schülerzahlen. Der Kollege 
Güngör hat hier auch erwähnt, dass ich das so 
feststelle, und er weiß auch ganz genau, wa-
rum. 
 
(Abg. Güngör [SPD]: Das, was Sie jetzt sagen, 
teile ich gerade nicht!) 
 
Herr Güngör, es war in der Vergangenheit 
nicht immer üblich, dass der Status quo ge-
wahrt worden ist. Das hat zu dem Rücktritt 
einer Senatorin und zu permanentem Unter-
richtsausfall geführt. Man konnte insofern sa-
gen: Der Senat hat verstanden, dass man mit 
Unterrichtsausfall und fehlendem Personal im 
Zweifelsfall Wahlen an der Tafel verliert, und 
er steuerte gegen. Das ist auch richtig.  
 
Ich habe eben von den Herausforderungen 
geredet habe, die mit den vielen zusätzlichen 
Kindern, die eine andere Sprache sprechen, 
verbunden sind, die vielleicht auch nie in der 
Schule gewesen sind, weil sie sich in Flücht-
lingslagern im Libanon aufgehalten haben. 
Außerdem findet auch noch ein Familiennach-
zug statt. Im Augenblick werden alle in vier 
Stadtteilen untergebracht, nämlich in Gröpelin-
gen, in Blumenthal, in Huchting und in Ober-
vieland. Die Schulen und die Kitas gehen dort 
in die Kniee.  
 
Es sind dort nicht nur verstärkte Anstrengun-
gen im Bildungsbereich notwendig - denn die 
Herausforderungen sind nicht einmal mehr 
ansatzweise über den Bildungshaushalt lösbar 
-, sondern es sind auch neue Ansätze im Be-
reich der Stadtentwicklung, die überhaupt nicht 
stattgefunden hat, notwendig. Man muss sich 
einmal überlegen, welche Lösung es dafür 
gibt, dass auch einmal Menschen mit einem 
höheren Einkommen in diese Stadtteile zie-

hen. Das heißt natürlich auch, dass man die 
Weichen dafür stellen muss, dass Menschen 
mit einem niedrigen Einkommen auch in den 
Stadtteilen wohnen können und dass ihre Kin-
der dort in Kitas und in die Schule gehen kön-
nen, in denen die Menschen voll beschäftigt 
sind, und zwar beide, Männer wie Frauen, und 
in denen das Durchschnittseinkommen über 
100 000 Euro liegt.  
 
Es ist auch eine Frage der Steuerung, wie man 
Menschen dazu bewegt, damit sie eine Ausbil-
dung bekommen können, sodass sie hinterher 
nicht von Sozialleistungen leben müssen. Es 
ist doch völlig klar, dass ein Kind, das vielleicht 
vier oder fünf Jahre in der Türkei oder im Liba-
non in einem Flüchtlingslager gelebt hat, nie 
eine Schule besucht hat, in einem Lernumfeld, 
in dem es deutsche Sprachvorbilder hat und 
die Armut vielleicht nicht so drückt --. 
 
 
Sie wissen ja, wie es in Gröpelingen, in Teilen 
von Tenever und in Blumenthal ist - Sie haben 
es sich ja im Armutsausschuss anhören dürfen 
-, wenn die Leute dort ankommen, Sozialleis-
tungen erhalten oder über ein niedriges Ein-
kommen verfügen, dann haben sie für das 
zweite Kind nicht mehr das Geld, um dem Kind 
eine vernünftige Schere mit in die Schule ge-
ben zu können. Man muss hier doch ganz klar 
sagen, dass man diese Stadtteile vor der ho-
hen Segregation endlich einmal bewahren 
muss, indem man eine vernünftige Steuerung 
der Wohnungsbaupolitik und der bildungspoli-
tischen Maßnahmen vornimmt. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
 
Ganz ehrlich, wenn man sich den Bildungs-
haushalt genau ansieht - ich komme noch 
einmal kurz auf dem Bildungshaushalt zurück! 
-, dann sind tatsächlich mehr Lehrer vorhan-
den. Das ist auch nötig, denn wir haben eine 
Zuweisungsrichtlinie, und wir haben steigende 
Schülerzahlen. Von den zusätzlichen Lehrern 
sind ja viele erstmalig im Bildungshaushalt 
ausgewiesen. Sie sind vorher aus konsumtiven 
Mitteln bezahlt worden. Wenn man sich letzt-
lich die Zahl der zusätzlichen Lehrerstellen 
anschaut, dann sind im Bildungshaushalt für 
die Stadt Bremen 55 und für die Stadtgemein-
de Bremerhaven zehn zusätzliche Stellen aus-
gewiesen worden. Diese Stellen sind für die 
Verstärkung in den Brennpunktschulen vorge-
sehen. Das ist richtig, denn damit wird eine 
alte Forderung von uns erfüllt. Sie sind für die 
Verstärkung bei den regionalen Beratungs- 
und Unterstützungszentren angedacht. Das ist 
auch richtig, denn damit wird auch eine alte 
Forderung von uns erfüllt. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, angesichts 
der Tatsache, was sich im letzten Jahr in den 
Stadtteilen an Problemen und Herausforde-
rungen aufgetürmt hat, ist das bei Leibe nicht 
genug. Wir benötigen auch einmal einen ande-
ren Blick darauf, was wir mit der Schulreform 
und mit der Umsetzung der Inklusion in Gang 
gesetzt haben, denn die Förderquote ist in 
diesen Stadtteilen auch viel höher. 
 
Das heißt, ich finde es gut, dass im Bildungs-
haushalt der Status quo gewahrt wird. Wenn 
man aber dieser hohen Segregation tatsäch-
lich Herr werden will, und wenn man erreichen 
möchte, dass wir bei der Integration der vielen 
Kinder und Jugendlichen - die im Übrigen in 
den nächsten zehn Jahren noch nachkommen 
werden - nicht scheitern, dann benötigen wir 
erheblich andere Anstrengungen und dann 
darf man Bildung nicht mehr als reine Bil-
dungspolitik betrachten. Es ist dann auch eine 
Aufgabe der Sozialpolitik, und es ist dann auch 
eine Aufgabe des Wohnungsbaus. Es ist dann 
auch eine Aufgabe der Qualifikation von jun-
gen Erwachsenen, damit wir kein Prekariat 
erleben müssen, in dem letztlich in den Bremer 
oder in den Bremerhavener Häfen Menschen 
arbeiten und in dem der Mindestlohn unterlau-
fen wird.  
 
Ich arbeite dafür, damit wir uns in Zukunft - 
vielleicht in zehn Jahren - hier einmal in einer 
Situation befinden, in der wir über einen Haus-
halt reden können, in dem die Sozialleistungen 
nicht mehr ein Drittel des Haushaltsvolumens 
umfassen, sondern erheblich weniger. Ihre 
Antwort, Herr Kollege Röwekamp, ist einfach 
nur reine Polemik gewesen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Sie haben keine Wege aufgezeigt, damit die-
jenigen - wir werden es wahrscheinlich nicht 
mehr sein -, die hier in zehn oder 15 Jahren 
über einen Haushalt beraten, nicht mehr über 
einen Sozialleistungsetat sprechen müssen, 
der ein Drittel des Haushalts umfasst. - Danke 
schön! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer. 
 
Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Herr Röwekamp, ich 
möchte auch noch einmal auf Ihren Redebei-
trag eingehen. Sie haben gesagt, die Steuer-
einnahmen seien in keinem anderen Land in 
dem Maße wie in Bremen gestiegen. Es 
scheint dann ja doch etwas zu funktionieren! 

Allerdings haben Sie auch zu Recht gesagt, ja, 
gerade im Sozialbereich ist der Ausgabenan-
teil extrem hoch. Meine Damen und Herren, 
das hat hier, glaube ich, auch niemand negiert. 
Sie haben dann gesagt, es wäre nicht genug 
gespart worden, gerade im Personalbereich. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Das habe ich nicht 
gesagt!) 
 
Doch, das haben Sie gesagt!  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Ehrlich gesagt, nein!) 
 
 
Frau Vogt ist mit einem Zwischenruf darauf 
eingegangen. Warum ist er denn erhöht wor-
den? Meine Damen und Herren, es sind Tarif-
steigerungen vorhanden gewesen. Das muss 
man dann auch einfach einmal zur Kenntnis 
nehmen. 
 
 
Ich habe mich deshalb noch einmal gemeldet, 
weil ich mich wirklich darüber geärgert habe, 
dass Sie mir vorwerfen, dass ich den Bereich 
Kinderarmut bagatellisieren würde. Ich glaube, 
das habe ich nicht gemacht. Die Kinderarmut 
ist ein Riesenproblem, und das habe ich aus-
führlich dargelegt.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Durchschieben 
zum Bund ist das Einzige, was dabei heraus-
gekommen ist!) 
 
Ich habe gesagt, diese soziale Unwucht ist 
nicht nur in unserem Land vorhanden, sondern 
in der gesamten Bundesrepublik. Schauen Sie 
sich einfach einmal „Die Zeit“, den „Spiegel“ 
oder die „Frankfurter Allgemeine“ an, alle titeln, 
dass die Kinderarmut in Deutschland wachse. 
Dazu habe ich gesagt, dass es ein bremisches 
Problem - gerade auch in Bremerhaven, das 
wissen wir -, aber das es auch ein bundeswei-
tes Problem sei.  
 
 
In Ostdeutschland ist jedes vierte Kind von der 
Kinderarmut betroffen. Deutschlandweit liegt 
die Kinderarmut bei 19 Prozent.  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Was?) 
 
Aus der „Frankfurter Allgemeinen“ können Sie 
entnehmen, dass 2,7 Millionen der unter 18-
Jährigen als armutsgefährdet gelten. Ich habe 
mir jetzt noch einmal den Bericht der Bertels-
mann-Stiftung angeschaut - Herr Röwekamp, 
ich glaube, aus diesem Bericht haben auch Sie 
Ihre Zahlen entnommen -,  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Ja!) 
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und in dem Bericht steht, dass die Kinderarmut 
in Deutschland bundesweit mit regionalen 
Unterschieden wachse. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Genau!) 
 
In neun von 16 Bundesländern leben im Ver-
gleich zu 2011 mehr Kinder in Armut. Sie ha-
ben jetzt Bayern und Baden-Württemberg her-
angezogen. Auf diese beiden Länder trifft die-
se Aussage nicht zu,  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Doch! Dort hat sie 
auch zugenommen!) 
 
aber Bremen gehört natürlich zu den Ländern, 
die einen Zuwachs haben, dies gilt auch für 
das CDU-regierte Saarland. 
 
Es ist - und das ergibt sich aus dem Bericht 
der Bertelsmann-Stiftung - ein Großstadtprob-
lem. In den Großstädten wächst die Kinderar-
mut prozentual am schnellsten. Zu den Groß-
städten gehören Bremerhaven, aber auch 
Essen, Berlin, Offenbach sowie Gelsenkirchen.  
 
(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Das macht es doch 
nicht besser!) 
 
Diese Liste kann man noch endlos fortführen. 
Sie macht das Problem zwar nicht besser, 
aber ich verwahre mich davor, Herr Rupp, 
dass Herr Röwekamp mir vorwirft, ich würde 
die Situation bagatellisieren, weil ich darauf 
hingewiesen habe, dass die Kinderarmut auch 
ein bundesweites Problem sei und dass sich 
der Bund nicht aus der Verantwortung stehlen 
könne. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Anders als das 
Land?) 
 
Ich habe, Herr Röwekamp, gesagt, wenn wir 
darüber nachdenken, wie wir gerade auch die 
Situation der Kinder verbessern können, dass 
wir als Grüne darauf eine Antwort finden. Die 
Antwort ist nämlich das Familienbudget, damit 
alle Kinder die gleichen Chancen haben und 
alle Kinder finanziell ordnungsgemäß ausge-
stattet sind.  
 
Die Gründe, warum es zur Armut kommt, sind 
ja noch einmal genannt worden. Es handelt 
sich um Alleinerziehende, und ihre Zahl steigt. 
Frauen verdienen nach wie vor weniger als 
Männer. Der Begriff working pur ist nicht in 
Bremen erfunden worden, sondern er gilt bun-
desweit. Es mag sein, dass sich die Arbeitslo-
sigkeit auf einem Rekordtief befindet, wenn 
man sich aber anschaut, welchen Lohn inzwi-
schen viele Menschen erhalten, dann ist das 

deutlich weniger, und davon können die Men-
schen nicht leben.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Herr Röwekamp, darauf muss doch bundes-
weit eine Antwort gefunden werden! Die Bür-
gerversicherung ist unsere Antwort darauf, und 
wenn es um Altersarmut geht, dann eine Ga-
rantierente. Herr Röwekamp, das habe ich 
gesagt! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Eine Bundesregierung, an der die CDU betei-
ligt ist, kann sich hier nicht aus der Verantwor-
tung stehlen, sondern sie muss Antworten auf 
diese Probleme finden, weil es nämlich bun-
desweite Problem sind, die auch Bremen be-
treffen. Wir können diese Probleme in Bremen 
nicht allein lösen, 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Ein bisschen viel-
leicht! - Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Vielleicht 
könnten Sie es einmal als Problem anneh-
men!) 
 
deswegen erwarte ich schon von der CDU, 
Herr Röwekamp, dass auch Sie sich daran 
beteiligen, bundesweite Lösungen zu finden, 
damit den Menschen auch vor Ort geholfen 
werden kann. - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Tschöpe. 
 
Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Herr Röwekamp, die 
Chuzpe, mit der Sie hier unterwegs sind, 
möchte ich einmal haben. Sich hier hinzustel-
len und zu sagen: Ich will das alles ganz an-
ders, aber ich sage niemandem, wie ich das 
machen will, aber ihr könnt mich ja gern wäh-
len, sozusagen diese Theorie vor Bürger-
schaftswahlen als Schrottwichtel, finde ich 
derart exotisch, dass ich ganz ehrlich sagen 
muss, das schlägt dem Fass den Boden aus, 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
zumal Sie an der Stelle ja ein Wiederholungs-
täter sind. Sie haben zwar noch nie angekün-
digt, dass Sie wieder mitregieren wollen, aber 
Sie haben zu den letzten sechs Haushalten 
wiederholt gesagt, der Haushalt, der vorgelegt 
worden ist, sei strukturell so mangelhaft, dass 
man sich damit überhaupt nicht auseinander-
setzen könne. 
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Herr Leidreiter, ich finde, man kann auch ohne 
großen Verwaltungsapparat Änderungsanträge 
zum Haushalt stellen. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Die Sie auch ohne 
großen Aufwand ablehnen können!) 
 
Das sei einmal dahingestellt, aber wir haben 
eine Fraktion, die sehr ausführlich Änderungs-
anträge stellt! Zu den letzten Haushaltsbera-
tungen hat es auch eine Fraktion gegeben, die 
sehr ausführlich Änderungsanträge gestellt 
hat, und wir haben eine Fraktion, die sich 
schlicht und ergreifend nicht der Mühe unter-
ziehen will, und das ist die CDU. Mensch, Kol-
lege Röwekamp, nur einmal eine Alternative 
anbieten, was man anders machen möchte, 
das würde uns alle in diesem Hause froh 
stimmen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Wir sind nicht dazu da, uns froh zu machen! 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Das würden Sie auch 
ablehnen, ja! Sie würden alles ablehnen! Sie 
haben alle Anträge der LINKEN abgelehnt, alle 
Anträge der FDP abgelehnt!) 
 
Es gibt aber wenigstens einmal eine Vorstel-
lung davon, was sie wollen!  
 
Ich möchte noch einmal auf einen Bereich 
zurückkommen, der mir wichtig ist - er ist auch 
von Ihnen angesprochen worden -, nämlich auf 
das Thema Armut. Wir diskutieren es hier rela-
tiv häufig. Diesem Thema liegt die Vorstel-
lungswelt zu Grunde, dass es in Bremen ir-
gendeine Möglichkeit gäbe, Sozialtransferbe-
zieher, die deshalb Transferleistungen bezie-
hen, weil sie arm sind, plötzlich derartig mit 
einem sozialen Transferbezug zu bereichern, 
dass sie keine Sozialleistungstransferbezieher 
mehr sind. Das halte ich für kompletten Un-
sinn. Die Antwort auf Armut kann nur 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Arbeit sein!) 
 
die sein, dass wir versuchen, die Leute in Ar-
beit und noch einmal in Arbeit zu bringen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen - Zurufe 
CDU - Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Aber warum 
haben wir mehr als andere? Das glaube ich 
nicht!) 
 
Das geht nur mit wirtschaftlicher Prosperität, 
sofern sie leistungsfähig sind.  
 
Wir müssen dann zur Kenntnis nehmen, dass 
die gesellschaftliche Realität so ist, dass in 
Bremen und Bremerhaven Menschen leben, 

die auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht beste-
hen können. Für diese Menschen benötigen 
wir besondere Programme. Wer gerade in 
diesen Haushalt schaut, der stellt fest, dass 
mit dem Programm LAZLO genau diese Brü-
cke gebaut wird.  
 
Damit haben Sie zumindest die klare Antwort 
der Sozialdemokratie - und ich weiß, dass sie 
von den Grünen mitgetragen wird -: Menschen 
in Arbeit zu bringen, ist das beste Programm 
gegen Armut. Sie haben mich nach einer Ant-
wort gefragt, das ist sie! - Danke! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Als Erstes lasse ich über das Gesetz zur Än-
derung des Bremischen Gesetzes über die 
Erhebung einer Tourismusabgabe in erster 
Lesung abstimmen. 
 
Wer das Gesetz zur Änderung des Bremi-
schen Gesetzes über die Erhebung einer Tou-
rismusabgabe, Drucksache 19/1136, in erster 
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, FDP, BIW, Abg. Schäfer 
[LKR]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos], Abg. 
Frau Wendland [parteilos]) 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 
 
 
Jetzt lasse ich über das Gesetz zur Änderung 
der Gebührenbefreiungstatbestände in zweiter 
Lesung abstimmen. 
 
 
Da der Gesetzesantrag der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der 
Drucksachen-Nummer 19/881 erledigt ist, las-
se ich jetzt über den Gesetzesantrag des 
staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses 
in zweiter Lesung abstimmen. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1136
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Wer das Gesetz zur Änderung der Gebühren-
befreiungstatbestände, Drucksache 19/1210, 
in zweiter Lesung beschließen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, BIW, Abg. Patrick Öztürk [SPD, 
fraktionslos], Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(CDU, Abg. Schäfer [LKR]) 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung. 
 
Nun lasse ich über den Antrag des staatlichen 
Haushalts- und Finanzausschusses abstim-
men. 
 
Wer dem Antrag des staatlichen Haushalts- 
und Finanzausschusses mit der Drucksachen-
Nummer 19/1210 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, BIW, Abg. Patrick Öztürk [SPD, 
fraktionslos], Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(CDU, Abg. Schäfer [LKR]) 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) 
stimmt dem Antrag zu. 
 
Wir kommen jetzt zu den Abstimmungen über 
die Vorlagen zum Haushalt 2018 und 2019. 
 
Es ist vereinbart worden, bei den Haushalts-
gesetzen zuerst die erste Lesung durchzufüh-
ren, um im Anschluss daran über die Überwei-
sung an den staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschuss und an die Ausschüsse, deren 
Aufgabenbereiche betroffen sind, abzustim-
men. 
 
Als Erstes lasse ich über das Haushaltsgesetz 
der Freien Hansestadt Bremen für das Haus-
haltsjahr 2018 in erster Lesung abstimmen. 
 
Wer das Haushaltsgesetz der Freien Hanse-
stadt Bremen für das Haushaltsjahr 2018, 
Drucksache 19/1224, in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, DIE LINKE, FDP, BIW, Abg. 
Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos], Abg. Schä-
fer [LKR], Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 
 
Jetzt lasse ich über das Haushaltsgesetz der 
Freien Hansestadt Bremen für das Haushalts-
jahr 2019 in erster Lesung abstimmen. 
 
Wer das Haushaltsgesetz der Freien Hanse-
stadt Bremen für das Haushaltsjahr 2019, 
Drucksache 19/1224, in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, DIE LINKE, FDP, BIW, Abg. 
Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos], Abg. Schä-
fer [LKR], Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 
 
Bei den Vorlagen zum Haushalt 2018 und 
2019 ist Überweisung an den staatlichen 
Haushalts- und Finanzausschuss, federfüh-
rend, sowie an die Ausschüsse, deren Aufga-
benbereiche betroffen sind, vorgesehen. Dies 
sind der Rechtsausschuss, der Ausschuss für 
Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen, 
der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten, internationale Kontakte und Ent-
wicklungszusammenarbeit, der Ausschuss für 
Wissenschaft, Medien, Datenschutz und In-
formationsfreiheit und der Ausschuss für die 
Gleichstellung der Frau. 
 
Ich lasse deshalb jetzt über die Überweisun-
gen abstimmen. 
 
Wer der Überweisung der Haushaltsgesetze 
der Freien Hansestadt Bremen für die Haus-
haltsjahre 2018 und 2019, Drucksache 
19/1224, der Haushaltspläne für die Haus-
haltsjahre 2018 und 2019, Produktgruppen-
haushalte, kamerale Haushalte, einschließlich 
der maßnahmenbezogenen Investitionspla-
nung, produktgruppenorientierte und kamerale 
Stellenpläne, Wirtschaftspläne der Eigenbe-
triebe, Sonstigen Sondervermögen, Stiftungen 
und Anstalten öffentlichen Rechts sowie Son-
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derhaushalte, zur Beratung und Berichterstat-
tung an den staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, federführend, und die eben 
genannten Ausschüsse seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) 
überweist entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
Jetzt lasse ich über die Überweisung des 
Haushaltsporträts 2018/2019 abstimmen. 
 
Wer der Überweisung des Haushaltsporträts 
2018/2019, Drucksache 19/1224, zur Beratung 
und Berichterstattung an den staatlichen 
Haushalts- und Finanzausschuss seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) 
überweist entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
Zum Schluss lasse ich über die Überweisung 
des Finanzplans 2017 bis 2021 mit maßnah-
menbezogener Investitionsplanung abstim-
men. 
 
 
Wer der Überweisung des Finanzplans 2017 
bis 2021 mit maßnahmenbezogener Investiti-
onsplanung, Drucksache 19/1224, zur Bera-
tung und Berichterstattung an den staatlichen 
Haushalts- und Finanzausschuss seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) 
überweist entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) 
von dem Bericht des staatlichen Haushalts- 
und Finanzausschusses, Drucksache 19/1210, 
Kenntnis. 

Außerdem möchte ich Sie bitten, damit einver-
standen zu sein, dass die bei der Verwaltung 
der Bremischen Bürgerschaft noch eingehen-
den Anträge und Änderungsanträge zu den 
Haushalten 2018 und 2019 unmittelbar an den 
staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss 
sowie die entsprechenden Ausschüsse weiter-
geleitet werden. Die Ausschüsse werden ge-
beten, dem staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschuss Bericht zu erstatten, und die-
ser wiederum wird gebeten, der Bürgerschaft 
(Landtag) einen Gesamtbericht vorzulegen. 
 
Ich stelle Einverständnis fest. 
 
Ich unterbreche die Sitzung bis 15.30 Uhr. 
 
(Unterbrechung der Sitzung um 13.49 Uhr) 
 
*  
Vizepräsident Imhoff eröffnet die Sitzung wie-
der um 15.30 Uhr. 
 
Vizepräsident Imhoff: Meine Damen und 
Herren, die unterbrochene Sitzung der Bürger-
schaft (Landtag) ist wieder eröffnet. 
 
Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht 
herzlich Mitglieder eines Integrationskurses 
des Paritätischen Bildungswerks Bremen. 
 
Seien Sie herzlich willkommen hier im Hause! 
 
(Beifall) 
 
Wir setzen die Tagesordnung fort. 
 
 
Reichtum gerechter verteilen - Vermögens-
steuer als Millionärssteuer wieder erheben 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 30. Mai 2017 
(Drucksache 19/1081) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürger-
meisterin Linnert. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Rupp. 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
wollen, dass in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Vermögensteuer erneut eingeführt 
wird. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir wollen, dass in diesem Hause vielleicht 
einmal darüber geredet wird, an welchem 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1081


Landtag  3782 49. Sitzung/20.09.17 

Punkt wir zu einer gemeinsamen Initiative 
kommen können. Ich weiß, dass Debatten 
über die Wiedereinführung der Vermögensteu-
er bei den Sozialdemokraten und auch bei den 
Grünen geführt werden. Deswegen - vorweg-
geschickt - finden wir es richtig, dass dieser 
Antrag, wie vorgesehen, an den Haushalts- 
und Finanzausschuss überwiesen wird. 
 
Ich will aber noch ein paar Dinge nennen, wa-
rum wir das machen wollen. Die Vermögen-
steuer ist vor 20 Jahren, nämlich 1997, ausge-
setzt worden. Sie hätte circa 2,5 Milliarden 
Euro erbracht. Geld, über das wir heute Mor-
gen diskutiert haben und das in Bremen mit 
Sicherheit an der einen oder anderen Stelle 
dringend gebraucht wird, und deswegen wol-
len wir die Vermögensteuer wieder einführen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir stellen fest, dass insbesondere Privatver-
mögen schneller als Einkommen aus unselbst-
ständiger Arbeit wachsen. Wir stellen fest, 
dass die Konzentration des Reichtums ständig 
zunimmt, während auf der anderen Seite die 
öffentliche Hand und ein großer Teil der Be-
völkerung an dieser Entwicklung nicht partizi-
pieren. Wir stellen fest, dass man einen Um-
verteilungsprozess aus folgenden Gründen 
einleiten muss: Erstens, weil es aus sozialen 
und Demokratieerwägungen heraus richtig ist, 
denn ohne Geld ist der Staat nur begrenzt 
handlungsfähig. Zweitens, wir stellen auch 
fest, dass es ein ökonomisches Problem ist, 
wenn das Einkommen ungleichmäßig verteilt 
ist und die Massenkaufkraft in der Bundesre-
publik fehlt. Wir müssen deswegen einen Um-
verteilungsprozess einleiten, und deswegen 
sind wir dafür, die Vermögensteuer erneut 
einzuführen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich glaube, dass meine Redezeit beendet ist 
und melde mich später zu einem zweiten 
Wortbeitrag. - Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Leidreiter.  
 
Abg. Leidreiter (BIW)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Besucher! Die in schöner Regelmäßigkeit 
von der Linkspartei, den Grünen und der SPD 
geforderte Wiedererhebung der Vermögen-
steuer wird von uns Bürgern in Wut abgelehnt, 
und zwar aus zahlreichen Gründen. 
 

Dass die Ungleichheit der Vermögensvertei-
lung in den letzten Jahren deutlich zugenom-
men hat, ist vor allen Dingen auf zwei Faktoren 
zurückzuführen. Erstens: Wegen der Niedrig-
zinspolitik der EZB zur Rettung des Euros, die 
bei konservativer, festverzinslicher Anlage 
kaum noch Rendite abwirft, ist die wachsende 
Liquidität der Investoren in spekulative Asset-
klassen geflossen. An den Kapital- und Immo-
bilienmärkten kam es deshalb zu exorbitanten 
Preissteigerungen. Das ist der Grund für den 
von der Linkspartei konstatierten Vermögens-
zuwachs bei den Reichen. Dagegen belässt 
der risikoscheue Durchschnittsbürger sein 
Geld trotz der Minizinsen auf dem Sparbuch. 
Er verliert inflationsbedingt sogar sein Geld 
und sein Realvermögen schrumpft. 
 
Diejenigen, die etwas gegen die ungleiche 
Vermögensverteilung tun wollen, müssen sich 
gegen die EZB-Politik des billigen Geldes 
wenden, die die Reichen begünstigt und den 
Kleinsparer um seine private Altersversorgung 
bringt. 
 
Der zweite Faktor ist die massive Zuwande-
rung nach Deutschland. Diese Menschen ver-
fügen im Regelfall über kein Vermögen. Das 
vergrößert in Deutschland die Kluft zwischen 
Arm und Reich. 
 
(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Das gab 
es vorher auch schon!) 
 
Ich rede von der Vergrößerung! 
 
Untersuchungen zeigen, dass Reichtum in 
Deutschland auch das Ergebnis der eigenen 
Lebensleistung ist - 
 
(Lachen DIE LINKE) 
 
hören Sie einfach einmal zu! -, aber nicht auf 
einer Erbschaft oder Schenkung beruht. Er-
laubtes und geschenktes Kapital macht nur 
etwa 16 Prozent des Gesamtvermögens der 
oberen zehn Prozent unserer Gesellschaft 
aus. In Deutschland ist also der Besitz der 
Reichen größtenteils erarbeitet worden. Das 
als Hinweis an die Adresse solcher Parteien 
und solcher Politiker, die mit populistischen 
Neidparolen Stimmung gegen Leistungsträger 
unserer Gesellschaft machen wollen! 
 
(Beifall BIW)  
 
Genau hieran werden wir Bürger in Wut uns 
nicht beteiligen, auch wenn nach dem Antrag 
der Linkspartei vorerst nur Millionäre mit relativ 
geringen Steuersätzen besteuert werden sol-
len. Wehret den Anfängen! 
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(Beifall BIW, Zurufe DIE LINKE: Ja, genau!) 
 
Das Vermögen wird aus Einkommen gebildet, 
das vorher versteuert worden ist, und zwar, 
wie wir wissen, nicht zu knapp, denn wegen 
der starken Steuerprogression setzt der Spit-
zensteuersatz bei der Einkommensteuer hier-
zulande bereits bei einem Bruttoeinkommen 
von 54 057,00 Euro ein. Seit 2007 wird zusätz-
lich eine Reichensteuer erhoben, die bei einem 
hohen Einkommen ab 254 447,00 Euro zu 
einer Grenzsteuerbelastung von 45 Prozent 
führt, und zwar jeweils zuzüglich des Solidari-
tätszuschlags. Das hat zur Folge, dass 13 
Prozent der Deutschen fast ein Viertel der 
gesamten Einkommensteuer bezahlen. Die 
oberen zehn Prozent tragen sogar mehr als 
die Hälfte dazu bei. 
 
Hinzu kommt, dass Gutverdiener mehr Geld 
für ihren Konsum ausgeben. Das führt zu rela-
tiv höheren Einnahmen des Staates bei der 
Umsatzsteuer und bei den Verbrauchsteuern. 
Umgekehrt nimmt diese Gruppe kaum Sozial-
transferleistungen in Anspruch. Im Bereich der 
direkten Steuern setzt Deutschland im Gegen-
satz zu anderen Staaten vorrangig auf die 
Besteuerung des Einkommens, das deshalb 
im internationalen Vergleich überdurchschnitt-
lich belastet wird. Dies hat unlängst die OE CD 
bestätigt. Dafür ist die Besteuerung auf die 
Substanz - und das trifft auf die Vermögen-
steuer zu - bei uns relativ gering. Letzteres zu 
kritisieren, um das Steuersystem, Herr Rupp, 
in Gänze zu betrachten, wie es DIE LINKE in 
ihrem Antrag macht, ist deshalb unredlich. Die 
These, dass die Reichen in Deutschland nicht 
angemessen zur Finanzierung des Gemein-
wesens beitragen, ist empirisch nicht haltbar 
und somit falsch. 
 
(Beifall BIW) 
 
Unzutreffend ist auch die Behauptung, das 
Land Bremen habe durch die Aussetzung der 
Vermögensteuer seit 1997 Einnahmeausfälle 
von mindestens 2,5 Milliarden Euro verkraften 
müssen. Die Linksfraktion übersieht, dass der 
Gesetzgeber die Vermögensteuer 1997 nicht 
einfach ersatzlos gestrichen hat, vielmehr wur-
den die Länder für den Ausfall der Vermögen-
steuer, die zuletzt circa neun Milliarden DM 
erbrachte, an einer anderen Stelle entschädigt.  
 
Die Grunderwerbsteuer wurde beispielsweise 
von zwei auf 3,5 Prozent angehoben. Das 
führte zu Mehreinnahmen von 5,4 Milliarden 
DM. Weitere Anpassungen, etwa bei der Erb-
schaftsteuer, spülten weitere drei Milliarden 
DM in die Kassen der Länder, sodass in 
Summe der Wegfall der Vermögensteuer fast 
ausgeglichen worden ist. Die erneute Erhe-

bung der Vermögensteuer ohne einen gleich-
zeitigen Verzicht auf kompensatorische Ein-
nahmen wäre nichts anderes als eine Steuer-
erhöhung im Nachhinein. 
 
In seiner Entscheidung vom 22. Juni 1995 hat 
das Bundesverfassungsgericht die Vermögen-
steuer für verfassungswidrig erklärt, weil Im-
mobilien im Gegensatz zu anderen Vermö-
genswerten nicht mit ihrem tatsächlichen, son-
dern mit dem Einheitswert steuerlich gemes-
sen worden sind. Ich weiß nicht, ob allen die 
Bedeutung des Einheitswerts bekannt ist! 
 
(Abg. Gottschalk [SPD]: Von Ihnen erwarten 
wir, dass Sie uns das erzählen!) 
 
Das kann ich Ihnen gern einmal privat erzäh-
len, dann können Sie etwas lernen! 
 
(Zurufe - Glocke) 
 
Als die Vermögensteuer noch in Deutschland 
existierte, betrugen die Kosten - und das kann 
ich Ihnen auch erzählen - für die Erhebung 
über 30 Prozent, Herr Gottschalk. Bei anderen 
Steuerarten ist dieser Prozentsatz sehr viel 
geringer. 
 
(Glocke) 
 
Die Kosten der Erhebung werden durch die 
notwendige Ermittlung der Verkehrswerte noch 
einmal ansteigen. Noch gravierender wird sich 
die Vermögensteuer auf die Wirtschaft auswir-
ken, denn die Vermögensteuer belastet die 
Unternehmen mit hohen Zusatzkosten, denn 
sie fällt auch bei einem konjunkturellen Ab-
schwung an. Anders als die Körperschaftsteu-
er und die Einkommensteuer nimmt die Ver-
mögensteuer, die auch die Immobilien und die 
Betriebsmittel erfasst, keine Rücksicht auf den 
Ertrag des Unternehmens. Sie ist, wie ich es 
eben schon gesagt habe, eine Substanzsteu-
er. 
 
(Glocke) 
 
Ich komme sofort zum Schluss!  
 
Vizepräsident Imhoff: Nein, Herr Kollege, ich 
habe jetzt bereits das dritte Mal geläutet! 
 
(Abg. Leidreiter [BIW]: Ich bin auch während 
meiner Rede unterbrochen worden!) 
 
Bitte kommen Sie jetzt zum Schluss, bitte noch 
einen letzten Satz, und dann ist es gut! 
 
Abg. Leidreiter (BIW)*): Eine Vermögensteuer 
ist nicht nur rechtlich fragwürdig, sondern sie 
ist auch ökonomisch schädigend. Sie ist über-
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flüssig, denn die Steuereinnahmen des Staa-
tes sprudeln so stark wie nie zuvor. In diesem 
Jahr wird der Fiskus über 32,4 Milliarden Euro 
einnehmen. Im Jahr 2021 sollen die Schätzun-
gen bei 850 Milliarden Euro liegen. 
 
Es ist also Geld genug vorhanden. Neue und 
höhere Steuern sind deshalb nicht erforderlich, 
sondern es ist jetzt vielmehr an der Zeit, die 
Belastung für die Steuerzahler in Deutschland 
zu senken. - Vielen Dank! 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Professor Dr. 
Hilz. 
 
Abg. Professor Dr. Hilz (FDP)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident -  
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Ich 
glaube, ich weiß, was kommt!) 
 
so fange ich immer an, Herr Fecker -, sehr 
geehrter Herr Fecker, meine Damen und Her-
ren! Die Vermögensteuer: Ich bin jetzt seit 
sieben Wochen auf den verschiedenen Podi-
umsdiskussionen im Wahlkampf unterwegs. 
Von der linken Seite kommt bei fast jeder Po-
diumsdiskussion die Forderung nach der Ver-
mögensteuer, insofern ist es auch nur konse-
quent, dass Sie das als Wahlkampfthema in 
die Bürgerschaft getragen haben, sodass wir 
auch hier noch einmal über die Vermögen-
steuer sprechen können. 
 
 
Was bewirkt die Vermögensteuer in Deutsch-
land? Sie verbreiten immer die Mär, dass sie 
die Reichen mit ihren Jachten, Rolex Uhren 
und mit ihren Champagnegläsern trifft. 
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: FDP-
Parteitag!) 
 
Die Wahrheit ist aber in Deutschland, dass das 
Vermögen in Deutschland irgendwo anders 
steckt. Wir müssen uns noch einmal anschau-
en, in welchen Bereichen das Vermögen in 
Deutschland zu finden ist. Das Vermögen be-
steht in Deutschland im Wesentlichen aus 
Gewerbeflächen und aus Betriebsmitteln der 
Unternehmen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Sie sagen dann immer, die Unternehmen wol-
len wir nicht belasten. Sie definieren aber 
nicht, an welcher Stelle das Vermögen in ei-
nem Unternehmen endet und an welcher Stel-
le es beginnt. Eine Antwort auf diese Frage 
sind Sie bisher schuldig geblieben. Ist eine 
Anlage in Aktien eine Vermögensanlage in 

einem Unternehmen, denn es sind ja Anteile 
eines Unternehmens, die Sie kaufen? 
 
Ist die Gewerbeimmobilie, die Sie besitzen und 
die Sie an eine Firma verkaufen, ein Anteil des 
Unternehmens oder nicht? Wenn Sie die Sub-
stanz der Unternehmen besteuern, dann 
schaden Sie massiv unserer Wirtschaft.  
 
(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Haben Sie unseren 
Antrag gelesen oder nicht?) 
 
Das führt dann genau zu der Situation, die Sie 
nicht wollen, dass nämlich Arbeitsplätze verlo-
ren gehen, weil die Unternehmer Kredite auf-
nehmen müssen, um die Besteuerung ihrer 
Substanz bezahlen zu können. 
 
(Beifall FDP) 
 
Wir werden Ihren Antrag ablehnen. Wenn Ihr 
Antrag überwiesen werden sollte, dann hoffen 
wir, dass er keine Mehrheit findet, denn in 
diesem Bereich ist er der absolut falsche Weg.  
 
Sie könne sich die Auswirkungen - nicht nur, 
aber auch - der Vermögensteuer in Frankreich 
anschauen. Hollande hat sie eingeführt. Er hat 
auch eine hohe Besteuerung der höheren Ein-
kommen eingeführt, und das Ergebnis sehen 
Sie heute: Die französische Wirtschaft liegt am 
Boden. Die Jugendarbeitslosigkeit ist in Euro-
pa fast nirgendwo so hoch wie in Frankreich, 
und Gerard Depardieu ist Russe. 
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Das ist ein echter Ver-
lust!) 
 
Das ist die Konsequenz einer Vermögensteu-
er! 
 
Lassen Sie uns doch darüber sprechen, was 
den Menschen in diesem Land hilft. Die Men-
schen in diesem Land, die arbeiten, die Geld 
verdienen, die über Gebühr mit Steuern belas-
tet werden, haben heute überhaupt keine 
Chance, Eigentum zu schaffen. 
 
(Lachen Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Frau 
Leonidakis [DIE LINKE]: Dann gibt es aber 
keine soziale Sicherung!) 
 
In Deutschland leben 50 Prozent der Men-
schen in Wohnungen, die ihnen nicht gehören. 
In Griechenland sind es nur 25 Prozent. Das 
heißt, wir müssen doch dazu kommen, dass 
das Eigentum wieder gefördert wird. Die Ab-
schaffung der Grunderwerbsteuer für die erste 
selbst genutzte Immobilie wäre ein Weg, um 
Eigentum zu fördern. Wir müssen den Men-
schen helfen, denn Eigentum ist auch eine 
Altersvorsorge. An diesem Punkt müssen wir 
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ansetzen. Das ist der richtige Weg, aber nicht 
die Wiedereinführung der Vermögensteuer, die 
am Ende nur allen schadet.  
 
Wir müssen vielmehr den Menschen helfen, 
Eigentum zu bilden. Die Eigentumsbildung ist 
der richtige Weg. - Vielen Dank! 
 
(Beifall FDP - Zuruf Abg. Frau Leonidakis [DIE 
LINKE]) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kap-
pert-Gonther. 
 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen)*): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das ging hier gerade 
munter durcheinander. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Herr Kollege Hilz 
hat unseren Antrag nicht gelesen!) 
 
Von welcher Ausgangslage reden wir? Die 
Ausgangslage ist ja - wahrscheinlich besteht 
darüber erst einmal Einigkeit hier im Raum -, 
dass der gesellschaftliche Zusammenhalt fehlt, 
und das kann keinen von uns zufrieden stellen. 
Der Beitrag von Herrn Leidreiter hat uns ja 
gerade gezeigt, dass die politische Rechte 
versucht, daraus Profit zu schlagen, allerdings 
in einer Art und Weise, die nun wieder sehr 
irritierend gewesen ist, Herr Kollege, von Bür-
ger in Wut, denn Sie gerieren sich ja immer als 
die Partei der kleinen Leute,  
 
(Abg. Frau Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Sehr klein, ja!) 
 
 
wie Sie es manchmal selbst nennen. Sie ha-
ben hier aber eine Rede zu Gunsten der obe-
ren Zehntausend gehalten, und das war äu-
ßerst irritierend. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Aus meiner Sicht ist es wirklich wichtig, dass 
wir sagen, rechtes Gedankengut verdient kei-
ne Chance, sondern nur eine klare Absage. 
Das ist das erste! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Kollege Hilz, wenn wir einmal davon ausge-
hen, dass der gesellschaftliche  
Zusammenhalt bröckelt und dass die gesell-
schaftliche Schere zwischen Arm und Reich in 
Deutschland auseinandergeht! 
 
(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: In Bremen!) 

Das eine hat etwas mit Geld zu tun. Es gibt in 
Deutschland Kinder, die ohne Frühstück in die 
Schule gehen, weil sich die Eltern das Früh-
stück nicht leisten können. Das ist in diesem 
Land eine Schande. 
 
Es geht aber nicht nur um Geld, sondern es 
geht auch um Teilhabe. Wir haben auch eine 
massive Teilhabearmut. Man kann sich über-
legen, was man als Politik dazu beitragen 
kann, um einen gesellschaftlichen Zusammen-
halt wiederherzustellen. 
 
(Abg. Leidreiter [BIW]: Das machen Sie ja die 
ganze Zeit!) 
 
Wir Grüne sagen - es muss ein ganzes Maß-
nahmenbündel geben, das wir heute aber nicht 
diskutieren -, eine Variante ist tatsächlich die 
Wiedereinführung der Vermögensteuer. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Es ist ja nicht so, wie wir es gerade gehört 
haben, Herr Hilz, dass wir in Deutschland 
Vermögen überproportional besteuern würden, 
sondern das Gegenteil ist der Fall. Im interna-
tionalen Vergleich werden Vermögen in 
Deutschland sogar relativ gering besteuert. Wir 
als Grüne sagen, wir wollen, dass alle fair am 
Wohlstand und an der Lebensqualität beteiligt 
sind. Wir tun beides.  
 
(Abg. Bensch [CDU]: Volkspartei!) 
 
Persönliche Leistungen sollen sich lohnen, 
darüber besteht überhaupt kein Dissens, aber 
immer im Hinblick auf den Gemeinsinn. Das ist 
doch zum Beispiel der Unterschied zwischen 
Ihnen und uns. Wir müssen Leistungen und 
Gemeinsinn, Individualität und Gemeinschaft 
zusammen denken. Hier kommt tatsächlich die 
Vermögensteuer ins Spiel, indem man sagt, 
besonders Wohlhabende und Superreiche will 
man zusätzlich, und zwar vermehrt, an den 
Kosten für die Gemeinschaft beteiligen. Das, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, halten wir für 
richtig. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wir als Grüne wollen eine verfassungsfeste, 
ergiebige und umsetzbare Besteuerung des 
Vermögens. Wofür? Sie sagen immer wieder, 
Herr Röwekamp, folgenden Satz - und den 
haben Sie heute Morgen auch in der Debatte 
zum Haushalt ausgeführt -: Wir haben kein 
Einnahmeproblem, sondern wir haben ein 
Ausgabeproblem. Diesen Satz empfinde ich 
immer als total irritierend. Wofür geben wir 
Geld aus? Wofür wollen wir denn zusätzlich 
Geld ausgeben? Für Kitas, für Krankenhäuser, 
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für Schulen, für die Infrastruktur, für Museen 
und so weiter! Es gibt viel zu tun, und dafür ist 
Geld notwendig. Es ist deshalb nur richtig, 
wenn sich sehr Vermögende zusätzlich an den 
Kosten für die Gemeinschaft, für die Daseins-
vorsorge und für Infrastrukturmaßnahmen 
beteiligen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Ich könnte jetzt auch noch ausführen, dass die 
Erbschaftsteuer in den letzten Jahren ebenfalls 
nicht gerechter geworden ist, sondern nur 
komplizierter und dass man Steuersümpfe 
endlich austrocknen müsste. Klar ist, dass es 
die Vermögensteuer seit 1997 nicht mehr gibt, 
weil sie damals vom Bundesverfassungsge-
richt für verfassungswidrig erklärt worden ist.  
 
Im Jahr 2011 - einige von Ihnen, die damals 
schon in diesem Parlament gewesen sind, 
wissen es noch - haben wir zusammen mit 
Rheinland-Pfalz versucht, eine Vermögen-
steuer erneut einzuführen. Wir haben einen 
konkreten Gesetzentwurf vorgelegt, der aller-
dings abgelehnt worden ist. In dieser Debatte 
kann man an diesen Gesetzentwurf anknüp-
fen. Im Koalitionsvertrag steht, dass wir eine 
verfassungsfeste Vermögensteuer für geboten 
halten. Bei der Umsetzung liegt der Teufel 
allerdings im Detail. Es muss ein Gesetzent-
wurf vorgelegt werden - der Kollege Rupp hat 
es angedeutet -, der verfassungsfest ist, so-
dass die Impulse, die wir uns von einer Ver-
mögensteuer versprechen, eintreten.  
 
 
Wir schlagen deshalb vor, den Antrag der 
Fraktion DIE LINKE in den Haushalts- und 
Finanzausschuss zu überweisen, um dort die 
Debatte fortzusetzen. Unser Wunsch ist es, 
dass eine neue Bundesregierung die Vermö-
gensteuer erneut einführt. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Schäfer. 
 
Abg. Schäfer (LKR)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Meine 
Partei nimmt nicht an der Wahl zum Bundes-
tag teil. Deshalb wollte ich mich eigentlich nicht 
am Bundestagswahlkampf beteiligen und mich 
in dieser Woche gemütlich zurücklehnen. 
Nachdem wir heute Morgen bereits zwei Zitate 
von britischen Autoren gehört haben, möchte 
ich mit dem Zitat einer britischen Premierminis-
terin zur Diskussion beitragen - es lautet -: 
„Das Problem am Sozialismus ist, dass einem 
irgendwann das Geld anderer Leute ausgeht.“ 
 

Dieses Zitat betrifft ja das Thema, dass wir 
heute Morgen beraten haben: einnahmetech-
nisch läuft alles super, die Ausgaben wollen 
wir immer weiter hochfahren, und dann denken 
wir uns einfach neue Steuern aus.  
 
Herr Rupp, Sie haben heute Morgen das The-
ma Gewerbesteuer angesprochen und er-
wähnten, dass zum Beispiel ein Dienstleister, 
wenn er freiberuflich tätig ist, keine Gewerbe-
steuer zahlen muss. Ich bin Unternehmer, ich 
biete Dienstleistungen an, ich bin Kleinunter-
nehmer, und ich habe eine GmbH. Ich zahle 
einen erhöhten Gewerbesteuersatz, wenn die 
GmbH Gewinne macht. Ich zahle Körper-
schaftsteuer und entrichtet darauf einen Soli-
daritätszuschlag. Das macht ungefähr ein Drit-
tel aus.  
 
Wenn ich dann das Geld als Dividende aus-
schütte, dann zahle ich eine Zinsabschlag-
steuer, die Sie im Übrigen erhöhen wollen. Sie 
liegt im Moment bei 25 Prozent, und daraufhin 
entrichte ich ebenfalls einen Solidaritätszu-
schlag. Ich komme somit auf circa 51 Prozent 
Steuern. Wenn Sie die Zinsabschlagsteuer 
erhöhen, dann zahle ich über 60 Prozent 
Steuern. 
 
Ich finde, das ist unanständig viel für jeman-
den, der das ohne Progression von dem ersten 
verdienten Euro an bezahlen muss. Es sind 
dann aber noch keine Rentenversicherungs-
beiträge und Krankenversicherungsbeiträge 
gezahlt, und es hat keine Zukunftsvorsorge 
und keine Risikovorsorge stattgefunden.  
 
In Deutschland werden Unternehmen so hoch 
wie nirgendwo anders auf der Welt belastet. 
Aus dem Bericht der OECD ergibt sich, dass 
die Unternehmen lediglich in Belgien höher 
belastet sind. Das ist ein Wettbewerbsnachteil. 
Wenn es einem Unternehmen gelingt, in die-
sem wettbewerbswidrigen Umfeld hohe Ge-
winne zu erwirtschaften und Vermögen anzu-
sparen, dann ist das eine gute Sache. Es sind 
viel zu wenig, die das schaffen. Ich glaube, 
dass das Geld, das diese Leute erwirtschaften, 
Geld ist, dass unsere Gemeinschaft viel bes-
ser zugutekommt, als wenn dieses Geld im 
Steuersäckel landet.  
 
Diese Leute gehen dann zum Beispiel in die 
Innenstadt - weil sie es sich leisten können -, 
um dort ein Projekt zu implementieren, in des-
sen Rahmen ein redundantes Parkhaus abge-
rissen wird. Es kommt mit dem Lloydhof zu 
einer Innenstadtentwicklung. Das sind alles 
private Gelder, private Investitionen, die zur 
Verfügung gestellt werden können, weil es 
Leute schaffen, Gewinne zu erwirtschaften. 
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Ich glaube, dass ein Euro, der von einem pri-
vaten Unternehmer investiert wird, alle Mal 
mehr wert ist, als ein Euro, der von der Fi-
nanzsenatorin für irgendwelche Integrations-
kurse oder dem Import eines nicht integriertba-
ren Prekariats ausgegeben wird. Es ist in der 
Tat so, dass wir Ausgabenprobleme, aber 
keine Einnahmeprobleme haben. Wir dürfen 
es bei den Einnahmen nicht überziehen. Wir 
befinden uns im Wettbewerb mit anderen 
Standorten. Ich weiß, dass Sie das gern auf 
der EU-Ebene unterminieren würden. Die 
Harmonisierung von Steuern hört sich immer 
prima an und bedeutet einen gnadenlosen 
Zugriff auf die Ertragsstärke der Unternehmen 
und sozusagen der Werktätigen.  
 
Ich kann Ihnen versprechen, die Unternehmer 
sind fantasievoller als die Politiker. Sie werden 
es sich nicht gefallen lassen. Wenn Sie die 
Steuerschraube überdrehen, dann schneiden 
Sie sich am Ende ins eigene Fleisch. - Vielen 
Dank! 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Liess. 
 
Abg. Liess (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte 
zu Beginn meiner Ausführung vorwegschicken: 
Ich glaube, dass das Thema sicherlich wahl-
kampftauglich ist - und deswegen reden wir 
heute wahrscheinlich auch über dieses Thema 
-, aber das Thema ist vielschichtiger und wich-
tiger, als dass Sie es nur im Wahlkampf be-
handeln sollten. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich mache keinen Hehl daraus, dass ich eine 
Sympathie für die Wiedereinführung der Ver-
mögensteuer habe, denn ich glaube, dass die 
sehr starken Schultern in dieser Gesellschaft 
tatsächlich mehr tragen und mehr dazu beitra-
gen können, den Zusammenhalt der Gesell-
schaft weiter zu festigen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir erleben, dass wir einen Bedarf in diese 
Richtung haben, und zwar in jeder Debatte, die 
wir hier führen. Wir wissen, dass wir Mittel 
brauchen, um den sozialen Zusammenhalt in 
allen Bereichen unserer Gesellschaft weiter zu 
stärken. Das sind keine Bedarfe, die man sich 
aussucht, sondern es sind Bedarfe, die gestie-
gen sind. Es sind auch Bedarfe und Anforde-
rungen, die erst durch die Änderung gesetzli-
cher Regelungen geschaffen worden sind. 
Insofern ist zum Beispiel die Aussage zum 
Eigentum - und das sei die bessere Alterssi-
cherung - für diejenigen, die Hartz IV empfan-

gen, nicht unbedingt eine geglückte Aussage. 
Das sollten Sie eigentlich wissen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich finde, wir sollten uns im Haushalts- und 
Finanzausschuss noch einmal um die einzel-
nen Dinge bemühen. Wir sollten uns um die 
einzelnen Dinge wirklich bemühen, um be-
stimmte Dinge zu klären. Natürlich stellen sich 
die Fragen: Welche Auswirkungen hat die 
Vermögensteuer auf Unternehmen? Welche 
Regelungen müssen vielleicht geschaffen 
werden? Deswegen ist es mir auch unmöglich, 
dem Antrag der LINKEN heute zuzustimmen, 
denn ich kann bei dem konkreten Rechenbei-
spiel, das mit dem Antrag vorgelegt worden ist, 
zunächst nicht verifizieren, dass dies ein taug-
liches Instrument wäre. Ich bin also sehr dafür, 
den Antrag einzeln zu prüfen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Im Übrigen sage ich auch zu den Fragen, die 
Herr Hilz gestellt hat: Ja, es sind Fragen, die 
man beantworten muss, und man muss über 
sie reden. Ich würde mir wünschen, wenn wir 
ein bisschen vorurteilsfreier, aber nicht zu Ide-
ologie beladen über diese Fragen reden wür-
den, wie das bei der Vermögensteuer offen-
sichtlich immer der Fall ist. Mir geht es darum, 
dass wir uns in der Tat Finanzquellen von de-
nen erschließen, die zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt noch mehr beitragen können 
und die das Leben für die Gesamtheit der Be-
völkerung gerechter machen können.  
 
Ihre Äußerung, Herr Leidreiter, hat mich irri-
tiert. Sie macht mich auch ein Stück weit fas-
sungslos, wenn Sie die Einkommensentwick-
lung in Deutschland am Zuzug nach Deutsch-
land festmachen wollen. Sie haben gesagt, 
dass die Flüchtlinge dazu beitragen, dass die 
Einkommensschere weiter auseinanderklafft. 
Ich muss Ihnen dazu sagen, Sie haben keine 
Ahnung von der Einkommensentwicklung in 
Deutschland.  
 
Schauen Sie sich die Einkommensentwicklung 
an, denn auch das gehört zum Führen einer 
anständigen Debatte, wenn man hier nicht nur 
Vorurteile befeuern will. - Danke! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen - Zuruf 
Abg. Leidreiter [BIW]) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Eckhoff. 
 
Abg. Eckhoff (CDU): Herr Präsident, meine 
sehr verehrte Damen und Herren! Ich bin dem 
Kollegen Liess zunächst einmal sehr dankbar 
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dafür, dass er diese Debatte, die natürlich nur 
wahlkampfbezogen hier platziert worden ist, 
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Anders als eure Sicher-
heitsdebatte! - Zurufe SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen) 
 
aber sozusagen nicht sachlich getrieben wur-
de, ein bisschen versachlicht hat. 
 
(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Bleibt doch erst einmal ganz ruhig! Sie schrei-
en schon los, bevor die Debatte überhaupt 
richtig begonnen hat! 
 
Ich bin Herrn Liess sehr dankbar, denn ich 
glaube tatsächlich, dass man sich an der einen 
oder anderen Stelle dem Antragsinhalt sach-
lich nähern kann. Ich möchte aber trotzdem 
drei oder vier Bemerkungen machen, die man, 
wie ich finde, vor dem Hintergrund der Diskus-
sion, die wir führen, nicht vergessen darf. 
 
Erstens: Wir haben zahlreiche europäische 
Länder, in denen eine Vermögensteuer vor-
handen ist. Das Beispiel Frankreich ist ange-
sprochen worden. Wir wissen, heutzutage sind 
die Regeln, nach denen man von einem in das 
andere europäische Land umziehen kann, 
relativ einfach und leicht. In Frankreich hat die 
Vermögensteuer genau dazu geführt - dort 
gelten im Übrigen, Herr Rupp, niedrigere Sätze 
als die, die in Ihrem Antrag stehen -, dass viele 
in die Schweiz und nach Belgien umgezogen 
sind. 
 
Wenn man in der heutigen Zeit über Steuer-
veränderungen nachdenkt, dann muss man in 
erster Linie über europäische Ansätze reden, 
aber nicht über nationale Ansätze. Ich glaube, 
dass man mit nationalen Vorschlägen zu kurz 
springt. Schaut man sich in Europa um, in 
welchen Ländern eine Vermögensteuer exis-
tiert und in welchen Ländern - wie in Deutsch-
land - die Vermögensteuer abgeschafft worden 
ist, dann sind es Irland, Österreich, Italien, 
Dänemark, Niederlande, Finnland, Island, 
Schweden, Spanien und Luxemburg, in denen 
die Vermögenssteuer für natürliche Personen 
abgeschafft worden ist. Wenn Sie das sehen, 
dann sehen Sie gleichzeitig, wie real es eigent-
lich ist, über eine Vermögensteuer auf europä-
ischer Ebene zu sprechen. 
 
Meine Damen und Herren, nationale Allein-
gänge, Herr Rupp, würden nur zu einer Steu-
erflucht führen. Ihre Einnahmevorstellung, die 
Sie damit verbinden, ist als rein theoretisch 
anzusehen. Ich glaube, dass dies nicht Sinn 
und Zweck einer Debatte sein kann, die Sie 
hier führen. 

(Beifall CDU) 
 
Zweitens, die Steuersätze, die in dem Antrag 
der LINKEN stehen! Zu Frau Kappert-Gonther 
möchte ich Folgendes sagen, weil ich sie am 
Ende so verstanden habe, dass sie sich doch 
irgendwie für eine Vermögensteuer ausge-
sprochen hat: Im Wahlprogramm der Grünen 
habe ich eine entsprechende Aussage auch 
nur etwas indirekt gefunden, man spricht dort 
von Superreichen. Liebe Frau Kappert-
Gonther, die Steuersätze, die Herr Rupp in 
seinem Antrag genannt hat, gelten auch schon 
für ein Haus im Viertel, das schuldenfrei ist. 
 
Dort würde die Vermögensteuer nach den 
Formulierungen DER LINKEN schon anfan-
gen.  
 
Das eine sind für mich die Privatpersonen, und 
das andere sind die Unternehmen. Diejenigen, 
die die Strukturen in Deutschland kennen, 
wissen, dass der Vorteil der deutschen Wirt-
schaft ist, dass in Deutschland relativ wenig 
internationale Konzerne agieren und dass ein 
hoher Stand von eigentümergeführten Firmen 
des Mittelstands besteht. Sie wissen, dass 
unter den Begriff Mittelstand Firmen mit bis zu 
5 000 Beschäftigten fallen. Darüber hinaus 
haben wir Gott sei Dank eine ganze Reihe von 
Firmen, die noch von den Eigentümern geführt 
werden und die mittlerweile auch mehr Mitar-
beiter haben. 
 
Wenn Sie auf diese Unternehmen die Kriterien 
anwenden, die Sie in Ihrem Antrag formuliert 
haben, Herr Rupp, und ihnen pro Jahr fünf 
Prozent entziehen, dann haben Sie in wenigen 
Jahren die in diesen Firmen vorhandenen Ka-
pitalrücklagen - wenn Sie von einer Eigenkapi-
talquote ausgehen, die zwischen 20 bis 30 
Prozent liegt - aufgebraucht. Sie verspielen mit 
solchen Vorschlägen, meine Damen und Her-
ren von den LINKEN, den großen Vorteil, den 
wir in Deutschland in unserer industriellen 
Landschaft haben, nämlich den Mittelstand. 
 
Wir werden uns vehement gegen solche For-
derungen wehren. Das ist mit uns auch in den 
Beratungen des Haushaltes- und Finanzaus-
schusses nicht zu machen. 
 
(Beifall CDU) 
 
Ich möchte einen dritten Punkt ansprechen. 
Ich finde es immer ein bisschen scheinheilig, 
wenn Rot-Grün hier im Landesparlament dar-
über debattiert, denn ich glaube, dass eine der 
größten Steuerbefreiungsmaßnahmen, die es 
in der letzten Generation in Deutschland ge-
geben hat, die Steuerreform im Jahr 2000 
gewesen ist. Rot-Grün hat sie in Berlin verab-
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schiedet. Wir wurden damals mit unzulässigen 
Zusagen in dem Brief des damaligen Bundes-
kanzlers im Parlament dazu genötigt, zuzu-
stimmen. Bremen wartet im Übrigen immer 
noch auf die Einlösung der Zusagen. Selbst 
bei Wikipedia ist dazu ein Eintrag nachlesbar, 
der das noch einmal hervorhebt. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wer wird ihn wohl hineingesetzt haben!)  
 
Es beschlossen worden, dass Kapitalgesell-
schaften für den Fall, dass sie Kapitalgesell-
schaften verkaufen, den Gewinn im Endeffekt 
steuerfrei behalten können. Es existieren kom-
plizierte Anrechnungsverfahren, aber die Fi-
nanzsenatorin wird sicherlich bestätigen, dass 
der maximale Steuersatz bei fünf Prozent liegt. 
Das hat in weiten Teilen zu einem Monopoly 
geführt. 
 
Vor der gesetzlichen Änderung mussten die 
Gewinne, genauso wie es beispielsweise bei 
Aktien ist, versteuert werden, und zwar mit 
einem normalen Satz und später mit der Ab-
geltungssteuer. Heute dürfen juristische Per-
sonen die Gewinne eins zu eins behalten. 
 
(Glocke) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
mit solchen Beschlüssen gerade für die Fi-
nanzwirtschaft, die ja von Herrn Gottschalk 
und Co. immer intensiv kritisiert wird, Tür und 
Tor geöffnet hat, der sollte sich, finde ich, an 
der einen oder anderen Stelle bei Debatten, 
wie wir sie hier heute geführt haben, einfach 
einmal ein Stück weit zurücknehmen. 
 
In diesem Sinne: Wir werden der Überweisung 
des Antrags zustimmen. Wir freuen uns - naja, 
die Freude hält sich in Grenzen -, schauen 
nach vorn und sehen der Beratung im Haus-
halts- und Finanzausschuss gespannt entge-
gen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU)  
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Rupp. 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE): Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Erstens, 
ich finde es richtig, dass wir das Thema im 
Haushalts- und Finanzausschuss diskutieren. 
Zweitens, ich bin gern bereit, die konkreten 
Bedingungen zu debattieren, um zu prüfen, 
welche Regelungen gegebenenfalls an unse-
rem Vorschlag falsch oder übertrieben sind. 
 
Man kann dann schauen, ob der Untergang 
des Mittelstands bevorsteht, wenn wir eine 

Vermögensteuer einführen. Ich erinnere mich, 
dass wir auch in Zeiten, in denen es die Ver-
mögensteuer noch gegeben hat, einen Mittel-
stand hatten. Es war auch nicht so, dass es 
seinerzeit zu einem Niedergang gekommen ist. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Da haben wir 
auch nicht im Sozialismus gelebt!) 
 
Mein Gefühl ist, dass der Mittelstand mittler-
weile in vielen Bereichen aus ganz anderen 
Gründen Probleme hat. Das können wir aber 
in einem anderen Zusammenhang diskutieren. 
 
(Abg. Eckhoff [CDU]: Da packt man noch ein 
paar oben drauf, oder wie?) 
 
Ja, genau! 
 
(Abg. Eckhoff [CDU]: Super Idee!) 
 
Es sind Freigrenzen vorgesehen, und zwar 
eine Million Euro für Privatvermögen und fünf 
Millionen Euro für Betriebsvermögen. Es stellt 
sich die Frage, ob das möglicherweise nicht 
ausreichend ist, um bestimmte Folgen zu ver-
meiden. Das muss man beraten, denn es kann 
natürlich nicht in unserem Sinne sein, wenn 
man ein Unternehmen pleite rechnet. Das 
gestehe ich Ihnen ja freimütig zu. 
 
 
Wenn wir aber die Frage diskutieren, wie sich 
privates Vermögen, insbesondere Geldvermö-
gen, entwickelt, dann zählt für mich auch die 
absolute Höhe. Das ist jetzt sozusagen die 
andere Flanke. Es ist jetzt nicht der Vergleich 
im Verhältnis zu denen, die wenig haben, 
maßgeblich. Die absolute Höhe des Privat-
vermögens beträgt in Geld mittlerweile in 
Deutschland über fünf Billionen Euro. Ich finde, 
das ist ein weiterer Grund, um zu sagen, dass 
davon etwas abgegeben werden kann. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es wurde behauptet, dass man ab einem Ein-
kommen von 275 000,00 Euro 45 Prozent 
Einkommensteuer zahlen muss. Für ein Ein-
kommen von 300 000 Euro zahlt man im Mo-
ment als alleinstehender Steuerpflichtiger pau-
schal 41,8 Prozent, aber nicht 45 Prozent. Es 
wird behauptet, dass das Vermögen in 
Deutschland überwiegend mit eigener Hände 
Arbeit erwirtschaftet worden ist. In einem Vor-
bericht zum Armutsberichts führt die Bundes-
regierung aus, dass es im Wesentlichen Erb-
schaften sind, die dazu geführt haben, dass 
man in Deutschland zum Millionär wird. Zwei 
Drittel der Befragten führen ihren Reichtum auf 
eine Erbschaft zurück. Das heißt, die These, 
dass nur ganz wenige Leute über Erbschaften 
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reich werden, ist grundfalsch, genau das Ge-
genteil ist der Fall. 
 
Es wird immer so getan, als ob diejenigen, die 
viel Geld haben, auch automatisch die Leis-
tungsträger der Gesellschaft sind, die man 
besser nicht besteuert. Ich habe dazu eine 
ganz andere Auffassung. Wir haben in diesem 
Land Leistungsträger in den Krankenhäusern, 
in den Schulen, in den Kitas, als Rettungsas-
sistenten, als Polizisten und in vielen anderen 
Bereichen. Dort werden Leistungen erbracht. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Diese Leistungen werden durch harte Arbeit 
erbracht, und in aller Regel wird die Arbeit 
nicht entsprechend bezahlt. Das ist ein weite-
rer Grund, warum man ernsthaft darüber 
nachdenken muss, den privaten Reichtum, der 
in vielen Fällen nicht durch eigener Hände 
Arbeit, sondern durch die Aneignung von 
Mehrwert erwirtschaftet worden ist, zu besteu-
ern. 
 
(Beifall DIE LINKE - Glocke) 
 
Vizepräsident Imhoff: Herr Rupp, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Steiner? 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE): Ja! 
 
Vizepräsident Imhoff: Bitte, Frau Steiner! 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Rupp, mich 
würde interessieren, ob Sie mit Ihren Ausfüh-
rungen ausdrücken wollen, dass es dann, 
wenn man ein Unternehmen fortführt, keine 
Leistung ist? 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE): Nein! Frau Steiner, 
ich neige dazu, vielleicht haben Sie es noch 
nicht richtig registriert, in allen Fällen sorgfältig 
zu unterscheiden. Wenn jemand eine Firma 
erbt und sie weiterführt, dann hat er sie trotz-
dem geerbt.  
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90 die Grü-
nen - Abg. Frau Steiner [FDP]: Richtig!) 
 
Er hat sie aber nicht selbst aufgebaut. 
 
(Zuruf Abg. Frau Steiner [FDP]) 
 
Ja, natürlich! Ich bin überhaupt nicht dafür, 
dass Leute, die Unternehmen führen, insbe-
sondere kleinere und mittelständische Unter-
nehmen, dafür nicht hinreichend - -. Das ist 
überhaupt keine Frage. Die Frage ist, ob das 
Vermögen, das dadurch angehäuft wird, ge-

recht besteuert wird. Diese Frage beantworte 
ich mit einem Nein. Sie tun immer so, als ob 
ich, weil ich mich für die Vermögensteuer aus-
spreche, gleich auch Unternehmen abschaffen 
will. Es ist, gelinde gesagt, unzulässig, diesen 
Zusammenhang herzustellen. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90 die Grü-
nen) 
 
Der erste Mythos ist, es sei alles durch eigener 
Hände Arbeit aufgebaut worden. Nein, es ist 
geerbt worden! Der zweite Mythos: In Deutsch-
land zahlen die Reichen den größten Teil der 
Steuern. Sie zahlen den höchsten Teil der 
Einkommensteuer. Das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung hat eine Studie veröffent-
licht. In dieser Studie stellt es fest, dass die 
Belastung mit Steuern und Abgaben für Leute 
mit sehr hohem, mittlerem und niedrigen Ein-
kommen tendenziell gleich ist. Es stimmt also 
nicht, dass in unserem Land mittlerweile starke 
Schultern die meisten Steuern und Abgaben 
bezahlen, nein, sie sind gleichmäßig verteilt. 
Wenn wir wieder zu der Aussage zurückkom-
men, dass die starken Schultern mehr tragen, 
dann müssen wir das über Steuern regeln, 
möglicherweise über die Vermögensteuer. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen - Abg. Gottschalk [SPD]: In der Spitze 
sinkt das sogar wieder! - Glocke) 
 
Ich muss zum Schluss kommen, aber wie im-
mer weiß es der Kollege Gottschalk noch bes-
ser als ich! 
 
(Heiterkeit) 
 
Es ist so, dass sich die Abgaben in der Ten-
denz ungleich verteilen. Das liegt im Wesentli-
chen daran, dass mittlerweile über die Hälfte 
der Steuereinnahmen durch die Umsatzsteuer 
erbracht wird. Sie wissen alle, dass ein Hartz-
IV-Empfänger und ein Millionär dieselbe Um-
satzsteuer bezahlen. Diese Situation könnte 
man auch diskutieren. Diese Art der Ungerech-
tigkeit müssen wir über die Vermögensteuer 
ausgleichen. - Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort Frau Bürgermeisterin Linnert. 
 
Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Eckhoff, ich möchte vorausschicken, dass die 
Aussage in Ihrer Rede nicht zutreffend gewe-
sen ist, dass Bremen immer noch auf die Ein-
lösung der Zusagen aus dem Kanzlerbrief 
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warte. Der Kanzlerbrief war von der ersten 
Minute an Schwindel. 
 
(Zuruf Abg. Strohmann [CDU]) 
 
Natürlich! Er war Schwindel! Man hatte die 
Örtlichkeit getäuscht, weil man der Steuersen-
kung als bremische Regierung gern zustim-
men wollte. Der Kanzlerbrief wurde dadurch 
eingelöst, dass der Bund die Kosten für die A 
281 und die Cherbourger Straße übernommen 
hat. Das wissen Sie eigentliche auch ganz 
genau! 
 
Bei der Debatte zur Vermögensteuer geht es 
immer hoch her: Neiddebatte, ich habe sogar 
das Wort Sozialismus gehört, du liebe Güte!  
 
Vertreter des Senats waren gerade ein paar 
Tage in Dänemark, um sich die Digitalisierung 
in Dänemark anzuschauen. Dänemark ist ein 
Land, das weder sozialistisch noch durch 
übermäßige Neiddebatten geprägt ist und dass 
eine deutlich höhere Staatsquote als Deutsch-
land hat. Wie man das jetzt auch immer be-
wertet. Dass man jetzt aber von einer be-
stimmten Seite aus diesem Haus versucht, mit 
allen möglichen Todschlagsargumenten zu 
verhindern, dass man hier irgendwie ansatz-
weise eine rationale Debatte führt - Ihr Debat-
tenredner hat sich dort angenehm abgehoben 
-, kann ich nicht verstehen, denn man kann es 
auf die eine, aber auch auf die andere Weise 
sehen. Es gibt für beide Seiten Argumente.  
 
Es gibt Länder, die machen es, und andere 
Länder machen es nicht. Ich würde immer 
sagen, dass aus unserer Verfassung die Auf-
gabe für alle, die regieren, resultiert, dafür zu 
sorgen, dass die von der Verfassung garantier-
te Gleichheit der Menschen vor dem Gesetz 
nicht durch eine sehr große steigende Un-
gleichheit bei den Menschen im Hinblick auf 
ihre Möglichkeiten, aber auch auf ihre finanzi-
ellen Möglichkeiten, ausgehebelt wird. Ich 
würde immer sagen, dass das der Kern unse-
rer Demokratie ist und dass der Staat die Ver-
antwortung hat auszugleichen.  
 
In Dänemark findet die Gesellschaft, dass es 
einen größeren Ausgleich durch den Staat 
geben soll. In Deutschland wird es eher durch 
die Mehrheit kritischer gesehen. Das ist dann 
am Ende aber auch alles. Man kann auf jeden 
Fall - und so sehe ich das - sagen, dass wir mit 
der steigenden Ungleichheit anfangen, uns 
gesellschaftliche Probleme einzuhandeln, die 
letztlich so gemeinwohlschädigend sind, dass 
wir neu aufgerufen sind, darüber nachzuden-
ken, mit welchen Mitteln und Instrumenten wir 
verhindern können, dass die Schere immer 
weiter auseinandergeht.  

Wenn man jetzt hört, wie Herr Leidreiter sagte, 
welcher geringe Prozentsatz der Bevölkerung 
die meisten Steuern zahlt, dann ist das für 
mich einfach ein Beweis dafür, dass der An-
satz der Politik, von dem ich glaube, dass sie 
dem verpflichtet ist, nämlich dafür zu sorgen, 
dass die Möglichkeiten der Menschen nicht 
immer weiter auseinanderdriften, dass wir das 
in den letzten Jahren nicht ausreichend geleis-
tet haben. Wenn sich die Vermögen dermaßen 
stark akkumulieren, dann haben wir offensicht-
lich im Vorfeld ein paar Fehler gemacht. Inso-
fern ist die Vermögensteuer auch nur eine 
Notwehr, um auf einen Zustand zu reagieren, 
den wir hier gemeinschaftlich - und das ist 
auch völlig klar - angerichtet haben. 
 
Ich glaube auch, dass man den Kopf nicht 
davor in den Sand stecken sollte, dass es in 
der Tat auch praktische Probleme bei der 
Vermögensteuer gibt. Über die Bewertung ist 
schon gesprochen worden. Sie ist vom Bun-
desverfassungsgericht ja deswegen ausge-
setzt worden, weil die Bewertung der Grund-
stücke nach dem Einheitswert - und das ist ja 
auch nicht in Stein gemeißelt, das könnte man 
ja auch anders regeln - nicht richtig ist.  
 
Wenn man sich anschaut, welche unglaubliche 
Blockade auf Bundesebene im Hinblick auf die 
überfällige Reform der Grundsteuerregelungen 
vorhanden ist, dann sieht man, wohin der Ha-
se läuft. Diejenigen, die auf jeden Fall verhin-
dern wollen, dass eine Vermögensteuer in 
Deutschland auch nur ansatzweise eine Chan-
ce hat, werfen nicht nur Sand, sondern Kies 
und Beton in das Getriebe, um zu verhindern, 
dass Grundsteuerregelungen zustande kom-
men, die eine reale Besteuerung nach dem 
Verkehrswert der Grundstücke möglich ma-
chen. Dieser Sachverhalt wird in Kürze beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig sein, und 
das ist kein Ruhmesblatt für die gesamte deut-
sche Politik. 
 
 
Man muss einräumen, dass es bei der Einfüh-
rung der Vermögensteuer Bewertungsproble-
me geben wird. Es entstehen auch Probleme 
durch eine mögliche Doppelbesteuerung. Es 
stellt sich auch die Frage, wie es möglich ist, 
Betriebe zu schonen, damit sie nicht in ihren 
Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt wer-
den. Ich sage nicht, dass das trivial ist, ich 
sage aber, dass man die Probleme lösen 
kann, wenn man sie lösen will. 
 
Es gibt aber auch noch eine ganze Menge 
Dinge, die man vorher machen kann. Warum 
lassen wir es uns eigentlich gefallen, dass 
gigantische Managergehälter oder Gehälter 
von Fußballspielern vom Steuerzahler bezahlt 
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werden, weil sie steuerlich abgesetzt werden 
können? 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Warum ist es bei manchen anderen Luxusgü-
tern die Sache der Gemeinschaft, dass dort 
solche Standards herrschen? Dort könnte man 
zum Beispiel auch ansetzen. Man hatte nun 
verstanden, dass die Wiedereinführung der 
Vermögensteuer ein furchterregender Plan ist, 
aber unterhalb der Vermögensteuer können 
noch eine Menge anderer Regelungen getrof-
fen werden. 
 
Ich habe ja das Glück gehabt - und das war 
auch nicht nur vergnügungssteuerpflichtig -, 
mir auf Bundesebene anzuschauen, wie die 
Debatte zur Erbschaftsteuer verlaufen ist. Der 
Verlauf macht keinen Mut, dass das, was DIE 
LINKEN hier gern wollen, auch nur ansatzwei-
se eine Chance hat. Der Wunsch, auch Bre-
mens, die Schwelle für die Steuerfreiheit von 
vererbten Unternehmen von 25 Millionen Euro 
auf 10 Millionen Euro abzusenken, ist abge-
lehnt worden. 
 
Über die Grundsteuer habe ich bereits gespro-
chen, auch da holen wir uns ständig neue Beu-
len. Der letzte Antrag der Länder Berlin, Bran-
denburg und Bremen, auf Bundesebene den 
persönlichen Steuersatz bei der Berechnung 
der Kapitalertragssteuer einzuführen, ist am 
12. Mai 2017 im Bundesrat abgelehnt worden. 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss sollte die 
Thematik beraten. Ich finde, dass man eine 
Menge darüber lernen kann, auf welche Weise 
eine Erhebung insgesamt stattfinden kann. 
Wenn man mit Menschen redet, die von einer 
Vermögensteuer betroffen sind, gibt es zwei 
Probleme, die man ernst nehmen muss. Das 
eine Problem ist, wie es geregelt werden kann, 
dass mein Unternehmen nicht in seinen Hand-
lungsmöglichkeiten eingeschränkt wird. Ich 
gehe davon aus, dass hier der Konsens be-
steht, dass das möglichst nicht gewollt ist. 
 
Das zweite Problem ist - und das kann ich 
auch verstehen -, weil wir kein Staatsver-
ständnis wie in Dänemark haben, dort nehmen 
die Menschen den Staat ganz anders wahr 
und bewerten ihn ganz anders als in Deutsch-
land -, ich will nicht, dass ihr als Fiskus von mir 
Rechenschaft beispielsweise über den Brillant-
ring meiner Großmutter oder über ein gekauf-
tes Gemälde verlangt. Ich glaube, wenn man 
der Vermögensteuerdebatte einen guten 
Dienst erweisen will, dann muss man darauf 
eine Antwort finden, die großzügiger ist als 
das, was man nebenbei in der Debatte als 
Töne hört. Ich selbst wünsche mir auch keinen 

Staat, der sich bis in die letzten Details hinein 
für mein Vermögen interessiert. 
 
Mit ein paar Worten möchte ich noch auf das 
Haushaltsporträt eingehen, aus dem angeblich 
hervorgeht, welche großen Einnahmezuwäch-
se der Staat, in diesem Fall Bremen, in den 
letzten Jahren gehabt hat. Wie kann es sein, 
weil wir ja nun ein Einnahmeproblem und kein 
Ausgabenproblem haben, Herr Röwekamp, 
ansonsten haben Sie in Ihrer Rede mindestens 
eine Milliarde Euro ausgegeben und die würde 
unser Ausgabenproblem eher erhöhen --? 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Sie hätten sich vorhin 
noch einmal zu Wort melden können! - Abg. 
Dr. vom Bruch [CDU]: Die Haushaltsberatun-
gen waren heute Morgen, oder? - Abg. Röwe-
kamp [CDU]: Haben Sie verschlafen sich zu 
melden?) 
 
Darf ich jetzt hier noch etwas sagen? Ich habe 
nicht verschlafen, Herr Röwekamp! 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Es sah so aus!) 
 
Sie sind jetzt gerade wieder angepickt, auch 
gut! 
 
Ich wollte zur Frage, ob wir nun ein Einnahme- 
oder ein Ausgabenproblem haben, sagen, 
dass es objektiv so ist, dass die Steuerein-
nahmen in den letzten Jahren sehr stark ange-
stiegen sind. Herr Hilz hatte das grüne Gebirge 
des Haushaltsporträts gerade aufgeschlagen, 
aus dem man das ersehen kann. Wenn Sie 
sich einmal die Zeit ein paar Jahre davor an-
schauen, dann hat Bremen fast 20 Jahre lang 
mit stabilen Steuereinnahmen zu kämpfen 
gehabt. Das ist im Übrigen der Hauptgrund, 
warum die Sanierungsphase, die wesentlich 
zur Zeit der Großen Koalition gestaltet worden 
ist, nicht funktioniert hat.  
 
In dieser Zeit sind die Ansprüche an den Staat 
gestiegen. Es hat Tariferhöhungen und Preis-
erhöhungen gegeben. Dann kam noch die 
entsetzliche Wirtschafts- und Finanzkrise, die 
uns im Jahr 2010 ganz stark gesunkene Steu-
ereinnahmen beschert hat. Wenn man dann 
eine korrekte Kurve über den gesamten Zeit-
raum der Steuereinnahmen legt, dann relati-
viert sich das gewaltig. Man kann dann näm-
lich sehen, dass wir nach der langen Phase 
der Stabilität der Staatseinnahmen endlich 
wieder eine Chance haben, wieder aufzuholen. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Ist die Kurve falsch?) 
 
Ich möchte sehr gern dazu beitragen, dass ein 
gesellschaftlicher Konsens entsteht, dass die-
se jetzt ansteigenden Steuereinnahmen nicht 
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schon wieder die nächste Senkungsrunde 
auslösen, sondern dass ein stark geforderter 
und über Jahre unterfinanzierter Staat - nicht 
ohne Grund hat man sich in die Kreditaufnah-
me geflüchtet - die Chance haben muss, sich 
mit diesen Einnahmen zu erholen und dass 
das, was in den letzten Jahren liegen geblie-
ben ist, finanziell abgesichert und seriös um-
gesetzt werden kann. - Vielen Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Hier ist die Überweisung zur Beratung und 
Berichterstattung an den staatlichen Haus-
halts- und Finanzausschuss vorgesehen. 
 
Wer der Überweisung des Antrags der Frakti-
on DIE LINKE mit der Drucksachen-Nummer 
19/1081 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(Einstimmig) 
 
Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt 
kommen, begrüße ich ganz herzlich Mitglieder 
der Bürgerinitiative „Kein Windrad am Bulten-
see“. 
 
Herzlich willkommen hier im Hause! 
 
(Beifall) 
 
Keine Fahrverbote für Dieselfahrzeuge in 
Bremen und Bremerhaven! 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 13. Juni 2017 
(Drucksache 19/1101) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Lehren aus dem Dieselskandal ziehen und 
konsequent umsetzen! 
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen und der SPD 
vom 22. August 2017 
(Drucksache 19/1197) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator 
Dr. Lohse. 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Strohmann. 
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Nein, ich 
habe kein Dieselfahrzeug, sondern ich fahre 
ein Hybridfahrzeug mit Benzinmotor. Das 
Fahrzeug hat nur den Nachteil, dass es dop-
pelt so viel verbraucht wie ein Fahrzeug mit 
Dieselmotor, aber gut, weil der Strom nach 30 
Kilometern immer verbraucht ist! 
 
(Heiterkeit - Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Soweit 
zum privaten Schicksal!) 
 
Das kann ich in Einzelgesprächen dann erklä-
ren! 
 
Unabhängig davon, glaube ich, dass es wichtig 
ist, dass wir diese Diskussion auch hier in der 
Bürgerschaft führen, denn eines muss man 
zunächst sagen, das, was wir gerade in den 
letzten Monaten erlebt haben, macht doch 
schon sehr sprachlos: Einige wahrscheinlich 
vom Größenwahn umnachtete Konzernbosse 
haben bei der Erlangung der mobilen Welt-
herrschaft in Amerika und anderswo der deut-
schen Autoindustrie einen Imageschaden son-
dergleichen zugefügt, dessen Auswirkungen 
wir bis heute noch nicht absehen können. Ich 
sage ganz offen, die Problematik, die durch 
das Verhalten einiger entstanden ist, müssen 
die Hersteller wiedergutmachen, und sie müs-
sen das Image zurückgewinnen.  
 
Ich sage auch ganz deutlich - und deswegen 
haben wir auch diesen Antrag eingebracht -, 
nicht etwa, weil wir befürchten, dass Senator 
Dr. Lohse morgen ein Dieselfahrverbot für 
Bremen und Bremerhaven ausspricht, sondern 
weil die Hysterie, die dadurch in Deutschland 
entstanden ist, nicht gut für uns alle sein kann. 
Eines muss uns nämlich allen klar sein, der 
Verbrennungsmotor, ob nun ein Dieselmotor 
oder ein Benzinmotor, aber speziell der Die-
selmotor, wird auch in den nächsten Jahren 
ein wichtiger Antrieb sein, und zwar egal, ob 
wir das nun gut oder schlecht finden. 
 
Die Diskussion, dass wir jetzt alle, weil uns die 
Autokonzerne hintergangen haben, morgen an 
Stickoxiden sterben würden, ist auch ein biss-
chen überzogen. Ich habe die große Sorge, 
dass die Leute, die sowieso schon gegen 
sämtliche Fahrzeuge waren, nur nicht gegen 
Fahrräder, das zum Thema machen. Man 
muss eines nämlich auch klar und deutlich 
sagen: Nach der Statistik sind die Stickoxide 
seit 1990 um 59 Prozent gesunken. Trotzdem 
müssen wir etwas dagegen tun. Deswegen 
halte ich es mit der Bundeskanzlerin: Die 
Thematik ist sachlich und vernünftig zu behan-

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1101
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1197
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deln, aber an einer Hexenjagd beteilige ich 
mich nicht.  
 
Ich glaube, dass es schon eine vernünftige 
Antriebstechnik mit Dieselmotoren gibt, sie 
muss nur vernünftig angewendet werden. Das 
Problem bei den Dieselmotoren ist ja nicht, 
dass es die Technik nicht gibt. Es gibt AdBlue 
und die SCR-Technologie, die bei Dieselmoto-
ren zu vernünftigen Werten führt, sodass ein 
relativ sauberer Antrieb das Ergebnis ist. Der 
Betrug ist ja die Abgasmanipulation gewesen. 
Die Zeit, die für die Entwicklung der Software 
aufgewendet worden ist, um betrügen zu kön-
nen, hätte lieber investiert werden sollen, um 
beispielsweise einen größeren AdBlue-Tank 
zu entwickeln, denn einige Leute sind nicht in 
der Lage, AdBlue nachzufüllen. 
 
(Beifall CDU) 
 
Mich treibt die Verunsicherung in der Bevölke-
rung um. Wenn man mit Leuten spricht, hört 
man heraus, dass sie verunsichert sind. Wen 
würden wir treffen, wenn wir die Hexenjagd 
weiterführen würden? Es sind ja nicht die Kon-
zernbosse, denn die können sich auch ein 
Hybridfahrzeug leisten. Im Grunde genommen 
sind es die kleinen Pendler, die kleinen Arbeit-
nehmer, die kleinen Leute, die mit ihrem Fahr-
zeug zur Arbeit fahren, weil sie im GVZ arbei-
ten und in Gröpelingen wohnen und die nicht 
mit öffentlichen Nahverkehrsmitteln zur Nacht-
schicht fahren können. Es ist das Taxigewer-
be, und letztlich ist es auch der öffentliche 
Personennahverkehr, der betroffen sein wür-
den. Es ist auch der Fuhrpark der Stadtgesell-
schaft betroffen. Deshalb sollte man dieses 
Thema mit Augenmaß diskutieren. 
 
Wenn Sie unserem Antrag zustimmen, dann 
ist es für uns das Signal, dass Sie in dieser 
Stadt keine Fahrverbote aussprechen werden, 
einmal unabhängig davon, ob es überhaupt 
rechtlich möglich ist. Ein Überschreiten der 
Grenzwerte ist, glaube ich, nämlich lediglich 
zwei- oder dreimal an einer von acht Messstel-
len gemessen worden. Andere Städte haben 
ganz andere Probleme. Ja, wir werden den 
ÖPNV gemeinsam in Richtung Elektromobilität 
entwickeln. Deswegen hoffe ich, dass sie un-
seren Antrag unterstützen. 
 
Ihren Antrag werden wir ablehnen. Ihr Antrag 
enthält zwar einige vernünftige Punkte, aber im 
Großen und Ganzen ist es ein klassischer 
Antrag: Ich muss jetzt auch noch einmal etwas 
machen. Ich nehme an, Sie werden Ihren An-
trag eingebracht haben, damit Sie eine Be-
gründung haben, unseren Antrag ablehnen zu 
können. Die Punkte, die in Ihrem Antrag ste-
hen, werden zum größten Teil bereits umge-

setzt. Sie sind auf Bundesebene Beschlussla-
ge: Verstärkte Kontrolle, Überwachung, Nach-
rüstung der 5,3 Millionen Fahrzeuge. Zur Mus-
terfeststellungsklage will ich sagen - -. 
 
(Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]: Schön wäre es ja, wenn 
nachgerüstet würde!) 
 
Die Fahrzeuge werden ja nachgerüstet. Ent-
scheidend ist, dass anschließend kontrolliert 
werden wird. 
 
(Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss, Herr Präsident! 
 
Bei der Musterfeststellungsklage ist die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion schon viel wei-
ter als das Bundesjustizministerium. Der Vor-
schlag von Herrn Maas ist leider nicht prakti-
kabel. Er ist deswegen abgelehnt worden. Ich 
glaube, dass wir in der nächsten Legislaturpe-
riode mit Angela Merkel als Kanzlerin eine 
neue Möglichkeit finden werden, egal, mit wel-
cher Partei wir auch koalieren werden.  
 
Wir lehnen Ihren Antrag daher ab. Ich hoffe, 
dass Sie unserem Antrag zustimmen, denn er 
ist, glaube ich, klar und deutlich. - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kap-
pert-Gonther.  
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen)*): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Strohmann, 
nein, wir werden Ihrem Antrag nicht zustim-
men. Ich werde jetzt erläutern, warum wir Ih-
rem Antrag nicht zustimmen können. 
 
Der Dieselskandal zeigt einmal mehr als deut-
lich, dass der Umwelt- und der Gesundheits-
schutz entscheidende politische Aufgaben der 
Zukunft sind. Erstens: Es ist wirklich ein 
„Hammer“ - ich möchte es einmal so klar aus-
drücken -, dass die Automobillobby die Ver-
braucherinnen und die Verbraucher jahrelang 
systematisch getäuscht hat. Sie haben ge-
glaubt, dass sie umweltfreundlicher Autos kau-
fen. Das haben sie aber nicht, weil systema-
tisch betrogen worden ist. Zweitens: Der Ge-
sundheitsschutz und unser aller Gesundheit ist 
wissentlich aufs Spiel gesetzt worden. 
 
Die Bundesregierung hat rein gar nichts, ers-
tens, gegen den systematischen Betrug an 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern ge-
tan, und zweitens, sie hat es versäumt, für 
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unser aller Gesundheit zu sorgen. Das finden 
wir wirklich schlimm. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen - Zuruf FDP: 
Böser Kretschmann!) 
 
Wir wissen ja, was passierte, als das aufgeflo-
gen ist. Es gab den ersten sogenannten Die-
selgipfel mit einer Minimallösung als Ergebnis, 
einer Software-Nachrüstung. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Ja!) 
 
Wenn das nicht so bitter wäre, wäre es wirklich 
zum Lachen. Diese Software-Nachrüstungen 
werden einen Hauch Reduktion der Schadstof-
fe - sowohl Feinstaub als auch NOx - bringen. 
Richtig durchgreifend wird sich dadurch aber 
natürlich nichts ändern. 
 
Was würde etwas ändern? Das ging in Ihrem 
Beitrag durcheinander, Herr Strohmann. Es 
würde sich wirklich etwas ändern, wenn Hard-
ware-Nachrüstungen durchgeführt würden. 
Das verweigert die Automobillobby bis heute. 
Da frage ich mich doch auch als Verbrauche-
rin: Wenn ich ein Auto in der Annahme kaufe, 
dass es schadstoffarm ist, aber ein Auto mit 
einem erhöhten Schadstoffausstoß bekomme, 
ist das nicht systematische Täuschung? Ich 
habe doch wohl ein Recht darauf, dass ich von 
der Firma das geliefert bekomme, was ich 
gekauft habe, und die Automobilhersteller sind 
selbstverständlich in der Pflicht, diese Hard-
ware-Nachrüstungen durchzuführen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Sie kosten 1 000 bis 1 500 Euro pro Auto. Es 
wäre das Mindeste, dass die Verbraucherin-
nen und Verbraucher sie bekommen. Da sie 
sie nicht bekommen, brauchen wir das Instru-
ment der Musterfeststellungsklage. Es reicht 
nicht zu sagen, es sei einmal etwas auf dem 
Weg gewesen. Es gibt nichts. Das heißt, die 
Verbraucherinnen und Verbraucher haben im 
Moment gar nicht die Möglichkeiten, die sie 
haben müssten, um endlich zu ihrem Recht zu 
kommen. Insoweit muss man also dringend 
etwas tun. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Ja, es gab keinen 
Entwurf! Herr Maas hätte einen ordentlichen 
Entwurf vorlegen müssen!) 
 
Wir haben eben über den Verbraucherschutz 
gesprochen. Es ist eine große Katastrophe, 
was da passiert ist. Als Ärztin und Gesund-
heitspolitikerin bringt es mich aber wirklich auf 
die Palme, dass hier systematisch unser aller 
Gesundheit wissentlich aufs Spiel gesetzt wur-
de. Wir und auch Sie wissen doch, was diese 

Feinstäube und dieses NOx insbesondere für 
Kinder, Alte und alle Menschen, deren Immun-
system angegriffen ist, bedeuten. 
 
(Zuruf Strohmann) 
 
Sie fördern Asthma, Lungenerkrankungen und 
Krebs. So ist es nun einmal. Das ist die wis-
senschaftliche Evidenz. Dagegen muss man 
etwas tun. Der Gesundheitsschutz der Bevöl-
kerung muss Vorrang haben. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wenn ein Verwaltungsrichter in Stuttgart, der 
ein Richter im deutschen Rechtsstaat und, wie 
ich annehme, nicht ideologisch verblendet ist, 
entscheidet, dass Gesundheitsschutz höher 
als die freie Fahrt zu gewichten ist, dann sage 
ich als Grüne und als Ärztin, dass das richtig 
ist. Es ist gut, wenn unsere Gerichte so ent-
scheiden und dass unser Rechtssystem solche 
Entscheidungen ermöglicht. Der Gesundheits-
schutz der Bürgerinnen und Bürger muss Vor-
rang haben. Darum können wir Ihrem Antrag 
nicht zustimmen, weil Sie ja nicht fordern, 
Fahrverbote durch die Methode XYZ zu ver-
meiden, sondern weil Sie Fahrverbote um 
jeden Preis vermeiden wollen. Was bedeutet 
das? Das bedeutet, Fahrverbote auch dann zu 
vermeiden, wenn die Schadstoffkonzentration 
so hoch ist, dass sie nachweislich gesund-
heitsgefährdend ist. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Ist sie aber nicht!) 
 
Herr Strohmann, es verhängt doch niemand 
Fahrverbote, wenn die Schadstoffkonzentrati-
on nicht steigt. Vielmehr müssen Fahrverbote 
ausgesprochen werden, wenn die Schadstoff-
konzentration zunimmt. 
 
Wenn man das, wie wir Grüne und wahr-
scheinlich jeder hier, nicht möchte, dann muss 
man etwas verändern und kann nicht einfach 
nur Fahrverbote aussetzen wollen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD - Abg. 
Strohmann [CDU]: Dann verändern Sie doch, 
bitte!) 
 
Was man verändern muss, steht in unserem 
Antrag. Erstens geht es um sofortige Hard-
ware-Nachrüstungen. Das gebietet allein der 
Verbraucherschutz. Zweitens ist die Verkehrs-
wende einzuleiten. Das haben wir hier in Bre-
men im Verkehrsentwicklungsplan vorbereitet. 
 
(Lachen Abg. Strohmann) 
 
An diesem Punkt muss man jetzt weiterma-
chen. Das bedeutet natürlich einen Umstieg 
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auf den ÖPNV, auf das Fahrrad, auf das Ge-
hen zu Fuß. Individualverkehr wird man auch 
in Zukunft brauchen, aber er würde deutlich 
weniger. Dazu gibt es sehr gute Untersuchun-
gen. Zuletzt wurde im Juli eine Untersuchung 
vom Wuppertal Institut vorgelegt. 
 
(Glocke) 
 
Herr Präsident, ich komme zum Schluss und 
muss dann gleich noch einmal sprechen.  
 
Diese Untersuchungen beinhalten, dass der 
Individualverkehr sinken wird. Wie soll man ihn 
dann organisieren? Zum Beispiel über Elekt-
romobilität. Dazu sage ich in meinem zweiten 
Beitrag etwas. Dann erläutere ich auch unse-
ren Antrag. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD)  
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Sprehe.  
 
Abg. Frau Sprehe (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! „Keine Fahrverbote 
für Dieselfahrzeuge in Bremen und Bremer-
haven!“ und „Lehren aus dem Dieselskandal 
ziehen und konsequent umsetzen!“ - das klingt 
erst einmal logisch und miteinander kombi-
nierbar. Eine einfache Verbindung gibt es je-
doch nicht. Deutsche Autofahrer kaufen sich 
seit vielen Jahren ein Dieselfahrzeug und den-
ken, etwas für die Umwelt getan zu haben. Sie 
haben den Sauber-Diesel-Versprechungen der 
Automobilindustrie geglaubt. Leider lagen sie 
falsch. Sie wurden betrugsmäßig in die Irre 
geführt, weil die Konzerne die Umweltbelas-
tung ihrer Fahrzeuge verschleiert haben und 
Software manipuliert worden ist. Das ist ein-
deutig festgestellt worden. 
 
Wer trägt die Verantwortung? Die Automobil-
konzerne. Wer trägt die finanziellen Auswir-
kungen? Der Autobesitzer. Wer ist gesundheit-
lich gefährdet? Alle Bürger und Bürgerinnen.  
 
Beim sogenannten Dieselgipfel konnten die 
Bundeskanzlerin und der CSU-Verkehrs-
minister nur erreichen, dass die Software ge-
ändert wird und Umtauschprämien von den 
Automobilkonzernen gezahlt werden - das 
Letztgenannte nur, wenn ein neues Auto ge-
kauft wird und damit natürlich wieder mehr 
Umsatz bei den Automobilkonzernen entsteht. 
 
Diese Maßnahmen sind aber nicht genug, um 
die gesundheitsgefährdenden Stickoxide in 
unseren Städten massiv zu verringern. Dazu 
sind technische Umrüstungen notwendig, und 
dies natürlich auf Kosten der Automobilkon-
zerne, die schließlich die Verantwortung für 

ihre Sauber-Versprechen und ihre unstrittigen 
Manipulationen haben. Die Dieselauto-Besitzer 
haben schon genug zu ertragen, da sie be-
schimpft werden, eine Dreckschleuder zu fah-
ren, deren Wert auch noch stark gesunken ist. 
Damit sie ihr Recht als David gegen Goliath 
tatsächlich durchsetzen können, ist ein Zu-
sammenschluss der geschädigten Dieselauto-
Besitzer in sogenannten Musterfeststellungs-
klagen, wie zum Beispiel in Amerika, zu er-
möglichen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Es gibt bereits, wie schon angesprochen wur-
de, einen entsprechenden Entwurf unseres 
Justizministers Maas, der leider im Bundes-
kanzleramt versauert. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Weil er Schrott ist!) 
 
Das wird, denke ich, einfach ausgesessen, bis 
die nächste Wahl kommt. Ich bin wirklich ge-
spannt, ob dann die für die Dieselauto-Besitzer 
so notwendige Musterfeststellungsklage tat-
sächlich angestrengt wird. 
 
 
Damit die Immissionswerte in unseren Städten 
insgesamt besser werden, muss es eine Neu-
ausrichtung im Bereich der Fahrzeugantriebe 
geben. Dieses hat die Automobilindustrie spät, 
aber zumindest jetzt erkannt. Sie engagiert 
sich nunmehr stark in der Elektromobilität. 
Dieser Weg ist richtig, aber für die Dieselfahr-
zeug-Besitzer und alle Bürger und Bürgerinnen 
in unseren Städten nicht ausreichend. 
 
 
In Bremen liegen die Stickoxidwerte in zwei 
Straßen - Am Dobben und in der Nordstraße - 
über dem europäischen Grenzwert von 40 
Mikrogramm pro Kubikmeter. Bis vor Kurzem 
gehörte die Cherbourger Straße in Bremer-
haven auch dazu. 
 
Die CDU fordert in ihrem Antrag, sich gegen 
Fahrverbote auszusprechen. Dies klingt für die 
- wie eben beschrieben - bereits gebeutelten 
Dieselautofahrer natürlich gut, ist aber gegen-
über der tatsächlichen Rechtssituation blauäu-
gig. Sollten die Schadstoffgrenzen massiv 
überschritten werden, wird jedes Verwaltungs-
gericht Fahrverbote erlassen. Entsprechende 
Klagen der Umweltverbände gibt es bereits in 
anderen Städten und sind auch in Bremen 
angekündigt. Deshalb müssen wir die Situation 
grundsätzlich ändern und umweltfreundliche 
Technologien fördern. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen - Lachen 
Abg. Strohmann [CDU]) 
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Von den Automobilkonzernen muss es für den 
Verbraucher kostenfreie technische Lösungen 
zur Verringerung der Schadstoffe bei Diesel-
fahrzeugen geben. Außerdem muss eine nicht 
manipulierbare Verbesserung der Kontrollen 
und Überwachung der tatsächlichen Schad-
stoffemissionen bei Kraftfahrzeugen erfolgen. 
 
Wir setzen uns für eine umfassende Förderung 
der Elektromobilität, mehr Carsharing, den 
öffentlichen Nah- und Fernverkehr und natür-
lich auch für die völlig schadstofffreie Mobilität 
zu Fuß oder per Rad ein. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dies muss überall in Bremen erfolgen. Des-
halb greift der Antrag der CDU-Fraktion, der 
sich bei den alternativen Antriebstechnologien 
unter Nummer zwei nur auf die Verwaltungen, 
auf die senatorischen Dienststellen, auf die 
Eigenbetriebe sowie auf die BSAG bezieht, 
viel zu kurz. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Sondern?) 
 
Ich bitte Sie, dem weitergehenden Dringlich-
keitsantrag der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD zuzustimmen. Gerech-
tigkeit für die Dieselauto-Besitzer und Maß-
nahmen für die Gesundheit unserer Bürger 
und Bürgerinnen sind notwendig. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Janßen. 
 
Abg. Janßen (DIE LINKE)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Der Dieselskandal ist - ich glaube, 
das leugnet kaum noch jemand - einer der 
größten Industrieskandale der Nachkriegszeit. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Er ist nicht nur deshalb ein Skandal, weil durch 
die Manipulation der Autokonzerne die Ge-
sundheit der Bevölkerung und die Umwelt 
stark geschädigt wurden, sondern auch, weil 
die Verknüpfung zwischen Autolobby und Poli-
tik an einigen Stellen so eng war, dass eine 
Aufarbeitung nicht erfolgte und die Kontrollme-
chanismen versagt haben. Auch wenn in die-
sem Zusammenhang immer in Richtung von 
Herrn Dobrindt gewiesen wird, müssen wir 
auch Herrn Weil und Herrn Kretschmann nen-
nen, die in diesem Zusammenhang auch nicht 
gerade Glanzfiguren waren, und wir müssen 
davon sprechen, dass es sich nicht nur um 

einen Industrieskandal, sondern auch um ei-
nen politischen Skandal handelt. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Inhaltlich haben wir kurz angesprochen, dass 
die Manipulation an den Abschaltvorrichtungen 
stattgefunden hat. Auf dem Prüfstand ist es 
sauber abgelaufen. Dort hat es funktioniert. 
Die Emissionen, die später als real angegeben 
wurden, entsprachen aber denen auf dem 
Prüfstand, denen eines modellartigen Ver-
suchs. In der Realität, auf der Straße, waren 
die Emissionen deutlich höher. Gegen die 
Abgasnormen und gegen die Immissions-
grenzwerte wurde flächendeckend verstoßen. 
Die Stickoxide liegen in allen Städten deutlich 
über den europäischen Grenzwerten. Für 
Bremen wurden sie bereits an ein, zwei Stellen 
angeschnitten. In anderen deutschen und eu-
ropäischen Städten sind noch ganz andere 
Situationen zutage getreten. 
 
Die Grünen haben die gesundheitlichen Fra-
gestellungen auch schon angesprochen. In 
zahlreichen Studien wird ein Zusammenhang 
zwischen Stickoxidbelastung und Gesund-
heitsrisiken nachgewiesen. Auftretende Infark-
te, Schlaganfälle und Erkrankungen der 
Atemwege sind einige davon. Besonders be-
troffen sind Menschen mit einem schwächeren 
Immunsystem, junge und alte, und Menschen, 
die an Verkehrsknotenpunkten wohnen. 
 
Dieselfahrzeuge sind maßgeblich für diese 
Stickoxide verantwortlich. Deshalb ist hier die 
Gesundheit der Menschen aufs Spiel gesetzt 
worden, wenn diese Manipulation durch die 
Automobilindustrie so stattgefunden hat. Hie-
raus müssen deutliche, klare und ernsthafte 
Konsequenzen gezogen werden. 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Bei der ganzen Diskussion wird übergangen, 
dass Dieselfahrzeuge - Herr Strohmann hat 
das schon angeschnitten - dadurch, dass sie 
einen niedrigeren CO2-Ausstoß - nicht NOx-
Ausstoß - haben, steuerlich anders behandelt 
werden als Benziner. Das heißt, der Diesel 
wurde bislang sozusagen subventioniert. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja!) 
 
Eine staatliche Subventionierung von Diesel 
und gleichzeitige Manipulation bedeuten, dass 
der ganze Skandal auch noch politisch mit 
unterstützt worden ist. Das ist eine Situation, 
die so nicht sein kann und zurückgedreht wer-
den muss. Die Subventionen müssen an die-
ser Stelle aufgehoben werden. 
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(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Doch anstatt klare politische Reaktionen zu 
besprechen und zu beschließen, hat man ei-
nen Dieselgipfel abgehalten, der eigentlich 
eine politische Bankrotterklärung war. Man hat 
keine klaren Beschlüsse gefasst, die die Her-
steller zu Hardware-Nachrüstungen zwingen, 
um in der Zukunft Grenzwerte stärker einzu-
halten und die Prüfsituation zu verbessern, 
sodass ein derartiger Missbrauch schon im 
Vorfeld erkannt werden kann. Das Einzige, 
was man erreicht hat, sind kleine Umstellun-
gen. Es wurde ein bisschen diskutiert. Im Prin-
zip hat sich aber die Autolobby durchgesetzt. 
Wenn man es aber nicht schafft, das Primat 
der Politik aufrechtzuerhalten und einem sol-
chen Betrug klare Grenzen entgegenzusetzen, 
läuft man Gefahr, sich politisch und demokra-
tisch unglaubwürdig zu machen. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Wir brauchen jetzt unabhängige Kontrollen, 
beispielsweise durch das Umweltbundesamt. 
Das Kraftfahrt-Bundesamt dafür in die Verant-
wortung zu nehmen, ist offensichtlich geschei-
tert. Wir brauchen ein klares Vorgehen. Auch 
die Bundesregierung darf nicht die Augen da-
vor verschließen  
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Machen sie doch gar 
nicht!) 
 
und muss fragen, wie beim Kraftfahrt-
Bundesamt über Jahre hinweg dieser Skandal 
nicht erkannt werden konnte. So steht es in 
den Teilen des Abschlussberichts, die von den 
LINKEN und von den Grünen stammen. In den 
Berichtsteilen der Großen Koalition hat man 
das Kraftfahrt-Bundesamt nicht in dieser Klar-
heit gerügt, sondern sich darum herum ge-
wunden. Ich glaube, es ist gut, dies zu benen-
nen und zu sagen, dass die Kontrollmecha-
nismen hier nicht funktioniert haben. 
 
(Beifall DIE LINKE - Abg. Dr. vom Bruch 
[CDU]: Irgendwie kriegen wir es gedreht!) 
 
 
Statt weiterhin Dieselmotoren zu subventionie-
ren oder insgesamt Autos in diesem Umfang 
zu subventionieren, sollten wir umstellen, klar 
Elektromobilität fördern und in die entspre-
chende Forschung investieren. So, wie die 
Elektromobilität heute läuft, ist es noch nicht 
das Wahre, weil der Strom immer noch mit 
fossiler Energie erzeugt wird. Das heißt, wir 
haben auch hier erst nach einer langen Lauf-
zeit überhaupt eine gleichwertige CO2-Bilanz. 
Das ist noch nicht die Technologie, die heute 

ausreichend Ersatz schaffen kann, für die Zu-
kunft aber schon.  
 
Wir müssen deshalb staatliche Subventionen 
umsteuern und den öffentlichen Personennah-
verkehr steuern. Deshalb finde ich es auch 
ganz gut, wenn die CDU erwähnt, dass wir 
auch bei der Umrüstung im ÖPNV auf Elekt-
romobilität setzen sollen. Ich freue mich auf 
den Haushaltsantrag der CDU, die Zuweisun-
gen an die BSAG zu erhöhen. Wir werden ihn 
unterstützen. 
 
(Glocke) 
 
Das müsste dann aber auch politische Konse-
quenzen haben und zu einer entsprechenden 
Förderungen des ÖPNV führen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Nur kurz zum Schluss: Wir erwarten politische 
Konsequenzen aus dem Abgasskandal. Die 
Konzerne müssen für den Schaden aufkom-
men. Die Grenzwerte müssen in Zukunft ein-
gehalten werden. Die Kontrollmechanismen 
müssen gestärkt werden. Subventionen für die 
Autoindustrie müssen zugunsten der For-
schung und der Förderung des ÖPNV ersetzt 
werden. - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Schäfer. 
 
Abg. Schäfer (LKR): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Da habe ich 
wieder etwas dazugelernt. Es gibt also Leute, 
die sich ein Dieselauto kaufen, weil sie etwas 
für die Umwelt tun wollen. Ich dachte immer, 
der Grund, sich ein Dieselauto anzuschaffen, 
sei der, dass Diesel billiger als Benzin ist. Die-
sel ist aber eigentlich gar nicht billiger als Ben-
zin, es sind nur weniger Steuern auf Diesel. 
 
Neben dem günstigeren Preis wird auch immer 
ins Feld geführt, dass ein Dieselauto weniger 
verbraucht. Auch das stimmt nicht wirklich, 
denn ein Liter Diesel ist mit einem Liter Benzin 
insofern nicht zu vergleichen, als Diesel 
schwerer ist. Diesel hat einen höheren Ener-
giegehalt. Deswegen ist in einem Liter Diesel 
mehr Energie enthalten als in einem Liter Ben-
zin.  
 
Es gibt also keinen Umweltgrund, einen Diesel 
zu fahren. Eine Steuersubvention hat die Leute 
hier in Deutschland zum Fahren eines Diesel-
autos gebracht. Deutschland ist insoweit ex-
klusiv. In anderen Ländern ist das nicht so. In 
England ist Diesel ungefähr genauso teuer wie 
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Benzin. In den USA ist Diesel etwas teurer als 
Benzin. Dementsprechend ist der Anteil der 
Dieselfahrzeuge dort sehr gering. Lange Zeit 
war er gar nicht existent. Da in Deutschland 
aber aufgrund dieser Subvention eine große 
Nachfrage entstanden ist, hat natürlich die 
deutsche Industrie auf diese Dieseltechnologie 
gesetzt und dann in einer Marketing-Offensive 
die Dinge auch in den Weltmarkt getragen. 
Das war sicherlich kein Ruhmesblatt für uns 
alle. 
 
Es gibt aber nicht nur Software-Manipulationen 
seitens der Hersteller, die vielleicht gar nicht 
so gravierend sind. Die Stickoxid-Grenzwerte 
sind sicherlich diskutabel. Jeder von uns, der 
Fahrrad oder mit seinem Auto in einer Kolonne 
fährt, merkt aber, dass er anfängt zu husten. 
Im Auto drückt man die Umlufttaste, wenn man 
hinter einem Dieselfahrzeug herfährt. Das hat 
damit zu tun, dass ein Pkw mit Diesel über-
haupt nur funktioniert, wenn er über eine sehr 
komplexe Technik mit Turbo, Abgasrückfüh-
rung, Katalysator und Rußpartikelfilter verfügt. 
Das Ganze ist elektronisch gesteuert. Es ist 
unglaublich einfach, das zu manipulieren. Das 
nennt sich Chiptuning, wird weitestgehend 
gemacht und lässt sich vor der TÜV-Prüfung 
wieder zurückrüsten. Das machen viele Leute, 
um geringere Verbräuche zu erzielen und hö-
here Leistungen aus ihren Motoren herauszu-
holen. Ein erheblicher Anteil der Dieselfahr-
zeuge auf unseren Straßen ist chipgetunt. Das 
sind die Fahrzeuge, bei denen man Husten 
bekommt, wenn man hinter ihnen herfährt. 
 
In der aktuellen Krise der Dieselindustrie se-
hen wir jetzt, dass die Zulassungszahlen für 
Dieselfahrzeuge in Deutschland zurückgehen. 
Das ist auch gut so. Ich möchte gar nicht hof-
fen, dass wir uns vielleicht auf politischer Ebe-
ne darauf einigen könnten, die steuerliche 
Ungleichbehandlung von Diesel- und Benzin-
treibstoff zu harmonisieren oder gegebenen-
falls auch den Betriebsstoff Flüssig- oder Erd-
gas als Alternative in Betracht zu ziehen. 
 
Wenn Dieselfahrzeuge einfach nicht mehr 
nachgefragt werden, wachsen wir aus diesen 
Problemen heraus, auch weil Dieselfahrzeuge, 
nebenbei gesagt, nicht so lange halten wie 
Benziner. Mit einem Benziner, der ein Sauger 
ist, können Sie 400 000 bis 500 000 Kilometer 
fahren. Bei einem Dieselfahrzeug mit Turbo-
technik bekommen Sie nach 200 000 bis 
250 000 Kilometern so hohe Reparaturkosten, 
dass das Fahrzeug dann entweder verschrot-
tet oder nach Afrika exportiert wird, wo es 
dann weiter auf die Umwelt einwirken kann. 
 
Elektromobilität mit Batteriebetrieb ist übrigens 
keine Alternative, weil die Ökobilanz von Elekt-

rofahrzeugen noch verheerender als von ben-
zinbetriebenen Fahrzeugen ist. Das würde sich 
nur dann ändern, wenn es einen sensationel-
len Durchbruch in der Speichertechnologie 
gäbe oder wenn wir eine permanente Strom-
versorgung wie bei einer Overhead-Leitung 
beziehungsweise bei der Straßenbahn hätten. 
Das ist aber nichts für den Individualverkehr. 
 
Langer Rede kurzer Sinn: Wir brauchen kein 
Fahrverbot für Dieselfahrzeuge. Das regelt 
sich von selbst. Wir wachsen aus dieser Sache 
heraus. Es wäre aus meiner Sicht auch eine 
ungerechtfertigte Enteignung der Leute, die 
jetzt in ein Dieselfahrzeug investiert haben. Wir 
sollten aber den Trend, dass wir aus der Die-
seltechnologie herauswachsen, im Idealfall 
unterstützen, indem wir bei den unterschiedli-
chen Betriebsstoffen eine Steuerharmonisie-
rung anstreben. - Vielen Dank! 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Steiner. 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, 
eines ist klar: Der Dieselskandal ist ein Faux-
pas vieler Parteien. Die Politik an erster Stelle 
hätte schon viel früher agieren und reagieren 
müssen. Zwei Jahre nach dem US-
Abgasskandal hat die Politik die Lage immer 
noch nicht wirklich unter Kontrolle gebracht. 
Mitten in dieser Megakrise steht nun der VW-
Konzern, bei dem seit Jahren übrigens auch 
die SPD mitregiert.  
 
Umso wichtiger ist es jetzt, die Fehler des Au-
tobauers nicht auf dem Rücken der Steuerzah-
ler auszutragen. Dafür ist der Antrag von Rot-
Grün zum Teil ein erster richtiger Schritt. Die 
Musterfeststellungsklage, also die Sammelkla-
ge, ermöglicht dem einfachen Dieselfahrer, 
seine Rechte bestätigt zu wissen. Daher un-
terstützen wir diese Option. Auch wir sind der 
festen Überzeugung, dass die Kontrollen und 
die Überwachung der tatsächlichen Schadstof-
femissionen von Fahrzeugen zu verbessern 
sind. 
 
(Beifall FDP) 
 
Wir glauben, dass man als Kunde ein Recht 
auf Transparenz und belastbare Zahlen zum 
Verbrauch des Autos hat, die auch im Alltag 
tatsächlich nachvollziehbar sind. In der Konse-
quenz ist es auch richtig, dass Hersteller in die 
Pflicht genommen werden, Fahrzeuge in den 
Zustand zu versetzen, von dem die Verbrau-
cher, als sie sie kauften, ausgegangen sind. 
 
Nur auf Elektro zu setzen, ist in unseren Au-
gen dennoch zu kurz gedacht, denn mit einer 
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einseitigen Orientierung an der E-Mobilität 
drohen gegebenenfalls neue Fehler. 
 
(Beifall FDP) 
 
Mit Quoten kommen wir beim Ausbau von 
Elektromobilität unseres Erachtens nicht wei-
ter. Es ist natürlich richtig und wichtig, mehr in 
Forschung und Entwicklung zu investieren. 
Aber dies wäre wieder eine einseitige Förde-
rung des Staates, die Rot-Grün beim Diesel so 
sehr verurteilt. Auch die Elektromobilität ist 
noch lange nicht ausgereift und hat noch im-
mer ein großes Aber, zum Beispiel im Hinblick 
auf den Einsatz seltener Erden, im Hinblick auf 
die großen Mengen an Batterien, die auch 
nicht ökologisch wertvoll sind. 
 
(Beifall FDP)  
 
Elektroautos sind daher im Moment noch nicht 
das Allheilmittel. Für uns ist es, wie gesagt, 
wichtig, bei Elektromobilität in Forschung und 
Entwicklung zu investieren. Das trifft aber auch 
für andere Antriebstechnologien zu, zum Bei-
spiel für die Wasserstofftechnologie und für 
synthetische Brennstoffe. Die Verbrennungs-
motoren sollten parallel optimiert werden. Au-
ßerdem gilt es auch, Leichtbauweisen und das 
autonome Fahren dabei nicht aus den Augen 
zu verlieren. Diese Forschung sollte unbedingt 
zeitgleich vorangetrieben werden. 
 
Mein Kollege Michael Theurer aus Baden-
Württemberg sagte erst letztens, das Problem 
der Luftverschmutzung am Neckartor in Stutt-
gart wäre mit Dieselfahrverboten auch nicht zu 
lösen gewesen. Das sehen wir genauso. Die 
Feinstaubbelastung kommt größtenteils von 
Kraft- und Fernheizwerken, vom Reifenabrieb, 
vom Luftverkehr, von Heizungen und Öfen. 
Reifenabrieb gibt es auch bei E-Autos. Des 
Weiteren gibt es auch noch Wettereinflüsse. 
Ein Fahrverbot ist in unseren Augen nicht ver-
hältnismäßig. 
 
(Beifall FDP) 
 
Es gibt sehr viele Kollegen, die oft draußen vor 
der Tür stehen. Wir als FDP sind, glaube ich, 
die gesündeste Fraktion von allen. Das Rau-
chen einer Zigarette erzeugt so viel Feinstaub 
wie ein Dieselmotor ohne Filter, der anderthalb 
Stunden läuft. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Aber die Nichtraucher! Alle Kinder! Es tut 
mir leid, eine solche Argumentation nutzt nie-
mandem!) 
 
So viel zum Thema Gesundheit. Wir setzen 
uns auch für die Gesundheit ein. Es wäre total 

schön, einmal damit anzufangen, mit dem 
Rauchen aufzuhören. 
 
Frau Sprehe, ich finde es sehr schade, dass 
Sie der CDU nicht zustimmen. Wenn Sie sa-
gen, es ist zu kurz gegriffen, dann kann man 
dem doch trotzdem zustimmen und dies unter-
stützen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Dann kann man eher auch den nächsten 
Schritt gehen und diesen Antrag erweitern. 
Das hätte ich total gut gefunden. 
 
(Beifall FDP) 
 
 
Auch der rot-grüne Antrag enthält aus unserer 
Sicht richtige Ideen. Daher beantragen wir 
getrennte Abstimmung. 
 
Zu dem Gerichtsurteil, das eben noch einmal 
aufgegriffen worden ist, kann ich für uns als 
Freie Demokraten sagen: Wenn Gerichte 
Fahrverbote fordern, dann muss man eben 
den juristischen Weg dagegen gehen. Auch 
das ist möglich. Aber wir dürfen den Verbrau-
cher nicht immer weiter bevormunden. Jahr-
zehntelang war der Dieselmotor der ökolo-
gischste und effizienteste Motor. Jetzt, von 
heute auf morgen, einfach umzukippen und die 
Technologie zu verbieten, gefährdet eine gan-
ze Generation von Autobauern, Zulieferern 
und deren Familien. - Vielen Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Strohmann. 
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, mei-
ne lieben Kolleginnen und Kollegen! Frau Dr. 
Kappert-Gonther, man kann es sich immer 
ganz leicht machen - dafür sind Sie als Grüne 
ja bekannt - und erst einmal ein Verbot aus-
sprechen. 
 
(Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]: Ich habe es ausführlich erklärt 
und erkläre es gleich noch einmal!) 
 
 
Vielleicht hören Sie zu. Ich bin noch nicht fertig 
mit dem Satz. - Das können Sie ja gern ma-
chen. Das haben Sie ja hier gesagt. Dann 
machen Sie es bitte auch! Dafür haben Sie 
aber natürlich wieder nicht den Hintern in der 
Hose. Sie sind in der Regierung und hätten 
beantragen können, sofort ein Dieselverbot zu 
erlassen. Warum haben Sie den Antrag nicht 
gestellt?  
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(Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]: Wenn die Grenzwerte über-
schritten werden! Das werden sie glücklicher-
weise gerade nicht! - Abg. Frau Dr. Schaefer 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Ich frage mich, ob 
Sie in der Umweltdeputation überhaupt zuhö-
ren, Herr Strohmann!) 
 
Sie können sich gleich noch einmal melden. - 
Warum haben Sie nicht gesagt: „Der CDU-
Antrag ist uns zu lobby-lastig, das wollen wir 
nicht, wir wollen die Gesundheit, wir fordern, 
wenn die Grenzwerte so und so oft überschrit-
ten werden, Fahrverbote in Bremen!“? Warum 
haben Sie das nicht gemacht? 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Die CDU fordert 
Sie gerade zum Verbot auf! Haben Sie das 
gehört?) 
 
Aber Sie tun das nicht, sondern fordern wie-
der, dass das in Berlin gemacht werden soll. 
Werden Sie sich doch Ihrer eigenen Verant-
wortung bewusst!  
 
(Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]: Das stimmt vorn und hinten 
nicht!) 
 
Sie jammern hier herum.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: „Jammern herum!“ Erzählen Sie das 
einmal den Betroffenen!) 
 
Das sind ohne Frage alles Probleme. Auch der 
Gesundheitsschutz ist ein wichtiges Gut. Nur, 
was folgt daraus? 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was folgt bei Ihnen daraus?) 
 
Wenn Sie Verbote aussprechen, dann müssen 
Sie aber auch Ihre eigenen Busse und Behör-
denfahrzeuge verbieten. Das ist nämlich der 
Grund, Frau Sprehe. Man kann immer etwas 
von anderen Leuten fordern, aber dann muss 
man selber als Vorbild agieren. Dabei haben 
Sie als Rot-Grün in dieser Stadt völlig versagt. 
 
(Beifall CDU) 
 
Es gab noch nie so wenige Elektromobilitäts-
antriebe wie zu Ihrer Zeit. Das ist so. 
 
(Zuruf Abg. Saxe [Bündnis 90/Die Grünen]) 
 
Bestimmte Sachen kann man mit dem Fahrrad 
nicht machen. Das ist einfach so. Wir haben 
das mit der Kleinen Anfrage abgefragt. Das 
können Sie alles nachlesen.  
 

Die entscheidende Frage ist, was daraus folgt. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Bei Ihnen folgt gar nichts daraus! Für Sie 
ist ja alles gut!) 
 
Wir können das jetzt alles machen. Ich habe 
auch Bauchschmerzen, und auch mir passt 
das alles nicht. Das sage ich Ihnen ehrlich. 
Zum einen können wir Elektromobilitätsantrie-
be, wie wir sie uns alle wünschen, Frau 
Sprehe, nicht kurzfristig umsetzen. Zum ande-
ren wissen wir alle, die wir hier sitzen, nicht, 
welche CO2-Bilanzen sie überhaupt haben und 
ob das alles so funktioniert, wie wir uns das 
erträumen. Meine persönliche Vorhersage ist, 
dass ein Elektro- und Batterieantrieb nicht der 
Antrieb der Zukunft sein wird. Das werden 
andere Antriebe sein. Es werden auch nicht 
Diesel- und Benzinfahrzeuge sein, aber es 
werden wahrscheinlich andere Verbren-
nungsmotoren wie zum Beispiel Wasserstoff- 
und Gasantriebe sein. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wahrscheinlich, wahrscheinlich! Das ist 
nicht sehr zukunftsweisend, Herr Strohmann!) 
 
Frau Sprehe, jetzt noch einmal zu Ihnen. Frau 
Steiner, Sie könnten vielleicht auch zuhören! 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Ich höre die ganze 
Zeit zu!) 
 
Es gibt einen Unterschied zwischen einer 
Sammelklage und einer Musterfeststellungs-
klage. Das ist das Problem. Der Referenten-
entwurf, den Herr Maas noch einmal ein biss-
chen aufgemotzt hat, versauert nicht im Bun-
deskanzleramt. Es gibt Bedenken aufseiten 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Das funkti-
oniert nicht. Sammelklagen sind im Moment 
schwierig; eine Auswirkung in diesem Bereich 
wäre auch „Tourismus“ aus anderen Ländern. 
Man müsste erst ein Register aufstellen, das 
den Dieselfahrern auch nichts nützen würde, 
weil das zwei Jahre dauert. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ich habe den ganzen Satz nicht verstan-
den!) 
 
Der Weg ist die Musterfeststellungsklage. Die-
se wird auch von der CDU/CSU im Bundestag 
unterstützt. Hätte Ihr Herr Maas einen vernünf-
tigen Vorschlag gemacht, wäre das auch 
schon beschlossen worden. 
 
(Beifall CDU - Abg. Frau Sprehe [SPD]: Wa-
rum machen Sie keine Änderung? Sie hätten 
schon lange eine vorschlagen können!) 
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Das ist übrigens schon vorgeschlagen worden. 
Der Referentenentwurf ist von Mitte letzten 
Jahres. Herr Maas sitzt ja im Kabinett und isst 
nicht nur Gummibärchen, sondern hat als Jus-
tizminister auch eine Aufgabe. Das nur zu 
diesem Thema. Deswegen muss man mit 
dem, was einem aufgeschrieben wurde und 
was man vorliest, immer ein bisschen vorsich-
tig sein. 
 
(Abg. Frau Sprehe [SPD]: Mir wird gar nichts 
aufgeschrieben!) 
 
Sie haben es doch vorgelesen. Das muss ja 
irgendjemand aufgeschrieben haben. 
 
(Abg. Frau Sprehe [SPD]: Ich schreibe selbst!) 
 
Ich sehe die Problematik genauso. Aber wir 
müssen aufpassen, dass wir das Kind nicht mit 
dem Bade ausschütten. Klar ist auch, dass 
alles, was wir jetzt politisch entscheiden, auch 
Auswirkungen auf die Automobilindustrie und 
auf die Arbeitsplätze haben wird. Ich kann mir 
vorstellen, dass es dann irgendwo wieder 
Sparprogramme geben wird.  
 
Es ist richtig: Wir müssen politisch Druck aus-
üben, sodass die Konzerne ihrer Aufgabe ge-
recht werden. Es hilft aber nicht, wenn wir jetzt 
hysterisch wie Hühner durch die Gegend lau-
fen und sozusagen den Untergang der Luft 
propagieren. Wir müssen vielmehr mit Augen-
maß die richtigen Entscheidungen treffen.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: „Augenmaß“ klingt nicht sehr schnell!) 
 
Deswegen bin ich auch froh, dass Frau Merkel 
Bundeskanzlerin ist und es auch bleibt. Trotz-
dem wünsche ich Ihnen noch schöne Tage 
beim Wahlkampf, Frau Dr. Kappert-Gonther. - 
Vielen Dank!  
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kap-
pert-Gonther. 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bünd-
nis 90/Die Grünen): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte vorweg 
sagen, dass mich der Affekt ein bisschen irri-
tiert, 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Der was?) 
 
so zu tun, als sei das lustig oder man könne 
darüber Scherze oder es lächerlich machen. 
Humor ist gut, aber hier geht es um einen 
handfesten Industrieskandal, da man sowohl 

die Verbraucherinnen und Verbraucher ge-
täuscht als auch den Gesundheitsschutz mas-
siv mit Füßen getreten hat. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Ja!) 
 
Daran ist meiner Meinung nach überhaupt 
nichts Witziges. Wenn wir uns überlegen, dass 
das Ganze einen großen sozialen Aspekt hat, 
wird noch deutlicher, warum es notwendig ist, 
dass wir eine Verkehrswende erreichen. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Im Übrigen werden auch Arbeitsplätze 
stark gefährdet!) 
 
Wer wohnt denn an diesen Ausfallstraßen?  
 
(Zuruf: Gottschalk! - Heiterkeit) 
 
Das sind die armen Menschen. Sie wissen, 
dass die Ausfallstraßen die schwer befahrenen 
Straßen sind, auf denen sich der Schwerlast-
verkehr „knubbelt“. Dort entstehen diese ho-
hen Schadstoffkonzentrationen. Wenn die 
Schadstoffgrenzwerte sowohl dort als auch Am 
Dobben überschritten werden sollten, dann - 
nicht vorher, aber dann, Herr Kollege Stroh-
mann -, ist tatsächlich der Zeitpunkt gekom-
men, an dem wir in Bremen Fahrverbote ver-
hängen müssen. Wenn es so ist, dann ist es 
richtig, das zugunsten des Gesundheitsschut-
zes der Bevölkerung zu tun.  
 
Vermutlich muss das nicht sein, wenn man 
jetzt klug agiert. Klug zu agieren, bedeutet 
aber - ich sage es noch einmal - sofortige 
Hardware-Nachrüstungen. Dass Sie hierbei in 
die Defensive geraten, ist logisch, denn Ihr 
Verkehrsminister hat diesbezüglich wirklich nur 
eine sehr mäßige Figur abgegeben. 
 
Ich habe eben schon die Verkehrswende er-
wähnt. Dann wurde angesprochen, dass politi-
sche Entscheidungen Auswirkungen auf die 
Zukunft und auf die Automobilindustrie haben 
werden. Das ist richtig. Dazu sagen wir als 
Grüne, dass man die entscheidenden Wei-
chenstellungen jetzt vornehmen muss. Diesel- 
und Benziner, also Abgas emittierende Ver-
brennungsmotoren, werden eine Übergangs-
technologie sein müssen, wenn wir die Klima-
schutzziele noch erreichen und dem Gesund-
heitsschutz der Bevölkerung Rechnung tragen 
wollen. 
 
Wie erreicht man es nun, bis zum Jahr 2030 
wirklich aus dem Abgasmotor auszusteigen? 
Indem man jetzt die entscheidenden politi-
schen Rahmenbedingungen schafft, die auch 
für Forschung und Entwicklung Sicherheit bie-
ten, und damit die Automobilindustrie und die 
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Arbeitsplätze auch am Standort Bremen absi-
chert. Es ist entscheidend, dass wir jetzt die 
Forschungs- und Entwicklungsgelder - sie sind 
vorhanden - nach Bremen lenken, um sie hier 
in die Entwicklung einer schadstofffreien 
Technologie zu investieren. Zumindest möch-
ten wir Grüne das. Wir wollen, dass Bremen 
nicht nur Fahrradhauptstadt, sondern auch 
eine Hauptstadt für Autos wird, die schad-
stofffrei fahren, aber nur dann, wenn man 
gleichzeitig die Verkehrswende mitdenkt.  
 
Wir sagen nicht, dass man einfach jedes Auto 
eins zu eins umtauschen soll. Wir sagen: Wer 
kurze Wege zurücklegt, soll Anreize bekom-
men, auf die Straßenbahn umzusteigen, zu 
Fuß zu gehen oder mit dem Fahrrad zu fahren. 
Die Autos, die man braucht - weil die Distan-
zen zu groß sind, weil die Menschen aus ir-
gendwelchen Gründen nicht Fahrrad fahren 
können, weil es Handwerker sind oder weil 
man etwas transportieren muss -, muss man 
so ausstatten, dass sie Klima und Gesundheit 
nicht gefährden. Dafür liegt die Hoffnung in der 
E-Mobilität. Auch die Wasserstoffantriebe soll-
te man in Forschung und Entwicklung sehr 
stark berücksichtigen. 
 
Wir müssen die Infrastruktur aufbauen. Das 
schafft man, indem man jetzt die entsprechen-
den Rahmenbedingungen und etwa Tanksäu-
len für Strom schafft. Sie haben recht: Das 
bedeutet auch den Ausstieg aus der Kohle und 
100 Prozent erneuerbare Energien, damit das 
für den Klimaschutz insgesamt aufgeht. Diese 
Rahmenbedingungen muss man jetzt schaf-
fen. 
 
Sie haben es angesprochen. In fünf Tagen ist 
Bundestagswahl. Dann wird sich zeigen, ob 
Parteien mit den entsprechenden Stimmen 
gewählt werden, um den Einstieg in die Ver-
kehrs- und Energiewende zu finden. Dafür 
stehen wir Grüne. - Ich danke Ihnen! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Sprehe. 
 
Abg. Frau Sprehe (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich verwahre mich 
gegen den Vorwurf, dass Heiko Maas mit sei-
nem Referentenentwurf zur Musterfeststel-
lungsklage geschludert habe. 
 
(Beifall SPD)  
 
Er hat tatsächlich einen Entwurf fertiggestellt. 
Dieser liegt jetzt im Bundeskanzleramt und 
wird dort blockiert. Bislang sind keine Ände-
rungen vorgenommen worden. Das ist ein 

großer Fehler, der im Grunde genommen auch 
von der CDU hier im Hause zugegeben wor-
den ist. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Echt?) 
 
Es liegt an der CDU, dass dieses Recht für die 
Verbraucher nicht durchgesetzt wird.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Wie gesagt, für die Dieselauto-Besitzer ist es 
außerordentlich wichtig, sich zusammenzu-
schließen, um in diesen Musterklagen über-
haupt die Chance zu haben, bei den Automo-
bilkonzernen etwas zu erreichen. 
 
Nun komme ich zu den einzelnen Anträgen. 
Frau Steiner hat noch einmal gesagt, dass der 
CDU-Antrag die Ablehnung von Fahrverboten 
beinhaltet. Das haben wir alle ausgeführt. Na-
türlich können wir sagen, dass wir Fahrverbote 
ablehnen. Trotzdem wird es Fahrverbote ge-
ben, weil die Verwaltungsgerichte diese bei 
entsprechenden Schadstoffimmissionen aus-
sprechen werden, ob wir uns dafür einsetzen 
oder nicht. 
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Was sagen die Ober-
verwaltungsgerichte?) 
 
 
Es ist vollkommen hohle Luft, wenn wir das 
beschließen. Wir müssen nämlich etwas dafür 
tun, dass die Schadstoffimmissionen zurück-
gehen, und nicht sagen, dass wir keine Fahr-
verbote haben wollen. Wir wollen keine Fahr-
verbote, aber wenn das Verwaltungsgericht 
diese tatsächlich verhängt, können wir 100 000 
Mal hier in der Bürgerschaft sagen, dass wir 
sie nicht wollen, sie werden dann tatsächlich 
durchgesetzt. 
 
 
(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vor-
sitz.) 
 
Punkt zwei Ihres Antrages bezieht sich, wie 
gesagt, nur auf die Verwaltung, senatorische 
Dienststellen und die BSAG. Die BSAG führt 
zurzeit Testversuche mit Elektrobussen durch 
und wertet diese aus. Sicherlich wird es zu-
künftig mehr Elektrobusse geben. Ein großes 
Problem ist aber, dass gerade die Elektromobi-
lität im Moment noch sehr viel mehr Geld kos-
tet als die normalen Antriebsarten. Der Diesel-
antrieb bei Lkw und auch bei den Bussen ist 
allerdings hinsichtlich der Schadstoffemissio-
nen wesentlich besser als bei den Dieselautos, 
über die wir die ganze Zeit reden. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Richtig! Das stimmt!) 
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In den Verwaltungen, in den senatorischen 
Dienststellen und Eigenbetrieben könnte man 
durchaus mehr Elektromobilität haben. Das 
Problem ist aber, dass die Zuschüsse, die jetzt 
überall für die Anschaffung von Elektromobili-
tät gezahlt werden, nicht für die Verwaltungen, 
Gemeinden und Städte gelten, wie wir das nun 
einmal sind. Ich muss Ihnen nicht sagen, dass 
wir erstens in einem Haushaltsnotlageland 
sind und zweitens nach dem Haushaltsrecht 
natürlich auch die Wirtschaftlichkeit beachten 
müssen. Leider steht im Haushaltsrecht relativ 
wenig zum Umweltschutz. 
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Ich dachte, ihr macht 
die nachhaltige Beschaffung!) 
 
Bei der Wirtschaftlichkeit zählen die nackten 
Zahlen. Wenn ein Elektrofahrzeug mindestens 
die Hälfte mehr als ein normales Fahrzeug 
kostet, dann muss man sich das wirklich über-
legen und eventuell auf Alternativangebote, 
auf Carsharing, ausweichen, wie wir das for-
dern und in der Verwaltung auch schon häufig 
machen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Gerade das Carsharing geht immer mehr auf 
Elektromobilität. Deswegen springt Ihr Antrag 
viel zu kurz. - Vielen Dank! 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Steiner. 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Frau Dr. Kappert-
Gonther hat eben gesagt: Wenn sich der Ver-
kehr „knubbelt“. Das finde ich süß. Wissen Sie, 
was helfen würde? Eine vernünftige grüne 
Welle. Die würde ich mir öfter wünschen, zum 
Beispiel am Utbremer Ring und bei der 
Parkallee. Das würde ein wenig helfen, das 
Ganze in den Griff zu bekommen.  
 
(Beifall FDP) 
 
 
Wenn wir aber ehrlich sind, liegt das Haupt-
problem hinsichtlich der Feinstaubemissionen 
vor allem bei den Aufwirbelungen und beim 
Reifen-, Bremsen- und Straßenabrieb. Fakt ist, 
dass das auch bei E-Autos zutrifft.  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Es geht um Stickoxide, Frau Steiner, es 
geht nicht um Bremsen!) 
 
Die Wiederaufwirbelungen gibt es bei E-Autos 
genauso wie bei Verbrennungsmotoren. Der 
Staub von Bremsen macht ein Fünftel der ver-
kehrsbedingten Feinstaubemission aus. 

Auch marode Straßen sind ein Problem. Wir 
würden uns wünschen, dass man noch mehr 
in die Infrastruktur investiert, denn auch 
schadhafte Fahrbahnbeläge können zu hohen 
Feinstaubemissionen führen. 
 
Zur getrennten Abstimmung kündige ich an, 
dass wir den Punkten eins, zwei und drei des 
Antrags der Koalition zustimmen und die Punk-
te vier und fünf ablehnen werden. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich habe mich über die zwischendurch bei 
Einzelnen einsetzende Heiterkeit etwas ge-
wundert, weil ich das für ein ernstes Thema 
halte. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Überschriften der beiden Anträge heute 
handeln von Fahrverboten und vom Diesels-
kandal. In Wirklichkeit geht es um Klimaschutz, 
Luftreinhaltung und die menschliche Gesund-
heit. Es geht aber auch um einen der größten 
Industrieskandale Europas - das ist mehrfach 
angesprochen worden -, es geht um einen 
massenhaften Verbraucherbetrug, wie ich ihn 
mir nicht hätte vorstellen können, und es geht 
auch - das ist meiner Meinung nach ein biss-
chen zu kurz gekommen - um eine desaströse 
Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung und 
ein vollständiges politisches Versagen der 
Kanzlerin bei den Versuchen, diese Krise zu 
lösen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dass wir heute an diesem Punkt sind, hat an-
dere Gründe, als die, die der Abgeordnete 
Schäfer vorhin erläutert hat. Das hing nicht 
ausschließlich mit den Dieselsubventionen 
zusammen, sondern damit, dass ungefähr im 
Jahr 2000 die Europäische Union zwei politi-
sche Ziele auf den Weg gebracht und verbind-
lich mit den Mitgliedstaaten vereinbart hat. Das 
eine war das Ziel der Luftreinhaltung, das an-
dere war das Ziel des Klimaschutzes, sodass 
die Autos weniger Treibhausgase emittieren 
dürfen. 
 
Im Jahr 2000 wurde zum einen die europäi-
sche Luftreinhalterichtlinie verabschiedet, die 
im Jahr 2010 in Kraft getreten ist. Heute, sie-
ben Jahre später, halten wir diese Grenzwerte 
in über 60 Städten Deutschlands immer noch 
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nicht ein. Damals wurden zum anderen auch 
die verbindlichen CO2-Standards für Kraftfahr-
zeuge festgelegt. Es war von Anfang an klar, 
dass die Kraftfahrzeuge einen Großteil der 
Schadstoffemissionen verursachen, die für die 
Luftqualitätsrichtlinie wichtig sind. Die Schad-
stoffminderungen in der Luft, die in den vorhe-
rigen Debatten angesprochen worden sind, 
betreffen Stickoxide von den großen Industrie-
anlagen wie Zementwerken, Müllverbren-
nungsanlagen und Stahlwerken, aber nicht 
Pkw. In Bezug auf Pkw hat man bisher wenig 
getan.  
 
Die Hersteller haben auf diese doppelte Her-
ausforderung, einerseits weniger Schadstoffe, 
anderseits weniger CO2 zu emittieren, mit der 
Strategie reagiert, verstärkt auf den Dieselan-
trieb zu setzen, weil er eine bessere CO2-
Effizienz hat, Partikelfilter einzubauen, um das 
Feinstaubproblem in den Griff zu bekommen, 
und kompaktere Motoren mit höherer Leis-
tungsdichte zu entwickeln, die auf kleinem 
Raum mehr Energie freisetzen. Dabei haben 
sie nicht bedacht, dass die Motoren hierdurch 
heißer werden und dass mehr Stickoxide emit-
tiert werden. 
 
Die Hersteller haben nicht leichtere oder effizi-
entere Fahrzeuge gebaut. Im Gegenteil, die 
ganze Pkw-Entwicklung ist meiner Meinung 
nach in eine völlig falsche Richtung gegangen. 
Unsere Straßen werden mehr und mehr mit 
SUVs gefüllt. Wir bekommen Kritik, weil wir in 
den Parkhäusern die Stützfeiler, die für die 
Statik notwendig sind, nicht so versetzen, dass 
zwei SUVs nebeneinander parken können.  
 
Durch den Effekt der Partikelfilter sind die 
Feinstaubwerte Jahr für Jahr ein Stück gesun-
ken - das war auch ein bisschen meteorolo-
gisch beeinflusst - und die Stickoxide konstant 
geblieben, also nicht gesunken. Das haben wir 
in der Deputation, seitdem ich hier im Amt bin, 
Jahr für Jahr in den Luftreinhalteberichten der 
Verwaltung lesen können. Das haben wir seit 
mindestens fünf Jahren beobachtet und ge-
wusst. Wir haben uns immer gefragt, woran 
das liegt.  
 
Die Bundesregierung hat alle diese Hinweise 
verschlafen. Sie hat sie nicht zur Kenntnis 
genommen. Obwohl Bundeskanzlerin Merkel 
Physikerin ist, haben sie und ihre Verkehrsmi-
nister - Dobrindt und zuvor Ramsauer - es 
versäumt, den Dingen nachzugehen und das 
Kraftfahrt-Bundesamt genauer nachschauen 
zu lassen. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Jetzt haben Sie 
aber vollständig auf Wahlkampfmodus umge-
schaltet! Mannomann!) 

Am Ende hat man sich vor zwei Jahren von 
der amerikanischen Umweltagentur EPA vor-
führen lassen. Die hat nämlich nachgewiesen, 
dass der deutsche Hersteller Volkswagen mit 
Schummel-Software gemogelt und die Abgas-
reinigung abgeschaltet hat. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Wenn Sie sich mit 
einer solchen Leidenschaft einmal um Bremer 
Themen kümmern würden!) 
 
Seitdem kommt die Wahrheit häppchenweise 
ans Licht. Wir wussten ja schon, dass die 
Fahrzeugtests mit übermäßig aufgepumpten 
Reifen, angelegten Rückspiegeln, abge-
schraubten Antennen und abgeklebten Türgrif-
fen manipuliert werden, um den Windwider-
stand zu minimieren. Wir wussten aber nicht, 
dass eine Software eingerichtet wird, die bei 
bestimmten sogenannten Thermofenstern die 
Stickoxidminderung abschaltet, um angeblich 
den Motor zu schonen. Bei einem Hersteller 
passierte das bei kühleren Temperaturen als 
10 Grad Celsius und bei Opel unter 17 Grad 
Celsius. Alles das ist gemacht worden, weil 
man wusste, dass auf dem Rollenprüfstand die 
Temperatur 20 Grad beträgt und man dabei 
nicht erwischt wird. 
 
Das Ziel der Hersteller war es, die Abgasreini-
gung so oft wie irgend möglich abzuschalten 
und so viel wie möglich an dem Harnstoff Ad-
Blue zu sparen, der in die viel zu kleinen 
Tanks hineingegeben wird, um nur in der 
Typzulassung diese Tests zu bestehen. Das 
heißt, man hat keine Produktstrategie entwi-
ckelt, die wirklich geeignet ist, sowohl die 
Treibhausgase als auch die Luftschadstoffe zu 
minimieren. 
 
Machen wir uns nichts vor: Die Hersteller ha-
ben das absichtlich getan. Sie haben gemein-
schaftlich verabredet, so zu handeln. Sonst 
wären sie nicht alle bei den gleichen Strate-
gien angekommen. Sie haben das gemacht, 
obwohl sie wussten, dass die Schadstoffe die 
Menschen krank machen. Das heißt, die Her-
steller haben über viele Jahre in Kauf genom-
men, dass Zehntausende von Menschen in 
Deutschland schwere Atemwegserkrankungen 
bekommen und viele von ihnen vorzeitig ster-
ben. Sie haben geglaubt, dass wir alle so 
dumm sind, dass sie damit durchkommen, 
ohne eines Tages erwischt zu werden. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das alles hat die Bundesregierung über all die 
Jahre gedeckt. Sie hat nicht kontrolliert, warum 
die Stickoxidwerte nicht heruntergehen. Sie 
weigert sich bis heute, es als eine Rechtsver-
letzung anzuerkennen, dass die Thermofens-
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ter dafür sorgen, dass der Filter über die Hälfte 
des Jahres abgeschaltet ist, nämlich im Win-
terhalbjahr, wenn die Schadstoffwerte in den 
Städten hoch sind, wenn gefeuert wird und die 
Heizungen in Betrieb sind. Das kann ich nicht 
verstehen. 
 
Nach zwei Jahren Untätigkeit hat die Kanzlerin 
am 2. August zu einer Plauderrunde in das 
Kanzleramt eingeladen. Was ist dabei heraus-
gekommen? Dabei ist herausgekommen, dass 
die angesprochenen Softwaresteuerungen die 
Emissionen vielleicht um zehn Prozent senken 
werden. Das wird mit mehr Kraftstoffverbrauch 
und höheren Emissionen anderer Schadstoffe 
erkauft. Insgesamt ist das also ein Nullsum-
menspiel für die Umwelt. Das bringt im Gan-
zen überhaupt nichts. 
 
Man hat außerdem noch Umweltprämien er-
reicht, die Verbraucher bekommen, wenn sie 
ihre alten Wagen gegen neue umtauschen, 
ohne zu wissen, ob sie ein sauberes Auto be-
kommen. Die realen Messungen der neuen 
Autos zeigen, dass sie die Grenzwerte eben-
falls fünf-, zehn- oder fünfzehnfach überschrei-
ten. Das ist also eine reine Luft- und Betrugs-
nummer. Das will uns die Kanzlerin als erfolg-
reiche Politik verkaufen. Meine Damen und 
Herren, das löst die Probleme der Städte nicht. 
Das ist reine Augenwischerei. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Eines, meine Damen und Herren von der 
CDU, haben Sie, glaube ich, bis heute nicht 
verstanden. Sie wenden sich in dieser Debatte 
gegen die Fahrverbote, als ob das eine politi-
sche Frage wäre. Nein, das ist keine politische 
Frage. Dies hat den Raum der Politik längst 
verlassen, zumindest hier in Deutschland. Es 
gibt genau zwei Treiber für die Fahrverbote. 
Das eine sind die Verwaltungsgerichte und 
demnächst auch die Oberverwaltungsgerichte, 
die die Städte verurteilen, solche Fahrverbote 
zu verhängen. Das andere ist die Europäische 
Kommission, die die Bundesregierung mit ei-
nem Vertragsverletzungsverfahren überzieht, 
weil wir die Grenzwerte der Luftqualitätsrichtli-
nie, die wir seit 2010 einhalten müssten, bis 
heute in über 60 Städten nicht einhalten. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Meine Damen und Herren, ich kenne keine 
einzige Politikerin und keinen einzigen Politi-
ker, die bzw. der für Fahrverbote ist. Es ist ein 
völliges Missverständnis, dass hier immer wie-
der dieser Eindruck entsteht. Ich kenne auch 
keine Politiker und Politikerinnen der Grünen, 
die für Fahrverbote sind. Wir sind einzig für 

wirksame Maßnahmen, damit Gerichte diese 
Fahrverbote nicht verhängen müssen.  
 
Das heißt, dass wir saubere Motoren und ehr-
liche Messungen brauchen. Das ist ganz wich-
tig. Das kommt jetzt von Brüssel. Die Bundes-
regierung hat sich unter den Mitgliedstaaten 
der EU am längsten gegen Messungen der 
Real Driving Emissions gewehrt. Am längsten 
hat die Bundesregierung versucht, das zu ver-
hindern, so wie sie auch andere Abgasstan-
dards bei Autos in der Vergangenheit verhin-
dern wollte. Wir brauchen diese Messungen. 
Wir brauchen eine echte Hardware-
Nachrüstung bei den Bestandsfahrzeugen, die 
nicht zulasten der Verbraucher und Steuerzah-
ler, sondern zulasten derer geht, die uns alle 
über Jahre betrogen haben. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Schließlich müssen wir die Steuerprivilegien 
für den Diesel abschaffen. Auch das ist ange-
sprochen worden. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das machen andere europäische Länder 
schon lange!) 
 
Eines ist mir noch ganz wichtig: Wenn alle 
diese Maßnahmen wirken, dann müssen wir 
unterscheiden können, welche Autos sauber 
sind und welche nicht. Ansonsten haben die 
Verbraucher kein Vertrauen. Sie wissen nicht, 
was sie kaufen sollen. Es ist heute angespro-
chen worden, dass das möglicherweise den 
Herstellern schadet. 
 
(Präsident Weber übernimmt wieder den Vor-
sitz.) 
 
Hier ist die Antwort auf das, was dieser Skan-
dal zur Folge hat. Die Verbraucher lassen die 
Finger von Dieselfahrzeugen, weil sie nicht 
wissen, welchem Wagen sie vertrauen kön-
nen. Damit sie das wissen und erkennen kön-
nen, ist die blaue Plakette erforderlich. Auch 
für die betroffene Kommune, die die 40 
Mikrogramm nicht einhält, sondern bei 80 oder 
120 Mikrogramm liegt und etwas tun muss, 
weil das Verwaltungsgericht dies sagt, ist die 
blaue Plakette wichtig, um unterscheiden zu 
können, welche Fahrzeuge sauber sind, so-
dass man sie in die Stadt fahren lassen kann, 
und welche Fahrzeuge nicht sauber sind. 
 
Ich spreche mich für die blaue Plakette in 
Bremen aus, weil ich weiß, dass auch Bremer 
Autofahrerinnen und Autofahrer irgendwann 
nach Hamburg, Frankfurt, Düsseldorf, Stuttgart 
oder München fahren wollen. Auch dort wollen 
sie freie Fahrt haben. Hamburg ist das erste 
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Bundesland, das Fahrverbote auf der Strese-
mannstraße und der Max-Brauer-Allee ange-
kündigt hat. Dort muss fast jeder entlang, der 
nach Hamburg hineinfährt. Das sind Straßen, 
auf denen Sie mit ihrem Auto fahren wollen, 
wenn Sie ein neues Auto haben. Sie sehen 
doch nicht ein, dass dort ein Verbotsschild 
aufgestellt wird. Deswegen müssen wir Fahr-
zeuge unterscheiden können. Solange wir 
keine Unterscheidung haben, wird der Käufer-
streik anhalten. 
 
Meine Damen und Herren, das ist schädliche 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dieses Versäumnis schadet den Herstellern 
und führt dazu, dass Dieselfahrzeuge zuneh-
mend unverkäuflich werden. Wir haben in 
Deutschland und in England zweistellige Ein-
brüche bei den Dieselverkaufszahlen in den 
Exportmärkten zu verzeichnen. Die Autoin-
dustrie ist eine Exportindustrie. In den USA ist 
der Dieselanteil kleiner als drei Prozent, in 
Japan beträgt er zwei Prozent, in China ein 
Prozent und in Brasilien null Prozent. Das sind 
die Märkte, die man mit dieser Mogel-Strategie 
erobern wollte. Die Quittung dafür hat man 
jetzt bekommen. 
 
Meine Damen und Herren von der CDU, eines 
kann ich mir zum Abschluss nicht verkneifen. 
Sie haben mir gestern in der Debatte eine 
ganze Menge an den Kopf geworfen. Vieles 
davon fand ich grenzwertig. Einiges habe ich 
persönlich auch als Grenzüberschreitung emp-
funden. Das lasse ich jetzt einmal so stehen. 
Aber bemerkenswert fand ich die Ehrlichkeit, 
mit der Sie Ihre Haltung deutlich gemacht ha-
ben, dass Ihnen die Menschen und ihr Wohl-
ergehen in dieser Stadt vollkommen egal sind, 
solange nur die Autos rollen. Sie haben noch 
einmal betont: Jede B 6n ist besser als keine 
B 6n. Wenn sie den Menschen durch die 
Kleingärten fahren, ist das in Ordnung. Sie 
haben den Monsterknoten bei der A 281 ges-
tern noch einmal verteidigt. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja, ganz genau!) 
 
Heute sagen Sie uns, wir sollen Dieselautos 
überall fahren lassen, egal wie krank die Men-
schen werden. 
 
Meine Damen und Herren, das ist nicht die 
Politik, die ich mir für Bremen wünsche. Das ist 
auch nicht die Politik, die ich mir für Deutsch-
land wünsche. Deshalb wünsche ich mir einen 
Politikwechsel in Berlin. - Vielen Dank! 
 

(Starker Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor.  
 
Damit ist die Beratung geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Ich lasse zuerst über den Antrag der Fraktion 
der CDU abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1101 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, FDP, BIW, Abg. Schäfer [LKR]), 
Abg. Tassis [AfD])  
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos] 
, Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass 
die Bürgerschaft (Landtag) den Antrag ablehnt. 
 
Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen und der SPD abstim-
men. 
 
Hier ist getrennte Abstimmung beantragt wor-
den.  
 
Ich lasse zuerst über die Ziffern eins bis drei 
des Antrags abstimmen. 
 
 
Wer den Ziffern eins bis drei des Antrags der 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der 
SPD mit der Drucksachen-Nummer 19/1197 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abg. Patrick Öztürk [SPD, frakti-
onslos], Abg. Tassis [AfD], Abg. Frau Wend-
land [parteilos],  
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, BIW, Abg. Schäfer [LKR]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) 
stimmt den Ziffern eins bis drei des Antrags zu. 
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Ich lasse jetzt über die Ziffern vier und fünf des 
Antrags abstimmen. 
 
Wer den Ziffern vier und fünf des Antrags der 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der 
SPD mit der Drucksachen-Nummer 19/1197 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
noch einmal um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos], 
Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, FDP, BIW, Abg. Schäfer 
[LKR], Abg. Tassis [Afd]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die 
Bürgerschaft (Landtag) stimmt den Ziffern vier 
und fünf des Antrags zu. 
 
Bremens Stärken besser für Gründungen 
und Start-ups nutzen 
Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, der FDP, der CDU und DIE 
LINKE 
vom 29. Juni 2017 
(Drucksache 19/1139) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Innovationspolitik im Land Bremen neu 
aufstellen 
Antrag der Fraktionen der CDU und der 
FDP 
vom 12. September 2017 
(Drucksache 19/1234) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator 
Günthner. 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Kottisch. 
 
Abg. Kottisch (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir debat-
tieren heute Abend zwei Anträge, zum einen 
den Antrag „Bremens Stärken besser für 
Gründungen und Start-ups nutzen“ und zum 
anderen den Antrag „Innovationspolitik im 
Land Bremen neu aufstellen“. 
 
Lassen Sie mich zu dem ersten Antrag, dem 
Start-up-Antrag, damit beginnen, dass ich mich 
bei allen demokratischen Fraktionen dieses 
Landtages bedanke, die alle gemeinsam und, 
wie ich finde, mit großer Mühe diesen Antrag 

auf den Weg gebracht haben. Das Ganze be-
gann damit, dass wir auch die Start-up-Szene 
einbezogen haben. Danach hat Fraktion für 
Fraktion diesen Antrag noch verbessert. Ich 
freue mich über das Ergebnis. Ich glaube, 
dass es ein gutes ist und dass die Start-ups 
neben Existenzgründungen allgemein als 
Thema sehr wichtig sind.  
 
Start-ups stehen für die Prosperität einer Re-
gion. Sie sind super wichtig für uns. Sie för-
dern durch den Wettbewerb, den sie initiieren, 
die Innovationsfähigkeit regionaler Unterneh-
men. Insofern fördern sie auch die Wettbe-
werbsfähigkeit der regionalen Wirtschaft. Sie 
sind für einen erfolgreichen Strukturwandel 
notwendig. Wir alle kennen das. Irgendwann 
brechen Alt-Industrien und an diesen Standor-
ten Strukturen und Arbeitsplätze weg. Das 
muss kompensiert werden. Das kann nur 
durch vitale, agile und zukunftsorientierte Un-
ternehmen geschehen. Das sind Start-ups mit 
einer hohen Wachstumsrate.  
 
Start-ups bieten Beteiligungschancen für etab-
lierte Unternehmen. Für diese ist es interes-
sant, sich an Start-ups zu beteiligen, weil sie 
ihre eigene betriebliche Wettbewerbsfähigkeit 
darüber fördern, ihr eigenes Wachstum mitor-
ganisieren können, die Innovationsfähigkeit 
und auch den eigenen Strukturwandel im Un-
ternehmen mithilfe solcher Beteiligungen oder 
durch die Einbindungen derartiger Start-ups 
nach vorn bringen können. 
 
Was ist für Start-ups wichtig? Für sie ist es 
neben der Netzwerkmöglichkeit mit diversen 
Strukturen, die sie brauchen - darauf gehe ich 
später noch ein, wenn es die Zeit zulässt -, 
extrem wichtig, dass sie vernünftig mit Kapital 
ausgestattet werden. Stichwort Wagniskapital. 
Ich denke, dass wir im Bereich der Seed-
Finanzierung, also ganz am Anfang der Grün-
dungsfinanzierung, sehr gut sind, aber im Be-
reich Wachstumsfinanzierung noch eindeutig 
Potenzial erschließen können und müssen.  
 
Darum fordern wir in diesem Antrag, die Bre-
mer Aufbau-Bank zu stärken und die Beteili-
gungsmöglichkeiten an Start-ups auszubauen. 
Ich freue mich, dass Herr Stapp als Geschäfts-
führer der Bremer Aufbau-Bank hier ist. Vielen 
Dank für Ihr Interesse! Ich denke, es ist wich-
tig, dass die Bremer Aufbau-Bank die Möglich-
keit bekommt, noch stärker als bisher in das 
Wachstum von Unternehmen zu investieren.  
 
(Beifall SPD, FDP) 
 
Wir fordern das aber nicht isoliert, sondern wir 
fordern ebenfalls, dass auch das private En-
gagement großer Unternehmen verstärkt er-

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1139
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möglicht wird. Ich habe gehört, dass es inso-
weit beihilferechtliche Probleme gibt, dass also 
Unternehmen ab einer gewissen Größe 
Schwierigkeiten bekommen, sich an anderen 
Unternehmen zu beteiligen. Auch das muss 
geheilt werden. Dafür muss es Wege geben. 
 
Wir halten es für notwendig, dass die Bremer 
Aufbau-Bank einen Beirat, bestehend aus 
mittelständischen Bremer Unternehmerinnen 
und Unternehmern, erhält, sodass Expertise 
durch diese Menschen in diesen Beirat ein-
fließt und dadurch frühestmöglich die Marktfä-
higkeit der Start-ups evaluiert wird und auch 
die weltweiten Geschäftskontakte dieser Un-
ternehmerinnen und Unternehmer genutzt 
werden, um die Start-ups zu unterstützen. 
Hauptziel dieser Idee ist es, ein gemeinschaft-
liches finanzielles Engagement von Bremer 
Aufbau-Bank und Privatunternehmen aus 
Bremen zu organisieren. Ich denke, wenn sich 
ein privates Unternehmen, das weiß, wie be-
stimmte Geschäftsideen einzuschätzen sind, 
an einem Unternehmen finanziell beteiligt, 
dann kann das für die Bremer Aufbau-Bank 
durchaus ein Beleg dafür sein, dass dieses 
Geschäftsmodell Zukunft hat. 
 
Eine weitere Idee, die vielleicht nicht ganz so 
leicht umsetzbar ist, die wir aber dennoch in 
den Antrag aufgenommen haben, ist die eines 
Start-up-Fonds. Wir meinen, es könnte für die 
Ansiedlung von Start-ups ein echter Wettbe-
werbsvorteil sein, wenn wir einen solchen 
Start-up-Fonds hätten.  
 
(Glocke) 
 
Das ist auch eine gute Anlagemöglichkeit für 
Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt im 
Sinne der Standortförderung. 
 
 
Ich habe gehört, dass die Glocke hinter mir 
geklingelt hat. Vielleicht darf ich noch einen 
letzten Satz zum Thema Vernetzung sagen.  
 
Das zweite wichtige Thema neben der Kapital-
ausstattung ist das der Vernetzung. Ich habe 
es schon angesprochen. An dieser Stelle 
möchte ich dem Senat und auch der Aufbau-
Bank für die Idee danken, ein START Haus zu 
planen und in Kürze umzusetzen. Wir halten 
das für richtig. Sie kommen damit auch unse-
rer Forderung nach, die Instrumente der staat-
lichen Wirtschaftsförderung für Gründerinnen 
und Gründer und Start-ups durch Fokussie-
rung zu stärken. 
 
Ich werde ein zweites Mal nach vorn kommen 
und das weiter ausführen. - Vielen Dank an 
dieser Stelle! 

(Beifall SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Steiner. 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich 
riesig darüber, dass wir heute ein gemeinsa-
mes Signal aller Fraktionen für Gründungen 
und Start-ups setzen können. Das ist unglaub-
lich wichtig. Vielen Dank an Herrn Kottisch, der 
dieses Vorhaben eingeleitet und maßgeblich 
mit unterstützt hat. 
 
(Beifall FDP, SPD) 
 
Gründer brauchen zuallererst eine Vision, 
dann ein Geschäftskonzept und dann eine 
riesige Portion Mut, ihre Träume Wirklichkeit 
werden zu lassen. Wer gründet, nimmt seine 
Existenz selbst in die Hand, stellt sich dem 
harten Wettbewerb mit anderen und riskiert 
auch ein Scheitern. Für Bremen ist eine bunte 
Unternehmenslandschaft mit vielen Gründun-
gen und Start-ups belebend und ein absoluter 
Mehrwert. Eine gelebte Gründerkultur bringt 
viele junge Menschen ins Land, die Lust ha-
ben, Neues zu erschaffen, die für ihre Ideen 
brennen und hier im Land Bremen etwas aus-
probieren wollen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Daher gibt es auch einen harten Wettbewerb 
um die besten Standorte für Gründer, wie wir 
wissen. Gründung ist zurzeit in aller Munde. 
Gerade die Stadtstaaten Hamburg und Berlin 
ziehen in Deutschland besonders viele Grün-
derinnen und Gründer an. Aber auch Städte 
wie München und Leipzig tun ganz viel dafür. 
Bremen hinkt aktuell mit den Gründerzahlen 
leider noch etwas hinterher. Das können wir 
heute mit diesem Antrag hoffentlich ändern 
und damit einen ersten wichtigen und guten 
Schritt tun. 
 
Ich finde es großartig, dass von allen ein gro-
ßer Schritt getan wird, um Bremen zur Start-
up-City zu machen. Gründer und Gründerin-
nen brauchen insbesondere Unterstützungs-
leistungen. Ich möchte daher einige Punkte 
dieses Antrages herausstellen, die aus unserer 
Sicht besonders wichtig sind. 
 
Erstens finden wir es wichtig, dass zukünftig 
Beteiligungen bis zu 800 000 Euro an Neu-
gründungen über das EFRE-Programm mög-
lich sind. Wir finden es genauso wichtig, dass 
ein Beirat aus mittelständischen Unternehmen 
installiert wird, der näher am Markt ist und den 
Gründungen tatsächlich helfen kann. Diese 
Unternehmen sind bei solchen Vorhaben eine 
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wichtige Stimme, haben den Blick aus der 
Praxis und auch diverse Möglichkeiten, Türen 
zu öffnen. Oft fehlt es den Gründern nicht nur 
an Geld. Genauso viel wert ist auch die Bera-
tungsleistung eines Mentors, der Kontakte 
knüpft, Türen öffnet und dabei hilft, das Ge-
schäftsmodell zu überdenken und neue Wege 
zu beschreiten. Genauso wichtig ist es am 
Anfang auch, jemanden zu haben, der hilft, die 
ersten Strukturen aufzubauen. 
 
Zweitens sind wir besonders erfreut darüber, 
dass wir mit diesem Antrag zur Gründung ei-
nes Bremer Start-up-Fonds beitragen, an dem 
sich auch ganz normale Bürger, Unternehmen, 
Banken und Versicherungen beteiligen kön-
nen. Es ist super, dass frei entschieden wer-
den kann, an wen Gelder aus dem Fonds ver-
geben werden, und dass nicht ausschließlich 
technik- oder innovationsgetriebene Unter-
nehmen profitieren werden. Damit gibt man 
vielen neue Chancen, die bisher oft an Hürden 
gescheitert sind, wenn ich zum Beispiel an den 
High-Tech-Gründerfonds auf Bundesebene 
denke, der vielen gar keine Möglichkeiten er-
öffnet.  
 
Der dritte Punkt, der mir an diesem Antrag 
besonders gefällt, ist die starke Mittelstands-
bezogenheit. Wir haben sie mit dem Beirat bei 
den Beteiligungen, bei der Förderung von 
Netzwerken, und wir sehen das auch beim 
Vorantreiben des Themas Start-ups als be-
triebliches Innovationsinstrument. Das gefällt 
mir und ist richtig. Ich freue mich, dass wir 
insoweit gemeinsam an einem Strang ziehen. 
 
(Beifall FDP) 
 
 
Wenn es um den Mittelstand geht, geht es 
aber nicht nur um Start-ups. Deshalb möchte 
ich noch etwas anderes zu dem gemeinsamen 
Antrag sagen. Ich meine, wenn wir den ge-
meinsamen Antrag zur Gründung als Start-
schuss als echte Gründungs- und Start-up-
Strategie für das Land Bremen begreifen, dann 
können wir auch den heutigen Antrag von 
CDU und FDP als Anfangspunkt einer neuen 
Innovationsstrategie begreifen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Eine Innovationsstrategie dreht sich nicht nur 
um Gründungen und Start-ups. Sie sieht das 
Thema ganzheitlicher und stärker aus der mit-
telständischen Innovation heraus. Dabei geht 
es beispielsweise um das Thema einer regio-
nalen Forschungs- und Entwicklungsplattform. 
Dabei reden wir auch über nachprüfbare Mei-
lensteine und eine Weiterentwicklung der Clus-
terpolitik. 

Das alles sind aus unserer Sicht richtige und 
wichtige Themen. Daher würden wir uns freu-
en, wenn Sie zusätzlich auch dem weiterge-
henden Antrag zustimmten. - Vielen Dank!  
 
(Beifall FDP)  
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kastendiek. 
 
Abg. Kastendiek (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben den Ansatz einer fraktionsübergreifende 
Initiative zum Thema Start-ups gern aufgegrif-
fen. Dafür auch von unserer Seite einen herzli-
chen Dank an den Kollegen Kottisch.  
 
Diese Initiative greift die Diskussionen der 
letzten Jahre mit auf. Wenn in der Wirtschafts-
deputation diese Fragestellungen im wieder-
kehrenden Rhythmus vonseiten des Ressorts 
oder der Koalition aufgegriffen wurden, wurde 
nämlich immer gefragt: Was habt ihr denn? Es 
ist doch alles in Ordnung! Wo ist das große 
Problem an dieser Stelle?  
 
Ich glaube, fraktionsübergreifend besteht die 
Erkenntnis, dass mehr getan werden muss 
und dass wir erheblich mehr Gas geben müs-
sen, um Bremen für Start-ups und Gründer 
attraktiver zu machen, ohne die Ansätze und 
die Initiativen, die es schon gibt, negieren oder 
schlechtreden zu wollen. Das wird ja immer 
sofort reflexartig gesagt, wenn man den Finger 
erhebt. Es muss einfach mehr gemacht wer-
den. Wenn man sich die Indikatoren anschaut, 
gibt es schon gewisse Zusammenhänge, die 
darauf hinweisen, dass nicht alles optimal ist. 
 
Die erste Aussage lautet also, dass wir uns als 
CDU-Fraktion mit dem Ansatz in unserer 
grundsätzlichen Haltung, dass in diesem Be-
reich mehr gemacht werden muss, mehr als 
bestätigt sehen. 
 
Der zweite Punkt, auf den ich eingehen möch-
te, ist der weitergehende Antrag zum Thema 
Innovationspolitik, den Frau Steiner eben 
schon angesprochen hat. Leider hat der Kolle-
ge Kottisch noch nicht sagen können, wie sich 
die Koalition zu dem Antrag einlassen wird. Da 
er von uns gekommen ist, vermute ich, dass er 
reflexartig abgelehnt werden wird. Aber ich 
glaube, das wäre zu kurz gedacht. Wenn man 
sich die Studie des Hamburger WeltWirt-
schaftsInstituts aus dem Jahr 2015 anschaut, 
die auf Initiative der Handelskammer entwi-
ckelt worden und mit „Impulse für die Innovati-
onspolitik im Land Bremen“ überschrieben ist, 
gibt es hier einen sehr starken Handlungsbe-
darf. Hier schließt sich auch der Kreis, auf der 
einen Seite die Gründerszene zu verstärken 
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und auf der anderen Seite den programmati-
schen und inhaltlichen Background dieses 
Politikfeldes deutlich zu machen und weiter zu 
fördern. 
 
Vor diesem Hintergrund hat mich das Interview 
des Staatsrats, welches wir heute im „Weser-
Kurier“ lesen konnten, ein bisschen über-
rascht. In den letzten zwei Jahren war er of-
fensichtlich auf einer verkehrten Veranstaltung. 
Wenn man das ein ironisch formulieren wollte, 
könnte man sagen, dass politische Trittbettfah-
rerei praktiziert wurde. Aber das werde ich in 
diesem Zusammenhang natürlich nicht tun. 
 
Nach den „Impulsen für die Innovationspolitik 
im Land Bremen“ - ich möchte das jetzt nicht 
im Einzelnen vorlesen, weil ich sonst eine ver-
längerte Redezeit bräuchte - müssen die of-
fensichtlichen Schwächen des bremischen 
Innovationssystems erkannt werden, müssen 
Einseitigkeiten überwunden werden und muss 
systemisch gedacht werden, müssen Innovati-
onsdialoge eingerichtet und Kooperationen 
gefördert werden, muss ein umfassendes 
Konzept entwickelt werden. Auch müssen 
Stärken in neuen Bereichen hervorgebracht 
werden. Das ist einer der wesentlichen Punkte. 
Die Themenfelder, die als Cluster, als Innova-
tionsfelder, identifiziert worden sind, sind vor 
10 bis 15 Jahren identifiziert worden. Da fehlt 
die Erneuerung, da fehlt das Update.  
 
Der öffentlich-private Innovationsfonds geht in 
Richtung der Frage, die Herr Kollege Kottisch 
in dem Antrag der Fraktionen aufgeworfen hat. 
Auch die Themen der Scharnierbranchen und 
der Weiterentwicklung der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft sind in dem gemeinsamen Antrag 
aufgeführt. 
 
Das zeigt, dass wir weiterdenken müssen und 
dass es erhebliche Handlungsbedarfe gibt. 
Deswegen hoffe ich - die Hoffnung stirbt zu-
letzt, das habe ich schon das eine oder andere 
Mal kennenlernen dürfen und müssen -, dass 
dem zugestimmt wird. Aber ich vermute, dass 
sich die Koalition an dieser Stelle wieder zu-
rückhalten wird nach dem Motto: So schlimm 
ist das alles gar nicht! Das machen wir alles 
schon! Das sind ja die normalen Stichworte, 
Herr Bücking. Ist Ihr Redebeitrag, den Sie 
gleich halten werden, so? 
 
(Abg. Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]: Ge-
nau!) 
 
Das ist klar. Ich bin aber optimistisch, dass Sie 
beim Thema Start-ups irgendwann so einsich-
tig sind wie beim Thema Innovation, dass wir 
uns spätestens in zwei Jahren hier wiederse-
hen und Sie uns mit einem Antrag beglücken 

werden, den wir dann natürlich mit großer 
Freude und Hoffnung wieder gemeinsam un-
terschreiben werden. Wenn dies das Ergebnis 
eines solchen Ansatzes ist, dann gern. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, damit ver-
lieren wir aber leider Zeit. Das ist das Ärgerli-
che dabei. - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Bücking. 
 
Abg. Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Natürlich ist alles prima, was wir machen. Wir 
sehen keinen Anlass, den Vorstoß von Herrn 
Kastendiek aufzugreifen. In der Tat glaube ich 
aber, dass es eine kluge Idee ist, diese beiden 
Themen, Innovation und Förderung der Start-
ups, in einem Atemzug zu diskutieren. Die 
Themen hängen sehr eng zusammen. Das 
wird jeder bestätigen können, der sich genauer 
damit beschäftigt.  
 
Wir schreiben in dem Antrag, der auf die Koali-
tion zurückgeht, dass die Start-ups wissensba-
sierte Geschäftsideen verfolgen. Diese wis-
sensbasierten Geschäftsideen sind oft sozu-
sagen an der Kante der bisher entwickelten 
Vorgänge und wirklich etwas Neues, ein 
Schritt in Richtung Zukunft mit neuer technolo-
gischer Basis, einer neuen Geschäftsidee und 
einem neuen Anwendungsfall von techni-
schem und wirtschaftlichem Wissen. Das 
hängt in der Tat ganz eng mit der Innovations-
fähigkeit der Stadt zusammen. Dies ist offen-
kundig.  
 
Aber der Reihenfolge nach! Ich glaube, wir 
sind in Bezug auf das Gründungsgeschehen in 
der Stadt eher noch schwach. Wir sind nicht 
auf dem Niveau, das man sich für eine Stadt 
wie Bremen wünschen muss, insbesondere 
deswegen, weil die Aufgaben so groß sind. 
Wenn man sich die Bremer Wirtschaftsstruktur 
anschaut, sind wir in einer Situation, in der wir 
eine exquisite Wissenschaftslandschaft haben, 
in die enorm viel öffentliches Geld fließt und 
die sich in letzter Zeit ausgezeichnet weiter-
entwickelt hat. Das geschah im Übrigen 
durchaus auf der Grundlage von Impulsen, die 
die Große Koalition gegeben hat, die aber, wie 
man weiß, seit Langem nicht mehr regiert, 
sodass wir einen großen Teil der Verdienste 
uns zuschreiben. Trotzdem ist das eine ge-
meinsame Anstrengung der Bremer Politik 
über einen langen Zeitraum gewesen, und es 
ist eine sehr wertvolle Anstrengung gewesen.  
 
Diese große staatliche Leistung hat in der 
Wirtschaft der Stadt eine noch zu geringe Wir-
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kung. Wenn Sie genau hinschauen, müssen 
Sie das bestätigen. Rund um unseren Spitzen-
technologiebereich im Wesentlichen in der 
Raum- und Luftfahrt ist es in hohem Maße der 
Fall, dass Forschungs- und Entwicklungsleis-
tungen erbracht werden, mit allen Konsequen-
zen Ingenieure eingestellt und Innovationen 
erzeugt werden. Aber schon bei der Hoch-
technologie – das ist das, was man dem Fahr-
zeug- und Maschinenbau zuordnet - ist das 
keineswegs der Fall. Das erklärt die Zahlen.  
 
Wenn Sie genauer in die beiden Gutachten 
hineinschauen, die unserer Debatte unter an-
derem zugrunde liegen, werden Sie das bestä-
tigt finden. Bisher erzeugt die wissenschaftli-
che Exzellenz der Universitäten eine noch zu 
geringe Wirkung in der Erneuerung der wirt-
schaftlichen Basis der Stadt. Das müssen wir 
dringend genau anschauen und ändern. 
 
An der Kante dieser großen Wissenschaftsin-
stitutionen geht es so zu, dass die Absolventen 
der Hochschulen, der Technischen Hochschu-
len, der MINT-Fächer, im großen Stil in der 
Bremer Industrie unterkommen. Das ist die 
erste, auf die Ausbildung der Fachkräfte bezo-
gene Wirkung dieses Wissenschaftsbereichs. 
Das Zweite sind die Ausgründungen. Das Drit-
te sind die selbstständigen Gründungen der 
Absolventen. Auf diesem Gebiet sind wir ver-
gleichsweise immer noch schwach. 
 
Mit dem Antrag, der die Entwicklung der Start-
ups fördern soll, versuchen wir, im kleinen 
Maßstab das zu organisieren, was wir jetzt 
dazu beitragen können, zum Beispiel eine 
Adresse, an der man alles findet - das START-
Haus -, die Konzentration von Mitteln und die 
Beratung, die den Gründern zur Verfügung 
gestellt werden, und die Vernetzung mit den 
Wissenschaftsinstitutionen und der hiesigen 
Wirtschaft. Das scheint mir insgesamt eine 
kluge Idee zu sein. Ich hoffe sehr, dass das 
klappt. 
 
Ich finde aber, ein weiterer Gedanke muss 
unbedingt ausgesprochen werden. Es gibt 
nicht einfach nur einen Mangel den Strukturen, 
die wir immer neu nachjustieren müssen, son-
dern es geht auch um die Fragen, ob sich ge-
nug Unternehmerinnen und Unternehmer in 
dieser Stadt finden, ob sich neue Unterneh-
men bilden, ob es für junge Leute attraktiv ist, 
sich zu entscheiden, als Selbstständige oder 
als Selbstständiger etwas zu riskieren. Ich 
glaube, das ist ein Teil des Problems. Wir ha-
ben zu wenige von diesem Typus Mensch in 
dieser Stadt. Wir sollten uns fragen, ob wir mit 
der Art und Weise, wie wir diese Stadt politisch 
repräsentieren - damit meine ich Opposition 
und Regierungskoalition -, immer alles tun, 

was notwendig ist, um das hervorzubringen. 
Deswegen finde ich es gut, dass es gelungen 
ist, einen Start-up-Antrag aller Fraktionen die-
ses Hauses einzubringen.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Er lädt uns ein, ein bisschen strammer darüber 
nachzudenken, was wir dazu beitragen kön-
nen. Ich finde den schrillen Ton von Frau Stei-
ner nicht immer gut, aber dass sie sich sozu-
sagen als selbstbewusste Unternehmerin in 
die Debatte einbringt, finde ich absolut sinn-
voll. Es wäre mir lieb, wenn es noch ein paar 
mehr täten. 
 
Darüber hinaus möchte ich sagen, dass Inno-
vation, also die Erneuerung der technischen, 
wissenschaftlichen und kulturellen Basis der 
Wirtschaft, einen Prozess darstellt, der in der 
Richtung umkämpft ist. Wir haben gerade die 
Debatte über Diesel, Elektromobilität und die 
Frage, wie wir unsere Mobilität organisieren, 
geführt. Daran konnte man das gut sehen. 
Innovation ist zunächst einmal eine enorme 
Suchbewegung der Gesellschaft als Ganzes, 
aber natürlich nicht interessensfrei. 
 
(Glocke) 
 
Da sind mächtige Unternehmen und Lobby-
Organisationen unterwegs, die dem eine be-
stimmte Richtung geben. 
 
(Glocke) 
 
Es ist durchaus notwendig, dass man verant-
wortet, welche Richtung die Sache nehmen 
soll. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Gerade weil es so schwer ist, die Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass wir eine Zu-
kunft finden, die das Leben auf diesem Plane-
ten organisiert, auf dem mehr als sieben Milli-
arden Menschen satt werden müssen, 
 
(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Klingeling!) 
 
ist es notwendig, dass wir die Atmosphäre so 
halten, dass wir am Schluss noch atmen kön-
nen und uns nicht in einen Backofen sperren. 
Deshalb ist Innovation der Schlüssel für die 
Zukunft der Menschheit. Die Grenzenlosigkeit 
des menschlichen Erfindergeistes ist eine Ba-
sis dafür, dass es einen Ausweg gibt. Dieser 
muss aber eine Richtung haben.  
 
Lassen Sie uns in diesem Sinne viel an der 
richtigen Stelle gründen. - Vielen Dank! 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Rupp. 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt einen 
Antrag, der die Gründerszene in Bremen bele-
ben will, der von allen Fraktionen getragen 
wird, und einen Antrag von der CDU und der 
FDP, der die Innovationsfähigkeit in der bremi-
schen Wirtschaft und in Forschung und Ent-
wicklung verbessern will. 
 
Wir haben uns dem gemeinsamen Antrag an-
geschlossen, weil wir natürlich sehen, dass es 
in diesem Bereich der Gründerinnen und 
Gründer derzeit nicht besonders gut aussieht. 
Interessanterweise fängt es damit an, dass wir 
gar nicht genau wissen, warum die Entwick-
lung hier eigentlich zurückgegangen ist. 
 
Wir wissen, dass es in Zeiten, in denen die 
wirtschaftliche Lage und damit die Lage am 
Arbeitsmarkt nicht so gut waren, ganz viele 
Notgründungen gab, mit denen Leute versucht 
haben, in irgendeiner Weise ein kleineres Un-
ternehmen aufzumachen, um sich über Was-
ser zu halten. Wir wissen auch, dass die Rate 
derjenigen, die gescheitert sind, relativ hoch 
war. Wir wissen das aber nicht genau und 
kennen auch nicht den Vergleichszeitraum und 
die Vergleichsbasis. Von daher ist mit am 
wichtigsten, dass wir das Monitoring, die Be-
obachtungen der Entwicklungen und Trends in 
dieser Szene, verbessern, sodass wir auch 
beurteilen können, ob es besser oder schlech-
ter wird, und das nicht nur vermuten können. 
 
 
Dass es richtig ist, beide Themen gleichzeitig 
zu diskutieren, stimmt meines Erachtens nur 
zum Teil. Es gibt sicherlich eine Schnittmenge 
zwischen Existenzgründung und Innovation, 
insbesondere dann, wenn Existenzgründerin-
nen und Existenzgründer innovative Firmen 
gründen. Aber es gibt natürlich auch Innovati-
onen, Forschungen und Entwicklungen in Be-
trieben, die schon existieren. Das steht auch in 
dem Antrag. Deswegen ist es nicht das Glei-
che. 
 
Ich komme nun zu unserem gemeinsamen 
Antrag. Wir stehen dahinter, aber haben jetzt 
schon ein paar Erkenntnisse, die wir weiterdis-
kutieren können. Das START Haus, mit dem 
wir nicht mehr und nicht weniger als die Welt 
und das Klima retten, wie Kollege Bücking 
ausgeführt hat, hätten wir auch gern, wenn das 
klappt.  
 

(Abg. Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]: Ja, 
nicht weniger als das!) 
 
Wir meinen, es ist wichtig zu schauen, ob es 
eine Möglichkeit gibt, Existenzgründerinnen 
und Existenzgründern Räume zur Verfügung 
zu stellen, und zwar nicht nur in Form einer 
Zwischennutzung.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
An einer Stelle steht, dass wir Frauen dafür 
begeistern müssen, Gründerinnen zu werden. 
Ich meine, da könnten wir noch ein kleines 
bisschen weiterdenken.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir wissen, dass es in der Regel nicht an der 
Begeisterung scheitert, sondern dass Frauen, 
wenn sie Kredite haben möchten, ihren Wirt-
schaftsplan erfahrungsgemäß zweimal oder 
dreimal vorlegen müssen. Ungefähr 95 Pro-
zent der Gründerinnen und Gründer sind Män-
ner, nur fünf Prozent sind Frauen. Ich glaube, 
das liegt nicht daran, dass Frauen nicht von 
dem begeistert sind, was sie tun, sondern an 
strukturellen Hemmnissen. Ich empfehle, über 
eine Verbesserung der eigenen Netzwerk- und 
Kommunikationsstrukturen nachzudenken. Ich 
meine auch, dass wir darüber nachdenken 
müssen, die Förderstrukturen ein Stück weit 
anzupassen oder einzuspringen, wenn Frauen 
Schwierigkeiten haben, bei einer Bank Geld zu 
bekommen. 
 
Wenn wir insbesondere alleinerziehende 
Frauen ermutigen wollen, Gründerinnen zu 
werden, dann brauchen wir beispielsweise 
auch einen Ort, an dem sie arbeiten und ihr 
Kind oder ihre Kinder abgeben können. Das ist 
ganz wichtig. Das heißt, wir müssen auch über 
Kindergärten oder Kindertagesplätze nach-
denken. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es wird unter anderem darum gehen - das 
kommt auch zum Teil im Innovationsantrag der 
CDU vor -, dass wir Themen, Branchen und 
Cluster noch einmal überdenken. Denn es gibt 
völlig  unterschiedliche Bereiche. Es gibt den 
Bereich der Kreativwirtschaft, in dem die Pro-
duktionsmittel relativ leicht zu erwerben sind 
und in dem sich relativ leicht Leute zusammen-
finden können. Es ist aber auch eine interes-
sante Frage, wie beispielsweise der Online-
handel die Chancen von Existenzgründerinnen 
und Existenzgründern im Bereich des Einzel-
handels beeinflusst. Hat man damit nicht 
sozusagen einen Riegel vorgeschoben? 
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Die nächste Frage ist, wie eigentlich das, was 
wir jetzt als Industrie 4.0 vor Augen haben, und 
wie die gewaltigen Umwälzungen, die es in der 
Produktion und Industrie geben wird, die 
Gründerinnen- und Gründerszene beeinflus-
sen, ob es überhaupt Nischen gibt bezie-
hungsweise ob vielleicht sogar eine Chance 
darin liegt. An diese Dinge müssen wir denken.  
 
Wir müssen auch unsere Cluster-Definition 
noch einmal überdenken. Meines Erachtens 
kommen in der jetzigen Cluster-Strategie Bre-
mens zwei Cluster nicht vor, nämlich Gesund-
heit und Lebensmittel. 
 
(Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss.  
 
Erstens stimmen wir dem Antrag, den wir mit 
eingebracht haben, selbstverständlich zu. 
Zweitens enthalten wir uns bei dem Antrag der 
CDU und FDP. Ein paar Punkte darin muss 
man, wie dargelegt, bedenken. Einige Punkte 
sind unseres Erachtens noch nicht hinreichend 
geklärt, um sagen zu können, ob wir das gut 
finden oder nicht. Insbesondere haben wir 
nicht genau verstanden, was das „Gründer-
zentrum im Grünen“ ist. Und eine Transfer-
plattform an den Hochschulen finden wir auch 
noch - -. 
 
(Abg. Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
Gründungszentrum hätten wir unterstützt!) 
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kottisch. 
 
Abg. Kottisch (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind 
noch eine Antwort darauf schuldig, warum wir 
den Innovationsantrag ablehnen. Das möchte 
ich noch zum Besten geben, auch wenn es 
jetzt schon relativ spät ist. Vielleicht schaffen 
wir es, noch drei bis vier Minuten gemeinsam 
zu debattieren. 
 
Lassen Sie mich vorweg noch einmal kurz auf 
das START Haus eingehen, das ich zum 
Schluss meines ersten Beitrags erwähnt habe. 
Ich finde es sehr wichtig, dass dort die Mög-
lichkeit der Vernetzung auch mit den etablier-
ten Unternehmen und insbesondere mit den 
Industrieunternehmen, die wir hier in unseren 
Clustern haben, besteht. Bremen kann sich 
darüber freuen, dass ein sehr großer Indust-
riebesatz vor Ort ist und verschiedene Sekto-

ren repräsentiert sind wie eigentlich in keiner 
anderen Stadt.  
 
Insofern finde ich die Idee gut, dass man auch 
die Start-up-City, so wie Lencke Steiner es 
fordert, ein Stück weit fokussiert, eine Positio-
nierung im Markt erreicht und sagt, dass wir für 
Start-up-Ansiedlungen und für Start-up-
Entwicklungen, die einen Industriebezug ha-
ben, besonders gut sind. Ich glaube, damit 
liegen wir ganz gut. 
 
Ich muss noch einmal betonen, wie gut ich es 
finde, dass wir diesen Antrag gemeinsam auf 
den Weg gebracht haben. Ich finde, das, was 
Robert Bücking gesagt hat, dass wir von hier 
aus die Welt retten sollen, ist keine Spinnerei 
und keine Utopie. Das muss der Ansatz sein. 
Das muss die Idee sein. Das muss man wol-
len.  
 
(Beifall SPD, FDP) 
 
Dann kommt auch etwas Gutes dabei heraus. 
 
Warum lehnen wir den Antrag der CDU und 
der FDP ab?  
 
(Abg. Frau Niemeyer [CDU]: Das kann ich 
nicht verstehen!) 
 
Sie fordern in diesem Antrag eine regionale 
FuE- und Technologietransferplattform, aber 
erklären nicht, was Sie darunter verstehen. Sie 
fordern auch - das hat auch Herr Kollege Rupp 
schon erwähnt - ein grünes Gründerzentrum in 
Hochschulnähe, ohne zu erklären, was Sie 
eigentlich damit wollen und was Sie darunter 
verstehen. Im Übrigen ist das eine Forderung, 
die wir schon einmal abgelehnt haben. Das 
haben wir auch ausführlich begründet und 
gesagt, wir möchten lieber die privaten Initiati-
ven, die es gibt, unterstützen. Dinge wie das 
Kraftwerk der swb, den Coworking Space bei 
neusta oder weserwork finden wir gut. 
 
Das ist auch der Grund, warum wir damals ein 
öffentlich finanziertes Culture Startup Center 
der FDP abgelehnt haben. Insofern glauben 
wir, dass der private Ansatz besser ist. 
 
Sie fordern die Verankerung der Gründungs-
förderung in allen Fächern der bremischen 
Hochschulen, so steht es in Ihrem Antrag. Das 
halten wir nicht nur für unrealistisch und blau-
äugig, sondern wir halten es auch für nicht 
vereinbar mit der Hochschulautonomie. Wir 
können deshalb diesen Antrag nur ablehnen, 
weil wir ihm inhaltlich nicht zustimmen können. 
So einfach ist das. Es ist kein reflexartiges 
Ablehnen, sondern es ist wirklich inhaltlich 
begründet. 
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(Zuruf Abg. Kastendiek [CDU]) 
 
Herr Kastendiek, Ihr Antrag hat auch gute An-
sätze, das ist überhaupt keine Frage. In einem 
Punkt haben Sie völlig recht: Der Technologie- 
und Wissenstransfer könnte eindeutig verbes-
sert werden, hier haben wir ein Defizit. Es ist 
auch kein ausschließlich bremisches Problem, 
sondern es ist ein bundesweites Problem. 
Dennoch, finde ich - frei nach dem Motto, von 
hier aus verändern wir die Welt -, sollten wir 
dieses Thema noch einmal bearbeiten, und 
das werden wir auch tun.  
 
Für unsere Fraktion haben wir es bereits ent-
sprechend entschieden. Zusammen mit den 
Kollegen Gottschalk und Reinken habe ich mir 
schon intensive und weitreichende Gedanken 
gemacht. Wir wollen dieses Thema genauso 
gründlich und intensiv bearbeiten, wie wir es 
mit dem Startup-Antrag gemacht haben. Wir 
werden auch in diesem Fall wieder auf Sie 
zukommen, vielen Dank, dass Sie es ange-
sprochen haben. 
 
(Zuruf Abg. Kastendiek [CDU]) 
 
Das sind doch Themen, die sich nun wirklich 
nicht für einen Wahlkampf eignen, sondern es 
sind Themen, die wir bearbeiten müssen, um 
Gründerinnen und Gründern beim Startup zu 
helfen und das Klima hier entsprechend positiv 
zu gestalten. Weiterhin wollen wir den Wissen-
stransfer optimieren. Wir kommen also wieder 
auf Sie zu. Vielleicht können wir einen ge-
meinsamen Antrag verabreden, aber heute - 
und das gestatten Sie mir - freuen wir uns 
zunächst einmal über den gelungenen und 
sehr breit getragenen Startup-Antrag.  
 
Ich bedanke mich noch einmal bei den Opposi-
tionsparteien für ihre Unterstützung. - Ihnen 
danke ich für die Aufmerksamkeit! 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kastendiek. 
 
Abg. Kastendiek (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
erspare es mir jetzt, auf das übliche Kleinklein 
einzugehen: Der eine Halbsatz ist ein bisschen 
schwierig, der nächste Halbsatz passt nicht so 
ganz in unser Konzept! 
 
Wir hätten gern, wenn Sie wirklich ein frakti-
onsübergreifendes Interesse gesehen hätten, 
einer Aussetzung des Antrags zugestimmt. Auf 
der Grundlage eines solchen Ansatzes wäre 
es fraktionsübergreifend schön gewesen - weil 
wir davon überzeugt sind, dass das Thema 
Innovationspolitik eine größere Bedeutung in 
Bremen bekommt und weil es nicht im Klein-

klein des politischen Diskurses versinken darf -
, wenn Sie gesagt hätte, der Antrag enthält ein 
paar gute Ideen, bei dem einen oder anderen 
kann man anderer Auffassung sein, aber las-
sen Sie uns den Antrag als gemeinsame Basis 
nehmen. Ich will hier noch einmal deutlich 
machen, dass wir diesen Ansatz mitgemacht 
hätten, wir haben nämlich überhaupt kein 
Problem damit, wer auf dem Driver Seat sitzt. 
 
 
Wir nehmen das zur Kenntnis und sind auf Ihre 
Ansätze gespannt, die Sie entwickeln wollen. 
Ich kann Ihnen nur die Empfehlung geben, das 
Gutachten des HWDIs einzubeziehen, weil in 
dem Gutachten ganz konkrete Hinweise zur 
Innovationspolitik genannt worden sind. Das 
wäre eine Basis, sich fraktionsübergreifend auf 
eine Analyse zu beziehen, die, glaube ich, 
ganz konkret und sehr konstruktiv nach vorn 
gerichtet die Notwendigkeiten für die Innovati-
onspolitik in Bremen und Bremerhaven aufge-
zeigt. Es gibt Handlungsbedarf.  
 
 
Wir sehen es gerade bei der Windenergie. Es 
ist ein tolles Cluster, das in der Vergangenheit 
entwickelt worden ist. Wir müssen aufpassen, 
dass es nicht vom Winde verweht wird. Im 
Augenblick scheint eine Gefahr zu bestehen, 
wenn man sich die Entscheidung, die die Fir-
ma Siemens gestern zur Acht-Megawatt-
Anlage getroffen hat, vor Augen führt und 
überlegt, was diese Entscheidung für die Zu-
kunft bedeuten könnte.  
 
Es besteht ganz dringend eine Handlungsnot-
wendigkeit, und deshalb werden wir bei dieser 
Thematik ganz eng weiter mit am Ball bleiben. 
- Herzlichen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat 
das Wort Herr Senator Günthner. 
 
Senator Günthner*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Einige 
Anmerkungen zur Debatte: Ich freue mich über 
den gemeinsamen Antrag, weil er meiner 
Überzeugung nach deutlich macht, dass das 
Thema Startup, dass das Thema Gründungs-
geschehen und dass auch die Bereitschaft zu 
unternehmerischen Aktivitäten in diesem Hau-
se positiv zu sehen, sich dabei unterzuhaken 
und die notwendigen Schritte zu gehen, richtig 
aufgegriffen worden sind. Ich finde, das ist für 
den Standort Bremen wichtig und richtig, weil 
es deutlich macht, was wir dort miteinander 
gewinnen können. Es macht gleichzeitig aber 
auch deutlich, welche Defizite noch vorhanden 
sind. 
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Ich will ganz bewusst versuchen, vielleicht nur 
die eine oder andere Frage in einer Zeit zu 
stellen, in der sich alle gewiss sind, was man 
machen muss, um richtige Lösungen zu fin-
den. Es können manchmal die richtigen Lö-
sungen sein, aber sie müssen es nicht sein. 
 
Es ist hier beispielsweise über Gründerzen-
tren, Angebote für Startups und Angebote für 
Gründerinnen und Gründer gesprochen wor-
den. Ich habe im vergangenen Jahr mit einer 
Delegation das Silicon Valley besucht. Dort 
habe ich mit ganz vielen jungen Raumfahrtun-
ternehmerinnen und Raumfahrtunternehmer 
gesprochen, viele stammten aus bremischen 
Unternehmen. Sie sind im Übrigen überwie-
gend zum Studium nach Bremen gekommen, 
aber auch zum Arbeiten, weil Bremen über 
eine hohe Exzellenz und eine hohe Expertise 
verfügt. 
 
Wir haben uns dann in einem schäbigen von 
McDonald‘s aufgegebenen Gebäude die Akti-
vität der Startups angeschaut. Wir haben eine 
Raketenproduktion in einer Halle neben einem 
Trailerpark besichtigt. Ich stelle jetzt hier ein-
mal die Frage in den Raum: Sind wir miteinan-
der in der Lage derart niedrigschwellige Ange-
bote zu machen, wenn vorher nicht festgelegt 
worden ist, welche Teppichbodenfarbe das 
Gründerzentrum haben muss, wie lange sie in 
der Halle bleiben können, ob noch das Fett in 
den Fritteusen in dem von McDonald’s aufge-
gebenen Gebäude sein darf und was sie dort 
eigentlich machen sollen. Können wir sagen: 
Wir haben eine Halle, wir haben ein Gebäude, 
wir legen leistungsfähige Datenleitungen, und 
wir wollen nicht, dass uns vorher nachgewie-
sen wird, welche wirtschaftliche Tragfähigkeit 
das Startup für die nächsten zehn oder zwölf 
Jahre hat, sondern wir geben Menschen Raum 
zum Ausprobieren? Das ist nach meiner festen 
Überzeugung notwendig. Erste Anmerkung! 
 
Zweite Anmerkung! Nach meiner festen Über-
zeugung ist es ebenfalls notwendig, dass wir 
versuchen, die Beratungskompetenz, die wir in 
einem hohen Umfang haben, im Starthaus zu 
bündeln. Man muss sich natürlich auch die 
Frage stellen: Wenn es viele Beratungsange-
bote gibt, wenn es viele Beratungsmöglichkei-
ten gibt und wenn es viele Programme gibt, die 
die Menschen in Bremen und Bremerhaven 
motivieren sollen, sich selbstständig zu ma-
chen, warum wird das nicht angenommen? 
Liegt es an den Beratungsprogrammen, oder 
liegt es möglicherweise daran, dass Men-
schen, die an der Universität arbeiten, eine 
andere Perspektive ergreifen wollen? Oder 
liegt es daran, dass jemand sagt, ich möchte 
erst einmal in der Industrie arbeiten? 

Wir haben gerade für Absolventinnen und Ab-
solventen der Universitäten, insbesondere im 
Bereich der Hochtechnologie, am Standort 
Bremen hoch attraktive Angebote. Das müs-
sen wir auch zur Kenntnis nehmen. 
 
Dritte Anmerkung! Nach meiner Auffassung ist 
es notwendig, dafür zu sorgen, dass die Fi-
nanzierbarkeit - darüber ist schon gesprochen 
worden - über die BAB, aber auch über priva-
tes Geld ermöglicht wird. Es muss die Mög-
lichkeit geschaffen werden, mit Risikokapital 
Startups zu unterstützen. Das ist nach meiner 
Auffassung auch ein Punkt, den wir miteinan-
der aufgreifen müssen. Wir müssen uns in 
diese Richtung entwickeln. 
 
Zum Thema Innovationspolitik - weil es eben-
falls angesprochen worden ist - möchte ich 
darauf hinweisen, dass meiner Auffassung 
nach nicht richtig ist, wenn man so tut, als ob 
die bremische Politik bremischen Unterneh-
men Quoten vorgeben könne, wie hoch ihr 
FuE sein müsse. Das hat etwas mit staatlicher 
Lenkung zu tun, die immer wieder bei Ihnen 
durchblitzt. 
 
Wenn man sich den Antrag zur Innovationspo-
litik anschaut, dann werfen Sie uns zunächst 
vor, viele Papiertiger produziert zu haben - im 
Übrigen Papiertiger, denen Sie ebenfalls zu-
gestimmt haben, zum Beispiel im Bereich der 
Innovationspolitik das Maßnahmenpaket 2016, 
das insbesondere dazu dient, EFRE-Mittel 
einsetzen zu können -, und dann fordern Sie 
uns anschließend dazu auf, viele neue Kon-
zepte vorzulegen. Ich bin davon überzeugt, 
dass unsere Ausrichtung entlang der starken 
industriellen Cluster mit einem hohen Innovati-
onspotenzial, mit einem hohen Forschung- und 
Entwicklungspotenzial im Bereich der Luft- und 
Raumfahrt, im Bereich der Häfen, im Bereich 
der Automobilindustrie und auch im Bereich 
der Windenergie richtig ist. Wir müssen diese 
Stärken weiter fördern, wir müssen weiter da-
für sorgen, dass wir die Potenziale, die wir in 
diesen Bereichen haben, weitergeben. 
 
Vierte Anmerkung! Wenn Sie sich das For-
schungszentrum EcoMaT anschauen, dann ist 
es genau der Beweis dafür, wie wir über unter-
schiedliche Bereiche - aus dem Automobilbe-
reich, aus der Luftfahrt, aus der Raumfahrt, 
aus dem Jachtbau und aus dem Maschinen-
bau - hinweg Themen angehen, wie es uns 
dort gelingt, Unternehmen zusammenzubrin-
gen, wie es uns gelingt, Forschung und Ent-
wicklung zusammenzubringen. Die Bereiche 
sollen dazu beitragen, die Exzellenz, die in 
Bremen vorhanden ist, weiter zu stärken. 
Deswegen bin ich fest davon überzeugt, dass 
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wir in der Innovationspolitik richtig aufgestellt 
sind.  
 
Es ist selbstverständlich, dass wir weiter daran 
arbeiten werden, dass in Bremen und Bremer-
haven viele Unternehmen gegründet werden. - 
Insofern herzlichen Dank für Ihren Antrag! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Ich lasse zuerst über den Antrag der Fraktio-
nen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der 
FDP, der CDU und der Fraktion DIE LINKE 
abstimmen. 
 
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) 
stimmt dem Antrag zu. 
 
(Einstimmig) 

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen 
der CDU und der FDP abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU und 
der FDP seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, FDP, BIW, Abg. Öztürk [SPD, 
fraktionslos], Abg. Schäfer [LKR], Abg. Tassis 
[AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Abg. Frau 
Wendland [parteilos]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(DIE LINKE) 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt 
den Antrag ab. 
 
Damit haben wir das Ende unserer heutigen 
Tagesordnung erreicht. Ich wünsche Ihnen 
einen angenehmen Abend. 
 
Ich schließe die Sitzung. 
 
(Schluss der Sitzung 18.11 Uhr) 
 
Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden 
vom Redner/von der Rednerin nicht überprüft. 
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